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1. Neue Debatte um das Wirt-
schaftswachstum

Das Wirtschaftswachstum ist durch die
globale Wirtschafts- und Finanzkrise
verstärkt in die Kritik geraten. V. a. das
Bruttoinlandsprodukt als Wohlstands-
indikator erscheint vielen ungeeignet
und der Ruf nach einen Wachstums-
verzicht wird lauter. Es sei ein Irrglaube,
dass Wachstum den Menschen Wohl-
stand bringe, meinen die Kritiker. Wohl-
stand sei mehr als der Wert von Gütern
und Dienstleistungen, wie er durch das
Bruttoinlandsprodukt gemessen werde.
Auch Umweltverträglichkeit und Bil-
dung, sogar Glück, müssten als Krite-
rien des Wachstums gemessen wer-
den.1 Sie beziehen sich dabei auf die Ar-
beitsergebnisse einer Kommission, die
vom französischen Staatspräsidenten
Nicolas Sarkozy beauftragt wurde. Die-
se 22-köpfige Kommission, an der nam-
hafte Ökonomen wie die Nobelpreis-
träger Joseph Stiglitz und Amartya Sen

beteiligt waren, hat sich kritisch mit
der Aussagekraft des Bruttoinlandspro-
dukts auseinandergesetzt.2 Der franzö-
sische Staatspräsident wird mit folgen-
der Aussage zitiert: „Das Bruttoinlands-
produkt hat ausgedient und muss um
die Qualität von Umweltschutz, Sozial-
leistungen und öffentliche Dienstleis-
tungen ergänzt werden.“3

Diese Kritik ist nicht neu. Bereits 1972
hat der Club of Rome die Grenzen des
Wachstums beschworen.4 Heute tragen
vor allem die Umwelt- und Klimade-
batte dazu bei, die Wachstumszweifel
zu verstärken. Im Kern geht es dabei um
zwei zentrale Kritikpunkte: Zum einen,
so wird kritisiert, sei das Bruttoinlands-
produkt als Wohlstandsindikator un-
geeignet. Zum anderen, so wird gefor-
dert, sei Wachstumsverzicht das Gebot
der Stunde. „Verzicht als Gewinn“ wird
als entscheidende Zukunftsstrategie be-
schrieben.5 Beide Kritikpunkte sollen
im Folgenden hinterfragt werden.

Editorial:
Wirtschaftswachstum in der
Kritik: Muss Wohlstand neu

definiert werden?

Peter Witterauf

Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise hat deutliche Spuren hinterlassen: Die
Wirtschaftsaktivitäten sind eingebrochen, die Arbeitslosigkeit ist gestiegen und
nimmt auch 2010 in den meisten Ländern weiter zu. Die politisch Verantwortli-
chen hoffen deshalb auf neues Wirtschaftswachstum, auch in Deutschland. Eine
Reihe von Maßnahmen wie das Wachstumsbeschleunigungsgesetz wurde auf den
Weg gebracht, um die deutsche Wirtschaft wieder auf Wachstumskurs zu führen.
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Peter Witterauf6

2. Das Bruttoinlandsprodukt –
der falsche Wohlstands-
indikator?

Das Bruttoinlandsprodukt gibt den
Gesamtwert aller Güter (Waren und
Dienstleistungen) an, die während ei-
nes Jahres innerhalb der Landesgren-
zen einer Volkswirtschaft hergestellt
wurden und dem Endverbrauch die-
nen. Das Bruttoinlandsprodukt ist also
ein Maß für die wirtschaftliche Leis-
tung einer Volkswirtschaft in einem
bestimmten Zeitraum, eine Art Wirt-
schaftsbilanz. Schon von der Defini-
tion her ist es keine Sozialbilanz, Um-
weltbilanz, Gesundheitsbilanz oder
Glücksbilanz. Faktoren wie soziale Si-
cherheit, Zustand der Umwelt, Gesund-
heitsversorgung, soziale Gerechtigkeit
und Lebensqualität werden vom Brut-
toinlandsprodukt nicht oder zumin-
dest nicht direkt erfasst. Auch die Aus-
sagekraft ist ungenau, da zum Beispiel
Schwarzarbeit und Eigenbedarfspro-
duktion sowie unbezahlte Tätigkeiten
(Hausarbeit, Heimwerken, Hobbys, Eh-
renämter) nicht mitberechnet werden.

Dennoch ist das Bruttoinlandsprodukt
ein sehr wichtiger Indikator und im in-
ternationalen Vergleich eine der aussa-
gefähigsten Größen. Nur wenige Indi-
katoren werden derart exakt ermittelt
wie das Bruttoinlandsprodukt, so dass
hier am ehesten internationale Verglei-
che möglich sind. Zugleich steht außer
Frage, dass mit der Wirtschaftsleistung
eines Landes auch die finanziellen
Möglichkeiten steigen, um Aufgaben
wie soziale Sicherheit, Schutz der Um-
welt und Lebensqualität zu erfüllen –
ganz zu schweigen von der Bekämp-
fung von Armut und Hunger, was in
vielen Ländern der Welt die drän-
gendste Aufgabe überhaupt ist.

Das Bruttoinlandsprodukt pro Kopf
zeigt im internationalen Vergleich sehr
deutlich, dass weltweit gewaltige Un-
terschiede in der Wirtschaftskraft be-
stehen. Im Jahr 2008 (für 2009 gibt es
noch keine verlässlichen Zahlen) lag es
zum Beispiel in der Schweiz bei 68.400
US-Dollar, in den Vereinigten Staaten
von Amerika bei 47.400 US-Dollar, in
Deutschland bei 44.700 US-Dollar und
in Japan bei 38.500 US-Dollar. Dem ge-
genüber verzeichneten zum Beispiel
Russland ein Pro-Kopf-Bruttoinlands-
produkt von 11.800 US-Dollar, Brasi-
lien von 8.300 US-Dollar, die Volksre-
publik China von 3.260 US-Dollar und
Indien von 1.017 US-Dollar. An letzter
Stelle lagen die Demokratische Repu-
blik Kongo mit 185 US-Dollar und Bu-
rundi mit 138 US-Dollar.6 Wer wollte
bestreiten, dass mit diesen Unterschie-
den auch Wohlstandsdifferenzen – wie
auch immer definiert – verbunden
sind?

Auch die absolute Größe des Bruttoin-
landsprodukts verdeutlicht die Wirt-
schaftskraft und das Wohlstandspoten-
zial eines Landes. Mit 14,4 Billionen
US-Dollar nahmen die USA im Jahr
2008 weltweit die Spitzenposition ein
und lagen deutlich vor Japan mit 4,9
Billionen US-Dollar und China mit 4,3
Billionen US-Dollar. Danach folgten
Deutschland mit 3,6 Billionen US-Dol-
lar, Frankreich mit 2,9 Billionen US-
Dollar und Großbritannien mit 2,7 Bil-
lionen US-Dollar.7

Wenn es darum geht, den Wohlstand
eines Landes in seinen verschiedenen
Ausprägungen zu erfassen, dann kann
das Bruttoinlandsprodukt durch eine
Reihe anderer Indikatoren ergänzt wer-
den. Der Gini-Index zum Beispiel ist
ein Maß dafür, wie gleich bzw. ungleich
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Editorial: Wirtschaftswachstum in der Kritik 7

die Einkommens- und Vermögensver-
teilung in einem Land ist. Der Human
Development Index (HDI) wird aus
dem Pro-Kopf-Volkseinkommen gebil-
det und bezieht die Lebenserwartung
sowie den Bildungsgrad mit ein. Der
Genuine Progress Indicator (GPI) ist ein
Maß für die wirtschaftliche Leistung ei-
ner Volkswirtschaft, das die Nachhal-
tigkeit von Wachstum abbilden soll.
Sein Vorläufer war der Index of Sustain-
able Economic Welfare (ISEW).8 In dem
bereits erwähnten Bericht der vom
französischen Präsidenten eingesetz-
ten Kommission wird empfohlen, das
„Wohlergehen“ eines Landes zu mes-
sen. Neben Einkommen und Vermö-
gen werden insbesondere erwähnt: Ge-
sundheit, Bildung, Zustand der Um-
welt, Freizeit, soziale Netzwerke und
politische Betätigungsmöglichkeiten.9

Es ist allerdings zu bedenken, dass die
Ermittlung dieser „Zusatzindikatoren“
nur sehr begrenzt möglich ist. Auch die
Aussagekraft ist großen Teils sehr ein-
geschränkt. Im Bereich der Einkom-
mensverteilung zum Beispiel liegen für
internationale Vergleiche kaum belast-
bare Zahlen vor. Es kommt hinzu: Eine
Reihe von Indikatoren kann positiv
oder negativ interpretiert werden. Ist
zum Beispiel eine hohe Ärztedichte
Ausdruck der guten Gesundheitsver-
sorgung eines Volkes oder spiegelt sie
nicht eher einen hohen Krankheits-
stand wider? Noch schwieriger wird es,
wenn versucht wird, das „Glück“ der
Menschen zu messen. Hier ist bei man-
chen Indikatoren Vorsicht am Platz.

Der Ökonom Ulrich van Suntum hat
im Auftrag der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft ein „Glücks-Bruttoin-
landsprodukt“ entwickelt. Es enthält
elf Faktoren, darunter das Wachstum

des Bruttoinlandsprodukts pro Kopf,
die Arbeitslosenquote, die Einkom-
mensverteilung, das jährliche Netto-
einkommen, den Gesundheitszustand
sowie die Sorge um die finanzielle Si-
cherheit und den Arbeitsplatz.10 Dieser
„Lebenszufriedenheits-Indikator“ kann
zumindest für Deutschland als zusätz-
liche Entscheidungshilfe dienen.

3. Verzicht auf Wirtschafts-
wachstum – der richtige Weg?

Es steht außer Frage, dass Wirtschafts-
wachstum, also die Zunahme des Brut-
toinlandsprodukts, zu negativen Fol-
gen führen kann. Hier werden vor al-
lem der Ressourcenverbrauch und die
Belastung der Umwelt genannt, insbe-
sondere auch vor dem Hintergrund der
Klimaproblematik. Auch negative Fol-
gen für das Zusammenleben werden
angeführt: Eine zunehmende „Kon-
sumorientierung“ zum Beispiel belastet
das Gemeinwesen.

Dennoch wäre ein politisch verord-
neter „Wachstumsverzicht“ problema-
tisch. Für viele Entwicklungs- und
Schwellenländer ist eine wirtschaftli-
che Aufwärtsentwicklung notwendig,
um Hunger und Armut erfolgreich zu
bekämpfen. Aber auch Industrieländer
wie Deutschland brauchen dringend
mehr Wirtschaftswachstum: zum Ab-
bau der drastisch gestiegenen Staats-
verschuldung, zur Sicherung des so-
zialen Netzes, für familienpolitische
Leistungen, zum Erhalt und zur Neu-
schaffung von Arbeitsplätzen, zum
Schutz der Umwelt und zum Ausbau
umweltfreundlicher Technologien, um
nur einige Beispiele zu nennen. Gerade
am Arbeitsmarkt steht Deutschland in
den nächsten Jahren vor großen He-
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rausforderungen. Bestehende Arbeits-
plätze müssen erhalten, neue Arbeits-
plätze geschaffen werden. Dies ist nur
möglich, wenn es gelingt, neue Wachs-
tumspotenziale zu erschließen.

Nach den Berechnungen des Statis-
tischen Bundesamtes ist das Brutto-
inlandsprodukt in Deutschland im
Jahr 2009 um rund 5% gesunken. So
stark schrumpfte das Bruttoinlands-
produkt seit Bestehen der Bundesrepu-
blik noch nie. Die Zahl der Unterneh-
menszusammenbrüche ist gestiegen,
ebenso die Arbeitslosigkeit. Für 2010
rechnet der Sachverständigenrat zur
Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung mit einem Wirt-
schaftswachstum von 1,6%. Bei der Ar-
beitslosigkeit erwartet er einen Anstieg
um 500.000 Personen auf knapp vier
Millionen Personen.11 In dieser Situa-
tion kommt es entscheidend darauf an,
die Wachstumskräfte zu stärken und
nicht zu schwächen. Mit Recht fordert
der Sachverständigenrat deshalb zum
Beispiel Impulse in der Innovations-
politik.12

Ein weiteres Beispiel: Deutschland hat
sich im Rahmen der internationalen
Staatengemeinschaft verpflichtet, sei-
ne Leistungen für die ärmeren Länder
in den nächsten Jahren weiter zu stei-
gern. Wie soll dies ohne Wirtschafts-
wachstum möglich sein?

Wachstumskritiker verweisen gerne auf
die Tatsache, dass der Zuwachs an
Wohlstand in den westlichen Indus-
trienationen in den vergangenen Jahr-
zehnten zu keinem Anstieg im Wohl-
befinden der Bevölkerung geführt
habe.13 Dies ist sicherlich insoweit zu-
treffend, als Wachstum allein nicht
ausreicht, um die Bevölkerung zufrie-

dener zu machen. Aber: Wäre die Be-
völkerung zufriedener, wenn die Ar-
beitslosigkeit in Deutschland weiter
deutlich ansteigt? Im Übrigen zeigen
Forschungsergebnisse des Schweizer
Ökonomen Bruno Frey, dass die wich-
tigste wirtschaftliche Einflussgröße auf
das Glücksgefühl die Arbeit ist. Wer sei-
nen Job verliert, wird unglücklich. Dies
bewirkt das Gefühl, nutzlos zu sein und
von der Gesellschaft nicht mehr ge-
braucht zu werden.14

Der britische „Glücksökonom“ Richard
Layard ist der Auffassung, dass die
Menschen zu viel arbeiten und deshalb
frohe Momente mit Freunden und Fa-
milie verpassen würden. Er fordert des-
halb höhere Steuern, damit sich Arbeit
weniger lohnt. Der Staat soll die Men-
schen zu ihrem Glück zwingen und das
Wirtschaftswachstum, das ohnehin
nicht zufrieden macht, kleiner ausfal-
len lassen.15 Wäre eine solche „Glücks-
diktatur“ wirklich wünschenswert?
Oder sollte es nicht weitgehend dem
Einzelnen überlassen bleiben, wie er
seine Zielvorstellungen verwirklichen
will?

Nicht ein wie auch immer definier-
ter Verzicht auf Wachstum ist das Ge-
bot der Stunde, sondern eine staatli-
che Rahmensetzung, die qualitatives
Wachstum ermöglicht. Es ist nämlich
ein Irrglaube, zusätzliches Wirtschafts-
wachstum immer mit Umweltbelas-
tung gleichzusetzen. Zusätzliches Wirt-
schaftswachstum kann zum Beispiel
bedeuten: Verbesserung des Bildungs-
angebotes für Kinder und Jugendli-
che, bessere Pflegeleistungen in Senio-
renheimen, die Herstellung umwelt-
freundlicher Technologien, Ausbau des
Dienstleistungssektors generell. Manch-
mal könnte man glauben, Wachstums-
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Editorial: Wirtschaftswachstum in der Kritik 9

kritiker setzen Wirtschaftswachstum
nur mit Kohlekraftwerken und Stahl-
produktion gleich.

Zu bedenken ist insbesonders auch,
dass Deutschland nicht einfach aus
dem internationalen Wettbewerb „aus-
steigen“ kann. Für ein rohstoffarmes
Land wie Deutschland, das vom Wis-
sen und Können seiner Menschen lebt
und auf Exporterfolge angewiesen ist,
wäre dies mit gravierenden Wohl-
standseinbußen verbunden.

Und natürlich haben auch wir alle
selbst über unser Verhalten es in der
Hand, die weitere Wirtschaftsentwick-
lung qualitativ zu steuern. Die Nach-
frage bestimmt letztlich das Angebot.
Mit einer „zukunftsfähigen Kultur“
können wir alle dazu beitragen, dass
Konsumorientierung und eine Veren-
gung auf rein materielle Wohlstands-
mehrung zurückgedrängt werden. Wer
hindert uns, zum Beispiel verstärkt um-
weltfreundliche Produkte nachzufra-
gen oder das gesellschaftliche Mitei-
nander zu stärken?16

4. Zusammenfassung und
Bewertung

Das Bruttoinlandsprodukt, das die wirt-
schaftliche Leistung einer Volkswirt-
schaft misst, hat zweifellos eine Reihe
von Schwachstellen. Dennoch ist es ei-
ne wichtige und aussagekräftige Mess-
größe. Es ist als internationaler Indika-
tor unverzichtbar und sollte deshalb
nicht ersetzt, sondern um andere geeig-
nete Indikatoren ergänzt werden. Indi-
katoren wie der „Human Development
Index“ oder ein „Lebenszufriedenheits-
Indikator“ ermöglichen wichtige Zu-
satzinformationen, um das „Wohlerge-
hen“ eines Landes einzuschätzen.

Ein staatlich verordneter „Wachstums-
verzicht“ wäre ein Irrweg. Aufgaben wie
die Bekämpfung der Armut, die Siche-
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen
sowie der Schutz der Umwelt können
nurdurchzusätzlichesWirtschaftswachs-
tum erfüllt werden. Notwendig ist aber
qualitatives und nachhaltiges Wachs-
tum. Hierfür sind die entsprechenden
Rahmenbedingungen zu schaffen.
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Politische Studien-Zeitgespräch
mit Nikolaus Bachler, Staats-
intendant der Bayerischen
Staatsoper: „Man muss der

Kunst die Gegenwart abringen“

Nikolaus Bachler wurde in der Steiermark, Österreich, geboren. Nach der Schau-
spielausbildung am Max Reinhardt-Seminar in Wien und zwei Spielzeiten am
Landestheater Salzburg folgten mehrere Jahre Schauspielengagements in
Deutschland (Deutsches Theater Göttingen, Freie Volksbühne Berlin, Thalia
Theater Hamburg, Deutsches Schauspielhaus Hamburg). Ab 1987 war er künst-
lerischer Direktor an den Staatlichen Schauspielbühnen Berlin, ab Herbst 1990
Producteur artistique von Taller Europe Paris. Von 1991 bis 1996 leitete er als In-
tendant die Wiener Festwochen. Von 1996 bis 1999 war er Direktor der Volksoper
Wien. Am 1. September 1999 trat er als Nachfolger von Claus Peymann als
Direktor des Wiener Burgtheaters an. Seit September 2008 ist er Intendant der
Bayerischen Staatsoper München.

Politische Studien: Herr Bachler, ist
Oper ein Leitmedium oder sogar eine
Leitkultur? Ich könnte mir vorstellen,
dass die Oper, das was sie in früheren
Jahrhunderten für Politik schon einmal
war, wieder werden könnte, oder sehen
Sie die Entwicklung anders?

Nikolaus Bachler: Nein. Ich bin
grundsätzlich gegen den Begriff von
Leitkultur. Erstens ist der Begriff aus
einer Zeit besetzt, an die wir nicht an-
schließen sollten. Zweitens hat Leitkul-
tur immer mit Didaktik zu tun und da-
mit letztlich mit Zwang. Mir ist der Be-
griff „kulturelles Biotop“ lieber. Denn
ausgehend von der Ökologie gibt es be-

stimmte sensibilisierende und reini-
gende Momente. Darin liegt, glaube
ich, die Aufgabe der Kunst im Allge-
meinen und vielleicht der Oper im Be-
sonderen. Letztlich erzählt die Kunst
über den Menschen, über sich selbst.
Seit die Menschen der Neuzeit immer
mehr mechanisiert wurden, ist es die
Aufgabe der Musik und der Oper, die
Gesellschaft und die Menschen wieder
zu humanisieren. Im weitesten Sinne
ist dies die Aufgabe, die uns immer
mehr zukommt und die auch immer
bedeutsamer werden wird. Oper ist also
fast ein Reservat für Dinge, die Gefahr
laufen, verloren zu gehen: Sprache,
zwischenmenschliche Sensibilität, Mit-
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gefühl – Gefühle im Allgemeinen. Das
alles sind unsere Themen. Das sind die
Stoffe unserer Werke.

Politische Studien: Können Sie also sa-
gen, dass Oper nach wie vor eine Wer-
te vermittelnde Instanz ist, insbeson-
dere, wenn es um humane Werte geht?

Nikolaus Bachler: Absolut, das ist ganz
zentral. Ich würde sagen, dass es immer
weniger vermittelnde Orte in der Ge-
sellschaft gibt. Man sieht dies z.B. in
Krisenzeiten – wie auch jetzt – an den
ständig steigenden Besucherzahlen.

Politische Studien: In der Politik wird
in den letzten Jahren ebenfalls ver-
stärkt die Rückbesinnung auf humane
Werte eingefordert. Kann Politik hier
von der Oper lernen, oder stellt sich
Oper sogar in den Dienst der Politik?

Nikolaus Bachler: Man darf nicht ver-
wechseln, wovon oder von wem man
lernen kann. Lernen kann man von
den Werken. Theaterleute verwechseln
das manchmal. In den letzten zwanzig
Jahren ist es üblich geworden, dass ge-
rade Theaterleiter zu allen politischen
Dingen ihre Statements abgeben und
glauben, nur weil sie Schiller spielen,
könnten sie die Politik besser durch-
schauen. Man kann vom Genie der
Schriftsteller oder der Komponisten ler-
nen, weil diese durch ihre Begabung
eine durchdringende Sicht auf die poli-
tischen Dinge und Prozesse haben. Po-
litik hat sich ihrerseits in jeder funktio-
nierenden Zivilisation mit Kunst be-
schäftigt und große Politiker sind
immer kunstaffine Menschen gewesen.
Womöglich hat erst Kunst dazu beige-
tragen, dass sie große Politiker wurden.
Da gibt es schon einen Zusammen-
hang. Wie auch bedeutende Mediziner

oder andere Menschen, die in ihrem
Bereich Außergewöhnliches leisten,
verhalten sie sich auf die eine oder an-
dere Art dem Künstlerischen gegenüber
sehr aufgeschlossen. Man braucht nur
die Geschichte zu studieren – letztlich
waren die bedeutendsten Herrscher-
häuser die größten Mäzene und be-
rühmte Politiker sind immer auch
kunstinteressierte Menschen gewesen.

Politische Studien: Sie geben sich jetzt
als bescheidener Intendant. Letztlich
wählen aber Sie die Stücke und den Re-
gisseur aus. Peter Konwitschny hat ein-
mal gesagt, dass man nicht einfach nur
das Stück des Genies dekorieren kann,
sondern dass man es für die heutige
Zeit interpretieren muss. Damit be-
ginnt letztlich der Einfluss auf Gesell-
schaft und Politik.

Nikolaus Bachler: Ich tue nichts an-
deres als jeder andere an einer ent-
scheidenden Schaltstelle. Man muss
natürlich eine eigene gesellschaftspoli-
tische Position vertreten und dadurch
hat man natürlich auch einen gesell-
schaftlichen Einfluss, wenn Sie so wol-
len. Das geschieht beim Auswählen des
Komponisten, des Stücks, des Regis-
seurs und der Zusammenstellung eines
Spielplans. Jeder, der für die Bühne
schreibt, schreibt für die Interpretation.
Es schreibt kein Verdi, kein Wagner,
kein Kleist und kein Schiller für das
Museum. Wer für die Bühne schreibt,
der schreibt für das Leben und die Ge-
genwart. Auch wenn ein Werk 200 Jah-
re alt ist, entkommt man der Gegen-
wart nicht, sobald man es aufführt. Der
Regisseur ergreift die Chance, ein Stück
durch die Augen der Vergangenheit
und die Augen der Gegenwart zu se-
hen. Das ist seine Interpretation, sein
Einfluss. Der berühmt-berüchtigte Be-
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griff der Werktreue wird oft missver-
standen. Wir müssten dann konse-
quent zur Mozartaufführung in der
Kutsche kommen, Gaslichter anzün-
den und auf Instrumenten mit Darm-
saiten spielen. Das zeigt, dass das nicht
möglich ist. Ob wir es wollen oder
nicht, wir befinden uns in unserer Ge-
genwart, der man sich stellen muss. Da-
her geht es ausschließlich um die Fra-
ge, ob die Interpretation einer Insze-
nierung selbst etwas aussagt oder nicht,
ob sie die Höhe des Werkes erreicht
oder nicht. Darüber kann man disku-
tieren. Aber der Interpretation und der
Gegenwärtigkeit entkomme ich nicht.
Ich sitze hier als heutiger Mensch und
beschäftige mich mit einem alten
Werk. Das kann ich nur vom Heute aus
tun. Um Ihre Frage zu beantworten:
Wir haben die Möglichkeit, auf der
Schaubühne zu zeigen, was wir zu heu-
tigen Situationen, Verhältnissen oder
zwischenmenschlichen Beziehungen
meinen. Wie die Auswirkung aber auf
den Zuschauer ist, bleibt die offene
Frage.

Politische Studien: Für die neue Spiel-
zeit haben Sie sich neue Produkte wie
z.B. „Mea Culpa“ von Christoph Schlin-
gensief und „Die Tragödie des Teufels“
von Peter Eötvös ausgewählt, aber auch
eine zusätzliche neue Spielstätte, den
Pavillon 21 MINI Opera Space. Richtet
die Bayerische Staatsoper verstärkt den
Blick auf problematische Entwicklun-
gen in unserer Gesellschaft?

Nikolaus Bachler: Nein, ich glaube,
man muss der Kunst die Gegenwart im-
mer wieder abringen. Das Theater war
und ist nie puristisch. Es hat immer
alles aufgenommen, was da war: die
technischen Erneuerungen, das elek-
trische Licht, Toneffekte. Fortschritte

wurden aber andererseits auch immer
mit den Künsten verbunden. Das ist
nichts Neues. Ich habe gute Erfahrun-
gen in Wien machen können, indem
ich bildende Künste ins Theater geholt
und mit Choreographien verknüpft ha-
be. Ich finde, wir haben die Verpflich-
tung, sozusagen ganz im kanonischen
Sinne, uns einerseits um die Werke zu
kümmern und andererseits unser Haus
durch unterschiedliche Einflüsse le-
bendig zu machen. Künstler wie Chris-
toph Schlingensief, der sich in den letz-
ten Jahren sehr zur Musik und Oper
hin entwickelt hat, sind Leute, die
durch andere Sichtweisen wie eine Vi-
taminspritze auf die Institution Oper
wirken. Das Projekt Pavillon 21 MINI
Opera Space ist in erster Linie der
Wunsch, etwas Neues zu schaffen. Über
Jahrhunderte wurden für die jeweilige
Zeit Theater gebaut. Das ist in den letz-
ten einhundert Jahren nicht mehr der
Fall gewesen. Es sind viel weniger ge-
worden im Vergleich zum 18. oder 19.
Jahrhundert. Einen Spielraum zu schaf-
fen, der Experimente ermöglicht und
der erstmals keine festgelegte Zuschau-
er- und Spielsituation hat, ist der Ver-
such einer Anknüpfung an frühere Zei-
ten. Das ist etwas, was dem Wesen des
Theaters sehr entspricht.

Politische Studien: Aber es ist jetzt
nicht so gedacht, dass es vorwiegend
die jungen Leute anzieht, oder?

Nikolaus Bachler: Ich sage immer,
dass wir ein Theater sind, das die Kunst
braucht. Wir sind kein Dienstleistungs-
betrieb. Wir machen keine Marktfor-
schung – nicht weil wir das nicht wol-
len, sondern weil es Unsinn wäre. D. h.,
wir haben auch kein Zielpublikum.
Meine Erfahrung ist, dass die Leute
kommen, wenn wir die richtigen Sa-
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chen machen. Davon hängt es einzig
und allein ab. Wenn man als Opern-
haus oder Theater lebendig ist, ein Ort
der Auseinandersetzung ist, wenn es
auch knallt, auch Leute dagegen sind,
wenn es Gesprächsthema ist, ein Stoff
ist, der heute etwas zu sagen hat, dann
kommen Jüngere und Ältere, dann
kommen Studenten und Arbeiter, dann
hat man das gemischte Publikum. Dass
man im Parkett oft relativ ältere Men-
schen sitzen sieht, liegt daran, dass die-
se sich auch die Karten leisten können.
Das ist normal und das war und ist
auch gut so. Ich finde, wir müssen klar
und wahrhaftig sein, wir müssen inte-
ressant sein, etwas zu sagen haben, wir
müssen leidenschaftlich sein und siehe
da – wir könnten jede Vorstellung drei-
mal verkaufen.

Politische Studien: Alle klagen über
die fehlende Jugend in den Theatern.
Sie überraschen mich mit Ihrer Einstel-
lung. In Valencia versucht man, mit

einem neuen Ring der Nibelungen die
Jugend direkt anzusprechen und pro-
pagiert den „Ring des 21. Jahrhun-
derts“. Nachwuchs für die Oper zu
gewinnen halten Sie nicht für ziel-
führend?

Nikolaus Bachler: Im Vergleich zur
Oper in Valencia sind wir in München
jünger. Dies sind nur Marketingtricks.
Was soll das denn heißen, der „Ring
fürs 21. Jahrhundert“? Es ist schwer ge-
nug, einen tollen, richtigen, interes-
santen und spannenden Ring zu ma-
chen. La Fura dels Baus? Habe ich
schon gekannt und engagiert, als sie
noch Straßentheater bei den Wiener
Festwochen machten. Wir werden mit
ihnen in zwei Jahren für eine Produkti-
on zusammenarbeiten. Wir werden im
Jahr 2012 einen „Ring“ machen, der
hoffentlich besser wird als viele „Rin-
ge“, die ich so sehe. Kunst kann man
nicht bestellen. Es ist so naiv zu sagen,
wir machen jetzt dieses oder jenes spe-

Nikolaus Bachler bei der „Jungen Akademie“
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ziell für die Jugend. Was soll das hei-
ßen? Ich finde, wir haben so viele Vor-
stellungen und Produktionen, die ab-
solut begeistert von jungen wie von
älteren Leuten angenommen werden.
Ich halte das alles eigentlich für hilflose
Vermarktungstricks. Das hat mit Kunst
überhaupt nichts zu tun. Der sinnvol-
lere und nachhaltigere Weg, um einem
jungen Publikum das Erlebnis Oper zu
vermitteln, führt meines Erachtens
über eine breit angelegte und inhaltlich
fundierte Kinder- und Jugendarbeit,
mit der sämtliche Alters- und Bil-
dungsschichten erreicht werden.

Politische Studien: Gibt es Ihrer Mei-
nung nach etwas, wohin sich Oper
dennoch hin entwickeln muss? Mo-
mentan erscheint es so, als hätten wir
alles, weil wir lebendig sind und unse-
ren Impulsen folgen.

Nikolaus Bachler: Nein. Oper hat al-
les, weil das Wesen Mensch so ist. Was
ich vorhin meinte, ist, dass die Oper
noch viel radikaler werden muss, als sie
ist. Wir sind von einem sehr unbürger-
lichen, sehr am Rande der Gesellschaft
lebenden Metier im 17./18. Jahrhun-
dert zur bürgerlichen Institution ge-
worden und davon müssen wir uns im-
mer wieder befreien. Wir müssen uns
immer wieder selbst befragen, uns im-
mer wieder von Neuem radikalisieren.
Wir müssen auch die Gesellschaft und
uns selber provozieren. Nicht um Auf-
merksamkeit zu erregen, sondern, um
eine Auseinandersetzung zu schaffen.
Ich liebe es, wenn Leute über eine Auf-
führung streiten, wenn sie um den In-
halt kämpfen. Ich finde, wir müssen
uns immer wieder selbst verunsichern,
uns selbst riskieren. Mir ist das Ganze
eigentlich viel zu institutionalisiert. Je-
der, der heute am Theater arbeitet, geht

davon aus, dass er einen lebenslangen
Job hat, dass er abgesichert ist und sein
Konzept das Richtige ist. Die Gefahren
lauern in der Institutionalisierung.

Politische Studien: Wie muss ein In-
tendant sein, der gern mal einfach das
Etablierte in Frage stellt, provoziert, ex-
perimentiert und letztlich aber auch
darüber unterrichten muss, was er be-
absichtigt?

Nikolaus Bachler: Ich glaube, dass
man das anders herum sehen muss. Zu-
allererst muss man psychologisch so
konstruiert sein, dass man das Leiden-
schaftliche liebt. Ich liebe leidenschaft-
lich Opern. Gestern z.B. dachte ich mir,
ich müsste mal zu Hause arbeiten und
wollte deshalb nur zehn Minuten in
der Vorstellung bleiben. Dann bin ich
doch bis zum Schluss geblieben, weil
mich das Werk so faszinierte. Wenn es
dann so genial gesungen ist, wie ges-
tern, dann ist man beglückt und be-
geistert und weiß, dass man nirgendwo
anders arbeiten möchte. Zum Zweiten
muss man aber darauf achten, dass die
Reaktionen immer Folge dessen sind,
was man meint und was man tut. Was
ich also ganz ablehne, ist der Versuch,
Reaktionen zu kalkulieren. Die kalku-
lierte Provokation ist das Langweiligste
überhaupt. Toll ist, wenn ich sage, ich
mache einen „Don Giovanni“, ich
glaube an den Regisseur, ich glaube an
das Projekt, ich glaube an die Konzep-
tion und jetzt „knallt“ es, weil Leute
andere Erwartungen, Sehgewohnhei-
ten und eigene Vorstellungen haben
und es deswegen eine Auseinanderset-
zung gibt. Die ist fein und die ist frucht-
bar. Aber ich freue mich genauso, wenn
ich jetzt ein Projekt mache oder eine
Opernpremiere habe und alle glücklich
sind. Von zentraler Bedeutung ist – und
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der Satz stammt nicht von mir: „Kunst
ist eine Frage des Müssens und nicht
des Wollens“. Wenn man etwas will,
wenn man provozieren will, wenn man
einen Skandal will, wenn man einen
Erfolg will, ist man eigentlich schon
verraten. Die Herangehensweise muss
eine andere sein. Man muss sagen, ich
habe jetzt hier z.B. „Hofmanns Erzäh-
lungen“ und bestimmte Vorstellungen
von der Umsetzung. So arbeiten Regis-
seure, so arbeiten Künstler, so arbeitet
ein Dirigent. Mit dieser Haltung stellt
man sich dem Publikum und den Kriti-
kern. Es ist viel einfacher, als man
glaubt. Uns geht es wie den Politikern.
Sie haben wenig in der Hand, wie wir
auch. Sehr hilfreich ist ein Werk, das
Heinrich von Kleist über das Marionet-
tentheater geschrieben hat. Kleist hilft
uns zu sehen, wie wir denken, wie un-
ser Denken uns macht, was wir bewe-
gen, wie wir bewegt werden und wie
wir glauben zu bewegen und doch

nicht bewegen. Das ist eine fantasti-
sche Parabel, die ich jedem Politiker
empfehlen kann. Wenn Sie so wollen,
ist dieses Werk die Antwort auf Ihre
Eingangsfrage zum Leitfaden oder zur
Leitkultur.

Politische Studien: Das setzt voraus,
dass man doch ein bisschen über den
Dingen steht.

Nikolaus Bachler: Ja. Und vor allem
setzt es voraus, dass man sich bildet.
Man muss, um die Dinge wissen, man
muss viel lesen. Das war schon immer
meine Forderung, auch für uns Thea-
terleute: Geht in die Museen, geht ins
Kino, lest. An den „Alten“ hat mich
schon immer fasziniert, wie viel sie
wussten.

Politische Studien: Ja klar, in der An-
tike und in der Renaissance wurde
radikaler durchdacht.

Premiere von „Lohengrin“ bei den Opernfestspielen 2009
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Nikolaus Bachler: Damals hatte man
eine umfassendere Bildung, weil das
Spezialwissen nicht so groß war. Ich bin
mit einer Familie eng verbunden und
staune momentan über das, was ihre
zwölfjährige Tochter in der Schule ler-
nen muss. Sie lernen nur Spezialdinge.
Wenn ich mich an meine Schulzeit er-
innere, mit Latein und Griechisch usw.,
war alles natürlich und nicht so spezia-
lisiert. Heute werden alle zu Retorten
ausgebildet, damit sie funktionieren.
Kunst ist auch dazu da, das Funktio-
nieren zu stören, Sand in das Getriebe
zu streuen. Der Hofnarr hatte diese Auf-
gabe beim Kaiser oder beim König. Er
musste irgendwie in die Suppe spu-
cken – nicht um zu provozieren, son-
dern um den Herrscher abzulenken,
damit er auf etwas Anderes, etwas We-
sentliches aufmerksam wird.

Ich finde, es ist überhaupt kein Pro-
blem, wenn ein 16-Jähriger sich erst
mal vom Theater und der Oper abwen-
det, weil er andere Prioritäten entwi-
ckelt. Da kommen die Disco und die
erste Freundin. Das Wichtige ist nur,
dass er zuvor als Kind mit Oper, Thea-
ter, Konzert und Museen in Berührung
gekommen ist. Dann kommt er mit
25 Jahren zurück, vielleicht mit seiner
Freundin, weil Disco mit 25 zu lang-
weilig wird. Ich halte nichts von der
Behauptung, die Jugend gehe nicht
mehr in die Oper. Das stimmt nicht.
Man muss nur mit dem Leben gehen.
Es kommt alles in Wellen, auch bei den
Leuten, beim Publikum usw. Wir hat-
ten in den 50er-Jahren diese läppische
Regietheaterdiskussion. Das war doch
eine zwingende Diskussion zu der Zeit.
Alles war so erstarrt. Und dann kamen
die 68er – ich rede nur von den 68ern
im Theater – und haben alles aufge-
brochen. Das waren allzu logische

Konsequenzen. Es ist aber auch evolu-
tionär gesehen eine logische Konse-
quenz für heute. Ich sehe schon wieder
junge Regisseure, die sehr am Stück
entlang gehen und man beginnt sich
zu fragen, ob wir jetzt das Rad wieder
zurück drehen. Nein, es geht immer
vorwärts. Nur die Menschen beschrän-
ken sich in der Beurteilung, wenn sie
den momentanen Ausschnitt betrach-
ten, als wäre er das Ganze. Was heute
ist, muss man als Teil einer Bewegung
sehen.

Politische Studien: Das bedeutet aber
auch für manche eine gewisse Über-
forderung. Der Bürger lebt in einer im-
mer komplexer werdenden Welt. Sein
Leben ist im Vergleich zu früher eben-
falls komplexer geworden. Braucht er
nicht mehr Vermittlung oder Hilfe-
stellung? Könnte das das Theater, die
Oper im Besonderen nicht dennoch
leisten?

Nikolaus Bachler: Das schon, aber ich
glaube trotzdem, dass das Theater kei-
ne Schule ist. Vermitteln tun wir im-
mer. Aber man sollte nicht glauben, wir
wüssten mehr als die da unten im Par-
kett oder die da oben in den Rängen.
Der kommunikative Prozess ist ein
gleichwertiger und er beinhaltet, dass
Leute mitgehen und es ihnen sehr ein-
leuchtend ist und sie mit dem künstle-
rischen Ergebnis zurechtkommen und
es verstehen. Genauso kommen sie
aber mit bestimmten Dingen nicht zu-
recht oder lehnen etwas ab. Das ist aber
gleichwertig. In der bildenden Kunst
kann man das viel stärker beobachten.
Als ich sah, wie weihevoll die Leute in
München vor den Bildern Kandinskys
standen, habe ich an die Zeit gedacht,
als auf dieselben Bilder gespuckt wurde,
nur weil sie nicht verstanden wurden.
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Was man nicht versteht macht einem
Angst und verunsichert. In meiner
Wiener Zeit veranstaltete ich Publi-
kumsgespräche. Wenn sich Leute über
die Inszenierungen aufregten, habe ich
sie gefragt, was sie befürchten. Darüber
kann man ja reden. Manche, die eine
Inszenierung unbedingt anders haben
wollen, drohen mit dem Stichwort
„Steuergeldverschwendung“. Kunst ist
für sie wie eine Angestellte, weil sie da-
für Steuern zahlen und daher muss
Kunst sie als Dienstleister zufrieden-
stellen. Ein durchaus nachvollzieh-
bares Argument, das zeigt, dass man
hilflos dem gegenüber steht, was der
Künstler tut. Da spuckt man halt aufs
Bild.

Politische Studien: Obwohl Sie diesen
eben geschilderten dialektischen Pro-
zess gut kennen, unterstelle ich, dass
Sie dennoch nicht wunschfrei sind.
Welche Wünsche haben Sie in Ihrem
jetzigen Amt an die Politik?

Nikolaus Bachler: Ich habe konkret für
die Bayerische Staatsoper den Wunsch,
dass das Bewusstsein für den Stellen-
wert erhalten bleibt, den ein Opern-
haus gesellschaftlich für die Stadt, für
das Land, für die Menschen hier hat.
Ich möchte nicht, dass die Oper in die
Gefahr kommt, in die Abteilung Luxus
versetzt zu werden und damit in den
Ordner „verzichtbar“, je nach Wirt-
schaftslage mehr oder weniger betreu-
bar. Wir müssen uns um die Bildung
kümmern, um das Theater, die Oper,
die Kunst, die Museen. Sie sind ein Ele-
mentarteil für die Bildung und die Qua-
lität einer Gesellschaft und für die Zivi-
lisation. Das ist mein Wunsch an die
Politik: Schützen sie Theater, Oper und
Museen. Das ist in meinen Augen das
Allerwichtigste. Den Rest machen das
Publikum und wir. Da braucht sich kei-
ner um uns zu kümmern.

Politische Studien: Herr Bachler, wir
danken Ihnen für das Gespräch.

Die Fragen stellte Prof. Dr. Siegfried Höfling, Referent für Technologie, Me-
dien und Kultur, Jugend und Gesundheit der Akademie für Politik und Zeit-
geschehen, Hanns-Seidel-Stiftung, München.
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Galt Familienpolitik lange Zeit als „wei-
ches“ Politikfeld, dem weit weniger
Aufmerksamkeit gewidmet wurde als
den „klassischen“ Ressorts, so hat sich
dies grundlegend gewandelt. Familien
sind ins Zentrum der politischen und
öffentlichen Aufmerksamkeit gerückt.
Dabei stehen sie nach wie vor im
Spannungsfeld zwischen Privatem und
Öffentlichem. Politiker aller Couleur
haben mittlerweile erkannt, dass ge-
sellschaftliche Veränderungen und Ent-
wicklungen auch in der Familienpolitik
eine Anpassung des ordnungspoliti-
schen Rahmens an veränderte Gege-
benheiten erforderlich machen. Der
demographische Wandel, die zuneh-
mende Vielfalt der Familienformen
und Veränderungen in der Arbeitswelt
verlangen nach neuen Ansätzen und
Lösungen. Doch hier gehen die Vor-
stellungen oftmals auseinander.

Das jüngste Beispiel für kontroverse
familienpolitische Auseinandersetzun-
gen ist das Betreuungsgeld, eine Trans-
ferleistung für Eltern, die keinen Be-
treuungsplatz für ihre unter dreijähri-
gen Kinder in Anspruch nehmen. Das

Betreuungsgeld wird zu Recht eng mit
der CSU verknüpft. Sie hat durchge-
setzt, dass es im Koalitionsvertrag fest-
geschrieben wurde und davon ihre Zu-
stimmung für den ab 2013 geplanten
Rechtsanspruch für einen Krippenplatz
für unter Dreijährige abhängig ge-
macht. Der Koalitionspartner FDP und
Teile der CDU stehen diesem Vorhaben
kritisch gegenüber. Auch Sozialverbän-
de äußern Bedenken. Die Akademie für
Politik und Zeitgeschehen der Hanns-
Seidel-Stiftung hat die aktuelle Debatte
aufgegriffen und im Rahmen einer Ge-
sprächsrunde Experten aus Politik,
Wissenschaft und Verbänden zusam-
mengebracht, die beide Seiten des Kon-
fliktes klar heraus gearbeitet und pra-
xisnahe Lösungsvorschläge aufgezeigt
haben. Dabei wurde schnell klar, dass
Emotionalität und Ideologie die sachli-
chen Argumente bisher in den Hinter-
grund gedrängt haben. Die folgenden
Artikel, verfasst von Teilnehmern der
Diskussion, sollen zu einer Versachli-
chung der Auseinandersetzungen bei-
tragen. Vertreter beider Seiten bringen
auf den folgenden Seiten ihre Ansatz-
punkte vor.

Einführung

Isabelle Kürschner
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Befürworter des Betreuungsgeldes wol-
len die Erziehungsleistung derjenigen
Eltern, die bereit sind, zugunsten ihrer
Kinder auf Erwerbsarbeit zu verzichten
oder sie zu unterbrechen, mit einer Bar-
geldauszahlung honorieren (Dorothee
Bär). Aus Sorge, diese finanziellen Mit-
tel könnten nicht zum Wohle der Kin-
der verwendet werden, wird auch eine
Gutscheinlösung in Betracht gezogen
(Jörg Althammer). Kritiker fordern hin-
gegen, anstelle von Transferleistungen
wohlfahrtsstaatliche Infrastrukturan-
gebote auszubauen, um die Vereinbar-
keit von Erziehungsarbeit und Er-
werbsleben zu erleichtern, Eltern zu
entlasten und Familienleben attrakti-
ver zu machen (Barbara Thiessen). Ziel

jeglicher Maßnahmen ist die soge-
nannte Wahlfreiheit, die Eltern vielfäl-
tige Möglichkeiten bieten soll, ihr Le-
ben mit Kindern nach eigenen Vorstel-
lungen auszugestalten. Doch ob diese
tatsächlich von Seiten des Staates und
der Politik zu ermöglichen ist, muss ei-
ner kritischen Überprüfung unterzo-
gen werden (Isabelle Kürschner). Da
kein Politikfeld in der Bundesrepublik
losgelöst vom europäischen Rahmen
betrachtet werden kann, geht der letz-
te Beitrag schließlich der Frage nach, ob
ein Blick auf unsere Nachbarländer uns
bei der Bewältigung der familienpoliti-
schen Aufgaben in Zukunft weiterhel-
fen kann (Ivonne Honekamp und Jo-
hannes Schwarze).

20 Isabelle Kürschner

19-20_Einfuehrung:19-20 26.02.2010 11:09 Uhr Seite 20



1. Grundlagen

1.1 Der gesellschaftliche Wandel
erfordert eine Neuausrichtung
der Familienpolitik

In den letzten Jahrzehnten hat sich un-
sere Gesellschaft grundlegend gewan-
delt. Wir leben heute in einer pluralen
Gesellschaft, die gekennzeichnet ist
von unterschiedlichen Lebensentwür-
fen. Die klassische Familie mit strikter
Rollenverteilung steht in Konkurrenz
zu anderen Lebensentwürfen, die mehr
Freiräume für Erwerbs- und Privatle-
ben bieten und oft auch materiell at-
traktiver erscheinen. Eheschließungen
sind rückläufig, die Zahl nichtehelicher
Lebensgemeinschaften wächst. Das
Durchschnittsalter bei der ersten Ehe-
schließung ist zugleich stetig gestiegen.
Die Zahl der Alleinerziehenden – vor al-
lem der ledigen Alleinerziehenden –
steigt. Die Geburtenrate ist gefallen
und verharrt auf niedrigem Niveau.

Die Familie stellt kein einheitliches
Standardmodell mehr dar, Familie
zeigt sich vielfältig und offen: mit-
einander verheiratete Eltern mit ih-
ren Kindern, alleinerziehende Eltern-
teile und Kinder, nicht miteinander
verheiratete Eltern mit ihren Kindern,
Patchwork-Familien, Kinder, die oh-
ne Geschwister und oft weit entfernt
von ihren Großeltern aufwachsen und
die so als Betreuungspersonen und
Ratgeber in Erziehungsfragen und Fra-
gen der praktischen Haushaltsfüh-
rung nicht zur Verfügung stehen. Da-
durch haben andere, erwünschte und
unerwünschte Miterzieher an Einfluss
gewonnen. Doch trotz der Verände-
rungen und der wachsenden Formen-
vielfalt ist die Familie immer noch sta-
bil in unserer Gesellschaft verankert
und stabilisiert diese als Keimzelle
jeglichen gesellschaftlichen Miteinan-
ders. Für über 90% der Menschen ist
sie der wichtigste Bereich in ihrem
Leben.

Instrumente einer erfolgreichen
Familienpolitik

Dorothee Bär

Gute Familienpolitik schreibt Eltern nicht vor, wie sie ihr Leben mit Kindern or-
ganisieren. Die Entscheidung, wie Mütter und Väter gemeinsam in den unter-
schiedlichen Lebensphasen für das Familieneinkommen, die Erziehung der Kin-
der und füreinander Sorge tragen, ist eine zutiefst private Angelegenheit, die die
Politik zu respektieren hat. Es ist aber die Aufgabe von Politik, Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, in denen Menschen ihren Wunsch, eine Familie zu gründen,
verwirklichen, in denen Familien sich entfalten und den von ihnen gewünsch-
ten Lebensentwurf leben können und in denen ihre Leistung für Staat und Ge-
sellschaft angemessen honoriert wird.

Politische Studien, Heft 430, 61. Jahrgang, März/April 2010
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Das Rollenverständnis der Partner hat
sich geändert, auch dadurch, dass Frau-
en heutzutage mindestens ebenso gut
ausgebildet sind wie Männer. Frauen
lassen sich heute in ihrem Lebensent-
wurf überwiegend nicht auf eine aus-
schließlich vom Mann abhängige und
weitgehend auf Haushalt und Kinder-
erziehung beschränkte Rolle festlegen.
Aber auch die Rolle der Männer hat sich
geändert. Sie können und wollen im-
mer seltener die alleinigen Ernährer der
Familie sein. Sie wollen ihrer Rolle als
Väter besser gerecht werden. Die gleich-
zeitige Erwerbstätigkeit und gemeinsa-
me Erziehungsverantwortung beider
Partner ist das heute mehrheitlich ge-
wünschte Lebensentwurfsmodell.

Eine Forsa-Umfrage aus dem Jahr 2008
bei Eltern mit Kindern unter elf Jahren
belegt: Die gemeinsame Verantwortung
in Familie und Beruf findet mehr Zu-
stimmung als das klassische Familien-
modell, in dem allein der Vater er-
werbstätig ist. 62% halten es prinzipiell
für am besten, wenn beide Elternteile
erwerbstätig sind und sich die Kinder-
betreuung teilen. Nur 24% bevorzugen
es, wenn der Mann berufstätig ist und
die Kinder von der Frau versorgt wer-
den. Das klassische Ernährermodell ist
nicht mehr mehrheitsfähig. Bei der Fra-
ge, ob Mütter von Kleinkindern berufs-
tätig sein dürfen, setzt auch ein Um-
denken ein. 1982 hatten noch 77% der
berufstätigen verheirateten Mütter in
Westdeutschland Bedenken gegenüber
der Erwerbstätigkeit von Müttern mit
Kleinkindern, 2004 waren es „nur“
noch 46%, in einer ganz aktuellen Stu-
die der Stiftung Ravensburger Verlag
vom Januar 2010 etwas weniger als 40%.

Moderne Familienpolitik muss auf die-
se veränderte Lebenswirklichkeit und

die veränderten Bedürfnisse der Men-
schen eingehen. Sie muss das staatliche
Leistungsangebot für Familien regel-
mäßig daraufhin überprüfen, ob die
rechtlichen oder sonst staatlich gesetz-
ten oder beeinflussbaren Rahmenbe-
dingungen noch der Lebenswirklich-
keit entsprechen. Unsere familienpoli-
tischen Instrumente bedürfen einer
systematischen Erfassung und gründli-
chen Wirkungsanalyse. Genau dies
leistet das seit der 16. Legislaturperiode
eigens beim Familienministerium ein-
gerichtete Kompetenzzentrum für fa-
milienbezogene Leistungen.

1.2 Grundlagen der Familienpolitik
der Union

Die Auswahl familienpolitischer In-
strumente richtet sich nicht nur nach
den veränderten Lebenswelten der Fa-
milien, sondern sehr stark auch nach
den Wertvorstellungen der politisch
Verantwortlichen über Kindheit, Pri-
vatheit und Öffentlichkeit, über die In-
tegration der Mütter in den Arbeits-
markt und der Väter in die Familie, da-
rüber, wie stark Politik in das Fami-
lienleben der Menschen eingreifen darf
und wie stark der Einfluss des Staates
auf die Erziehung der Kinder sein darf
oder zuweilen eben auch sein muss.

Für die Union sind Eigenverantwor-
tung und Selbstbestimmung der Fami-
lie unveränderbare Kernstücke ihrer Fa-
milienpolitik. Nicht die rundum be-
treute Familie ist das Ziel, sondern die
eigenverantwortliche Elternschaft und
die eigenständig handelnde Familie.
Die Union setzt Vertrauen in die Fami-
lie und sie ist davon überzeugt, dass El-
tern am besten wissen, was gut und
richtig für ihre Kinder ist und selbst die
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Entscheidungen darüber treffen kön-
nen. Die Union will Eltern kein be-
stimmtes, vermeintlich zeitgemäßes
Lebensmodell überstülpen, sondern fa-
milienfreundliche Bedingungen für
möglichst freie Entscheidungen schaf-
fen. Sie will eine Familienpolitik, die
kein Familienmodell bevorzugt. Die
Union hinterfragt daher alle politi-
schen Maßnahmen daraufhin, ob sie
zu Stärkung der familiären Selbststän-
digkeit, Eigenverantwortung und zum
Kindeswohl beitragen.

Dem Staat die Elternrolle zuzuweisen,
führt in eine Sackgasse. Eine solche Ein-
stellung stellt das Grundvertrauen in
die Institution Familie in Frage. So ist
zum Beispiel für die Union die Betreu-
ung von Kleinkindern in staatlichen
Betreuungseinrichtungen keineswegs
der Königsweg in der Kindererziehung.
Kompetente Eltern können das, was
in Kinderbetreuungseinrichtungen ver-
mittelt wird, mindestens ebenso gut
leisten. Zu Hause erleben Kinder die Ge-
borgenheit von Familie und erhalten
die Grundlagen für Bindungsfähigkeit.
Das sind wichtige Voraussetzungen, um
später im Leben bestehen zu können.
Kinder suchen zuallererst die Bezie-
hung zu ihren Eltern. Sie brauchen ge-
rade in ihrer ersten Lebensphase feste
Bezugspersonen und liebevolle Zuwen-
dung, damit sie ihre Talente entfalten
können. Die Grundlagen für einen ge-
lungenen Start ins Leben sind Liebe
und Geborgenheit sowie Bindungsfä-
higkeit. Was in der Familie versäumt,
vernachlässigt und falsch gemacht wird,
ist durch ein noch so gutes Bildungs-
system kaum wettzumachen. Es ist da-
her falsch, wenn heute gerade die Eltern
von Bildungsexperten bei der Frage
nach gelingender Bildung außen vor
gelassen werden und diese ernsthaft

glauben, dass Bildung allein durch fami-
lienexterne Begleitung gelingen kann.

Die Union traut Eltern etwas zu, lässt
ihnen die Verantwortung für ihre Kin-
der und vertritt nicht den Irrglauben,
die Krippe, der Kindergarten und die
Schule werden es schon richten. Wir
müssen Eltern ihre Verantwortung und
zentrale Bedeutung wieder stärker be-
wusst machen und ihre unersetzliche
Aufgabe zum Wohle unseres Gemein-
wesens nutzen und nicht zunehmend
klein und schlecht reden. Nur so ver-
hindern wir, dass sie sich verunsichert
immer mehr zurückziehen und schließ-
lich selber glauben, dass die Kita, der
Kindergarten und später die Schule die
besseren Erzieher sind.

Die eigenen Eltern sind die besten Ex-
perten für ihr Kind, und da, wo sie es
objektiv nicht sind, müssen wir ihnen
auf dem Weg zu ihrem Kind helfen, oh-
ne sie von ihrer Elternrolle selbst aus-
zuschließen. Elternverantwortung, Zu-
wendung und persönliche Begleitung
des eigenen Kindes dürfen dabei auch
nicht gegen außerhäusliche Betreuung
gesetzt werden. Ebenso wenig wie sie
selbst durch eine einseitige staatliche
Lenkung mittelbar abgewertet werden
darf. Statt Eltern, die mit der Erziehung
ihrer Kinder überfordert sind, gleich
dazu anzuhalten, ihre Kinder in eine
staatliche Betreuung zu geben, wird die
Union familienunterstützende Dienste
ausbauen, um Eltern stark zu machen.
Eltern brauchen gezielte Hilfen, die be-
reits während der Schwangerschaft be-
ginnen müssen und auf die Übernah-
me elterlicher Verantwortung optimal
vorbereiten.

Die Verantwortungsbereiche von El-
tern und Staat müssen im Interesse der
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Kinder ineinandergreifen. Auch wenn
Eltern gestärkt und in ihrer Erzie-
hungsverantwortung unterstützt wer-
den, brauchen wir daneben den Staat,
der in Einrichtungen und Angeboten
Kinder und Jugendliche anspricht, ab-
holt, auffängt und fördert. Erziehungs-
beratung und ambulante Erziehungs-
hilfen kosten viel Geld, aber sie sind
immer noch preiswerter als Reparatur-
maßnahmen.

1.3 Nicht der allumsorgende Staat

Der Staat kann nicht alle Stolpersteine
bei der Realisierung des vorhandenen
Kinderwunsches aus dem Weg räumen.
Er kann den Familien auch nicht alle fi-
nanziellen Belastungen abnehmen, die
durch die Entscheidung für Kinder ent-
stehen. Er muss dies auch nicht tun.
Denn Eltern wünschen sich Kinder,
weil sie für sie Glück und Gewinn be-
deuten. Sie nehmen ihre Kinder natür-
lich nicht als Last und Kostenfaktor
wahr, die der vollen Übernahme durch
die Allgemeinheit bedürfen. Die Erzie-
hung von Kindern ist und bleibt vor-
rangig in der Verantwortung der Eltern.
Sie kann vom Staat nicht vollständig fi-
nanziell aufgewogen werden. Der Staat
kann aber alle Möglichkeiten nutzen,
um die Rahmenbedingungen so zu ge-
stalten, dass den Eltern möglichst viel
Wahlfreiheit bleibt.

2. Welche Instrumente braucht
eine moderne, erfolgreiche
Familienpolitik?

Um geänderten Lebenswirklichkeiten
Rechnung zu tragen, haben wir in den
vergangenen Jahren und werden wir
auch künftig Familienleistungen um-

oder ausbauen und neue einführen.
Die Leistungen sollen Familien finan-
ziell entlasten und ihnen Zeitfenster
für ihr Zusammenleben eröffnen. Oh-
ne zeitliche Spielräume kann qualitativ
gutes Familienleben nicht stattfinden.
Erst wenn Eltern genügend Zeit haben,
um sich um ihre Kinder zu kümmern
und eine ihren Vorstellungen ent-
sprechende häusliche Atmosphäre zu
schaffen, ist für sie selbst das Familien-
leben ein effektiver positiver Wert.

2.1 Kindergeld und steuerlicher
Kinderfreibetrag

Ohne ausreichende materielle Ausstat-
tung ist kein menschenwürdiges Fami-
lienleben möglich. Daher muss eine
gute Familienpolitik finanziellen Spiel-
raum für Familien schaffen. Das ge-
schieht im ersten Lebensjahr des Kin-
des vor allem durch das Elterngeld,
später durch das Kindergeld und die
steuerlichen Kinderfreibeträge. Diese
Maßnahmen leisten einen wesentli-
chen Beitrag zur Armutsvermeidung.
Darum hat die neue unionsgeführ-
te Bundesregierung diese Leistungen
auch bereits zu Beginn ihrer Amtszeit
massiv verbessert. Das Kindergeld wur-
de um 20 Euro pro Kind und Monat er-
höht. Für das erste und zweite Kind von
164 auf 184 Euro, für das dritte Kind
von 170 auf 190 Euro und für alle wei-
teren von 195 auf 215 Euro monatlich.
Der steuerliche Freibetrag wurde von
6.024 Euro auf 7.008 Euro angehoben.

2.2 Kinderzuschlag

Ein Instrument zur finanziellen Unter-
stützung geringverdienender Familien
ist der Kinderzuschlag, der denjenigen
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Eltern gewährt wird, die mit ihrem Ein-
kommen zwar noch ihren eigenen Be-
darf, nicht aber den der Kinder abde-
cken können. Der Kinderzuschlag kann
bis zu 140 Euro monatlich betragen
und bewahrt Eltern davor, für ihre Kin-
der ALG-II-Leistungen beantragen zu
müssen. Dies kann die Entscheidung
geringverdienender Paare für Kinder
positiv beeinflussen. Daher werden wir
noch im Frühjahr 2010 einen Gesetz-
entwurf zur Weiterentwicklung des Kin-
derzuschlags vorlegen, um noch mehr
erwerbstätige Familien mit geringem
Einkommen sowie insbesondere Mehr-
kindfamilien stärker zu unterstützen.

2.3 Elterngeld

Das bereits in der letzten Legislaturpe-
riode eingeführte Elterngeld ist nicht
nur ein effektives familienpolitisches
Instrument zur finanziellen Unterstüt-
zung junger Eltern, sondern es ermög-
licht auch Zeit für gemeinsames Fa-
milienleben und Zeit für die Kinder.
Im ersten Lebensjahr schafft es einen
Schonraum, in dem sich junge Eltern
ohne große finanzielle Einbußen Zeit
nehmen können, um sich persönlich
um ihre Kinder zu kümmern. Mit 67%
des letzten Nettolohnes sichert das
Elterngeld den betreuenden Elternteil
finanziell ab. Es ist sowohl für Allein-
erziehende als auch für verheiratete
Elternteile attraktiv und kann verhin-
dern, dass geringverdienende Eltern
durch die Geburt eines Kindes auf so-
ziale Transferleistungen angewiesen
sind. Darüber hinaus eröffnet das El-
terngeld tatsächlich erstmals echte
Wahlfreiheit. Die Betreuung eines Kin-
des und Erwerbstätigkeit können nach-
einander oder auch arbeitsteilig zwi-
schen den Elternteilen organisiert wer-

den. Die Partnermonate bieten vor
allem den Vätern eine realistische Mög-
lichkeit, sich an der Familien- und
Erziehungsarbeit gleichberechtigt zu
beteiligen.

Die Evaluation des Elterngeldgesetzes
hat gezeigt, dass auch erfolgreiche fa-
milienpolitische Instrumente noch ver-
bessert werden können. Das werden
wir in dieser Legislaturperiode tun: Wir
werden unter anderem die Partnermo-
nate ausbauen und ein Teilelterngeld
einführen, um so Eltern noch besser zu
ermöglichen, sich Erwerbs- und Erzie-
hungsarbeit partnerschaftlich zu teilen
und gemeinsam Zeit für die Familie zu
haben.

2.4 Ausbau der Kinder-
betreuungsplätze

Wenn junge Eltern Kinder erziehen
und gleichzeitig erwerbstätig sein wol-
len, brauchen sie gute, zuverlässige und
qualitativ hochwertige Betreuungs-
möglichkeiten für ihre Kinder. Nur so
wird verhindert, dass der Spagat zwi-
schen Familien- und Erwerbsleben für
junge Eltern zur Zerreißprobe wird.
Was das erste Lebensjahr der Kinder be-
trifft, plädieren Eltern heute ganz über-
wiegend noch für eine Betreuung in der
Familie. Nach dem ersten Lebensjahr
des Kindes wächst aber der Wunsch
nach alternativen Angeboten. Bundes-
ministerin von der Leyen hat bereits in
der letzten Legislaturperiode beherzte
Schritte auf diesem Gebiet unternom-
men. Bundesregierung, Länder und
Kommunen haben sich im sogenann-
ten Krippengipfel 2007 darauf geeinigt,
bis zum Jahr 2013 für ein Drittel der un-
ter dreijährigen Kinder einen Betreu-
ungsplatz zur Verfügung zu stellen. Der
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Bund hat sich gesetzlich verpflichtet,
sich an der Finanzierung des Ausbaus
und auch an den Betriebskosten zu be-
teiligen, da die Länder diese Aufgabe al-
leine nicht schultern können. Von den
zwölf Mrd. Euro, die der Ausbau bis
2013 kostet, übernimmt der Bund ein
Drittel; ab 2014 steuert er jährlich 770
Mio. Euro für die Betriebskosten bei.

Ebenso wichtig wie die Erhöhung der
Quantität ist die Verbesserung der Qua-
lität der Kinderbetreuungseinrichtun-
gen. Darum müssen wir in die Aus- und
Fortbildung von Kinderpflegerinnen
und Erzieherinnen investieren und
zum anderen den Personalschlüssel in
den Kitas verbessern. Darüber hinaus
werden wir eine Vereinbarung des Ko-
alitionsvertrages umsetzen und gemein-
sam mit den Ländern Eckpunkte zur
frühkindlichen Bildung entwickeln,
insbesondere zur Sprachförderung.

2.5 Förderung haushaltsnaher
Dienstleistungen

Die Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbsarbeit braucht auch bessere Rah-
menbedingungen bei der Bewältigung
der im Haushalt anfallenden Arbeiten.
Erwerbstätigkeit und Haushalt zu ma-
nagen, stellt erwerbstätige Eltern vor
oft schwer zu koordinierende Aufga-
ben. Dies betrifft verstärkt Normalver-
dienerhaushalte, die immer mehr auf
verlässliche, bezahlbare und qualitativ
hochwertige Hilfe angewiesen sind.
Wir wollen dafür sorgen, dass künftig
die Inanspruchnahme dieser Dienst-
leistungen leichter und selbstverständ-
licher wird. So können Eltern von Auf-
gaben entlastet werden, die andere
ebenso gut oder sogar besser erledigen
können und erhalten Freiräume, die

für das entspannte Miteinander in der
Familie so notwendig sind.

In der letzten Legislaturperiode ha-
ben wir bereits für eine sehr viel besse-
re steuerliche Berücksichtigung priva-
ter Aufwendungen für haushaltsnahe
Dienstleistungen gesorgt, sind aber von
der Verwirklichung der Idee „Haushalt
als Betrieb“ noch weit entfernt. Hier
wollen wir weitere Schritte gehen. Un-
ser Ziel ist es, dass künftig sozialver-
sicherungspflichtige Arbeitsplätze im
Haus vollständig von der Steuer abge-
setzt werden können (genau so, wie das
in Betrieben möglich ist). Auf diese
Weise hat die Familie mehr Zeit für-
einander, aber es können so auch zu-
sätzliche Arbeitsplätze und damit Po-
tenzial für Wachstum und Beschäfti-
gung erschlossen werden.

2.6 Gesellschaftliche Allianz mit
lokalen Bündnissen und
Wirtschaft

Familienfreundlichkeit entscheidet sich
vor allem dort, wo Familien leben und
arbeiten und wo sie wohnen – in unse-
ren Kommunen. Familien brauchen
ein Netz unterstützender Dienstleis-
tungen. Neben der Bereitstellung von
Kinderbetreuungsplätzen gehört dazu
auch ein breit gefächertes Hilfeange-
bot, das über Erziehungsberatung,
Haushaltskurse bis hin zu Sprachkur-
sen für Familien reichen kann. Modell-
projekte einer solchen Förderung von
Eltern und Kindern aus einer Hand
sind die Mehrgenerationenhäuser, die
der Bund finanziell unterstützt. Hier
werden den Familien Netze zur Ver-
fügung gestellt, die die Vorteile der
früheren Großfamilie in moderne So-
zialstrukturen übertragen. So wird bür-
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gerschaftliches Engagement erschlos-
sen, Zusammenhalt erfahrbar gemacht,
werden Alltagskompetenzen und Er-
ziehungswissen weitergegeben und
Antwort darauf gegeben, wie sich die
Generationen untereinander helfen
können.

Auch die Wirtschaft spielt eine wichti-
ge Rolle für eine erfolgreiche Familien-
politik, denn diese braucht starke Part-
ner und strategische Allianzen, mit
denen aktive Netzwerke und familien-
freundliche Sozialstrukturen im Alltag
aufgebaut werden können. Mit der „Al-
lianz für die Familien“ holen wir Un-
ternehmen mit ins Boot und sorgen für
eine wirksame Kooperation zwischen
Politik und Wirtschaft. Ziel ist eine fa-
milienfreundliche Unternehmenskul-
tur und Arbeitswelt als wesentlicher
Teil einer nachhaltigen Familienpoli-
tik. Diese hilft Eltern, Familienverant-
wortung und Erwerbsarbeit in eine gu-
te Balance zu bringen, aber sie bringt
auch den Wirtschaftsunternehmen
Wettbewerbs- und Standortvorteile. Fa-
milienfreundliche Arbeitsbedingungen
werden immer stärker nachgefragte
Rahmenbedingung im Wettbewerb um
qualifizierte Arbeitskräfte.

3. Hat die Familienpolitik der
Union die traditionelle Fami-
lie aus den Augen verloren?

Der Familienpolitik der Union wird im-
mer wieder vorgeworfen, sie habe seit
der letzten Legislaturperiode die „tradi-
tionelle Familie“ aus den Augen verlo-
ren und propagiere einseitig das Modell
der Erwerbstätigkeit beider Eltern. Das
ist nicht richtig. Die Union hat eine
sehr klare Vorstellung dessen, was eine
Familie idealerweise ausmacht: Vater,

Mutter und Kinder. Sie erkennt aber an,
dass auch in anderen Familienformen
Eltern für Kinder und Kinder für Eltern
Verantwortung übernehmen. Anders
als andere Parteien versucht die Union
nicht, Familien vorzuschreiben, wie sie
leben sollen. Sie orientiert ihre Famili-
enpolitik an den Wünschen der Eltern
und den gesellschaftlichen Realitäten,
ohne beliebig zu sein. Sie wehrt sich
vielmehr nachdrücklich dagegen, dem
Zeitgeist nachzulaufen und traditio-
nelle Familienmodelle als gestrig zu
diskreditieren. Unter unionsgeführten
Bundesregierungen wurden in der Ver-
gangenheit viele familienpolitische
Leistungen eingeführt, die vor allem
die Familien unterstützt haben, in de-
nen ein Elternteil seine Erwerbstätig-
keit zugunsten der Kinder aufgegeben
hat und die Alleinverdienerfamilien
auch heute noch unterstützen. Dazu
gehören das Ehegattensplitting, das die
Union vehement gegen die Pläne an-
derer Parteien verteidigt, die kosten-
freie Mitversicherung in der Kranken-
und Pflegeversicherung, die Anrech-
nung der Kindererziehungszeiten bei
der Rente, die Höherbewertung be-
stimmter Zeiten der Kindererziehung
und die Hinterbliebenenversorgung.

Die Familienpolitik der letzten fünf
Jahre mit dem massiven Ausbau der
Kinderbetreuungsplätze und dem El-
terngeld, das sich in seiner Höhe nach
dem vor der Geburt erzielten Einkom-
men bemisst, entspricht unserem An-
spruch, jungen Eltern Wahlmöglich-
keiten für ihren Lebensentwurf zu
ermöglichen. Bislang waren die Wahl-
möglichkeiten eingeschränkt, z.B. da-
durch, dass die Unterbrechung der Er-
werbsarbeit für Zeiten der Kindererzie-
hung bei vielen Paaren zu hohen
finanziellen Verlusten geführt hätte
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und sich diese Paare daher gegen ein
Kind entschieden. Wahlmöglichkeiten
wurden auch durch das zu geringe An-
gebot an Kinderbetreuungsplätzen ein-
geschränkt. Junge Eltern, die nieman-
den aus der Familie oder dem Freun-
deskreis vor Ort haben, der sie dabei
unterstützen kann, ihre Kinder mit zu
betreuen, die aber nicht auf ihre Er-
werbsarbeit verzichten können oder
wollen, entscheiden sich deshalb oft
ebenfalls gegen Kinder oder folgen ei-
nem Lebensentwurf, der nicht ihren
Wünschen entspricht.

Die neuen Instrumente in der Famili-
enpolitik der Union haben nur bislang
Versäumtes konsequent nachgeholt.
Die Union erkennt selbstverständlich
immer noch an, wenn Mütter oder Vä-
ter auf eine eigene Erwerbsarbeit zu-
gunsten ihrer Familien verzichten und
sich dafür in Bereichen einschränken,
die für andere selbstverständlich sind.
Diese Lebensform verdient nicht nur
unsere verbale Anerkennung, sondern
auch unsere aktive Unterstützung. Und
genau für diese Eltern wird die Union
zum Jahr 2013 auf Bundesebene ein
neues Instrument in der Familienpoli-
tik einführen, das von vielen anderen
Parteien stark kritisiert wird, nämlich
das Betreuungsgeld.

4. Betreuungsgeld

Die im Koalitionsvertrag zwischen Uni-
on und FDP vereinbarte und von der
CSU initiierte Einführung eines Betreu-
ungsgeldes für das Jahr 2013 hat hefti-
ge, zum Teil sehr kontroverse Diskus-
sionen ausgelöst. Kontroverse Diskus-
sionen sind hilfreich, um Klarheit in
der Sache zu gewinnen, doch die Geg-
ner des Betreuungsgeldes schießen mit

ihren zum Teil polarisierenden und
schroffen Pauschalurteilen weit über
das Ziel hinaus. Ihre Kritik an dieser Fa-
milienleistung grenzt an eine Diffa-
mierung des von vielen Eltern ge-
wünschten Lebensentwurfs, bei dem
sich ein Elternteil persönlich um die
Betreuung der Kinder kümmert.

Worum geht es tatsächlich? Hinter dem
Vorhaben der Union, denjenigen El-
tern ein Betreuungsgeld in bar zu zah-
len, die ihre Kinder auch nach Vollen-
dung des ersten Lebensjahres selbst be-
treuen und nicht in eine öffentliche
Tageseinrichtung geben, steht die Idee,
die persönliche Erziehungsleistung
stärker zu honorieren. Eltern, die bereit
sind, zugunsten ihrer Kinder auf ihre
Erwerbsarbeit zu verzichten oder sie zu
unterbrechen, erfahren dadurch nicht
nur viel Freude, sie investieren auch
viel Engagement, Kraft und Zeit, um ih-
ren Kindern einen optimalen Start ins
Leben zu geben. Bindung ist das Zau-
berwort für die ersten drei Lebensjahre
und genau diese Leistung soll stärkere
finanzielle Anerkennung finden.

Das Betreuungsgeld hat keineswegs
zum Ziel, Frauen in eine ungewollte
Rolle zu zwingen, sondern es soll Eltern
dabei unterstützen, ihren eigenen Le-
bensentwurf zu leben. Es ist also eben-
so ein Instrument der Wahlfreiheit wie
es der Ausbau der Betreuungsplätze für
Kinder unter drei Jahren ist. Beide In-
strumente sind gleich wichtig. Häusli-
che oder außerhäusliche Betreuung
dürfen nicht gegeneinander ausge-
spielt werden. Eine moderne Gesell-
schaft muss jedes Familienmodell glei-
chermaßen unterstützen. Nur dann
können Eltern wirklich wählen, wie sie
Familie leben wollen. Viele plädieren
nun dafür, das Betreuungsgeld nicht als
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Barleistung, sondern als Gutschein aus-
zuhändigen. Sie befürchten, das Geld
würde nicht zum Wohle der Kinder ver-
wendet. Die Union tritt dem unmiss-
verständlich entgegen, denn damit
stellt man alle Eltern unter Generalver-
dacht. Wir von der Union lehnen jede
Bevormundung der Eltern ab und trau-
en ihnen zu, die Entscheidung über die
optimale Form der Betreuung ihrer
Kinder verantwortungsvoll zu treffen.

Ansonsten müssten wir auch die übri-
gen bar ausgezahlten Familienleistun-
gen wie z.B. Kindergeld, Kinderzu-
schlag, Elterngeld und Unterhaltsvor-
schuss grundsätzlich in Frage stellen.
Für Eltern sollte derselbe „Gutschein“
gelten wie für alle anderen Bürgerinnen
und Bürger: der „gute Schein“, auf dem
das Euro-Zeichen steht. Selbst die in der
Familienpolitik immer als vorbildlich
gehandelten skandinavischen Nach-

barländer, die uns das Modell von El-
terngeld und Krippenausbau vorge-
macht haben, haben inzwischen er-
kannt, wie wichtig für Eltern eine poli-
tische Balance ist und dass sie nicht
einseitig gelenkt werden dürfen. So gibt
es mittlerweile in Finnland, Norwegen,
Dänemark, Schweden und auch in
Österreich und Frankreich ein Betreu-
ungsgeld. Das wird gerne verschwie-
gen, wenn die familienpolitischen
Musterländer genannt werden.

Alle genannten familienpolitischen In-
strumente bieten Eltern vielfältige
Möglichkeiten, ihr Leben mit Kindern
nach eigenen Vorstellungen einzurich-
ten. Sie müssen sich nicht im Sinne
eines „Entweder-Oder“ für ein be-
stimmtes Lebensmodell entscheiden,
sondern können unter den verschiede-
nen Optionen wählen. So muss es auch
sein.
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1. Einleitung

Die Diskussion um die Einführung ei-
nes Betreuungsgeldes hat die Kontro-
verse um die grundsätzliche Ausrich-
tung staatlicher Familienpolitik wieder
aufleben lassen. Befürworter des Be-
treuungsgeldes verweisen darauf, dass
der weitaus überwiegende Teil der El-
tern die Betreuung und Erziehung des
Kindes auch nach Vollendung des 14.
Lebensmonats selbst übernehmen will
und deshalb auf eine weiterführende
Leistung nach dem Elterngeld angewie-
sen ist. So besucht nur jedes sechste
Kind unter drei Jahren eine institutio-
nelle Betreuungseinrichtung1, etwa zwei
Drittel aller Mütter mit Kindern im Al-
ter unter drei Jahren sind nicht er-
werbstätig, sondern betreuen ihre Kin-
der selbst2. Umfragen belegen, dass die
innerfamiliale Kinderbetreuung wäh-
rend der ersten drei Jahre nach wie vor

den Wünschen der meisten Eltern ent-
spricht. Dieser empirische Befund macht
es fraglich, ob das „adult worker mo-
del“, das eine simultane Vereinbarkeit
von Familie und Erwerbstätigkeit un-
terstellt, den Präferenzen der Familien
entspricht und als Leitbild staatlicher
Familienpolitik dienen kann. Darüber
hinaus werden Gerechtigkeitsargumen-
te geltend gemacht. Da der Staat Krip-
penplätze in erheblichem Umfang sub-
ventioniert, hätten auch Eltern, die ihr
Kind selbst betreuen, einen Anspruch
auf eine entsprechende öffentliche Leis-
tung.3 Schließlich wird das Betreuungs-
geld auch als Ausdruck der Wert-
schätzung der Gesellschaft für die Er-
ziehungsleistung der Familien gesehen.

Kritiker des Betreuungsgeldes verweisen
darauf, dass diese Leistung der Neuaus-
richtung der staatlichen Familienpolitik
der letzten Jahre widerspricht. Wäh-

Bildungs- und Betreuungs-
gutscheine – Ein Weg aus

dem Dilemma?

Jörg Althammer

Die geplante Einführung eines Betreuungsgeldes für nicht erwerbstätige Eltern
hat zu einer scharfen öffentlichen Kontroverse geführt. Der Koalitionsvertrag von
CDU/CSU und FDP sieht vor, als Alternative zur Geldleistung die Ausgabe von
Gutscheinen zu überprüfen. In diesem Beitrag werden die ökonomischen und fa-
milienpolitischen Effekte einer Gutscheinlösung dargestellt und im Vergleich zur
Geldleistung diskutiert. Es wird gezeigt, dass eine flexible und nichtstigmatisie-
rende Ausgestaltung eines Betreuungsgutscheins ein praktikabler Kompromiss
zwischen Geld- und Sachleistung ist. Insbesondere vor dem Hintergrund des
jüngsten Urteils des Bundesverfassungsgerichts zur Bemessung des Regelsatzes für
Kinder sollte das Gutscheinmodell deshalb vorurteilsfrei geprüft werden.
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rend die jüngsten familienpolitischen
Maßnahmen darauf gerichtet waren,
die Erwerbstätigkeit von Müttern zu er-
höhen, würde das Betreuungsgeld ge-
genläufige Anreize setzen.4 Darüber hi-
naus fehlen die für das Betreuungsgeld
erforderlichen Mittel dann für den quan-
titativen und qualitativen Ausbau der ex-
ternen Kinderbetreuung. Dies wird auch
unter bildungs- und integrationspoliti-
schen Gesichtspunkten als verfehlt kri-
tisiert. Und schließlich spielt die bei je-
der Geldleistung vorhandene Gefahr
der missbräuchlichen Verwendung der
Gelder – zumindest in der politischen
Diskussion – eine zentrale Rolle.

Befürworter wie Kritiker des Betreu-
ungsgeldes übersehen, dass die be-
reits praktizierten Formen der Subven-
tionierung von Kinderbetreuungsleis-
tungen und niedrigschwelligen Bil-
dungsleistungen der Familie dringend
reformbedürftig sind. Die einzelnen
Maßnahmen sind unzureichend aufei-
nander abgestimmt und werfen erheb-
liche ökonomische und familienpoliti-
sche Probleme auf. Aufgrund dessen
wird in der familienwissenschaftlichen
Diskussion seit längerem die Einfüh-
rung eines Gutscheinsystems als Alter-
native zur reinen Geld- oder Sachleis-
tung gefordert.5

2. Zweckgebundene Gutscheine:
ein Kompromiss zwischen
Geld- und Sachleistung

2.1 Die steuer- und transferrecht-
liche Berücksichtigung von
Erziehungsleistungen nach
geltendem Recht

Betreuungsleistungen und niedrig-
schwellige Bildungsangebote werden

bislang durch Geldleistungen und
durch die subventionierte Vergabe von
Sachleistungen staatlich gefördert. Die
bekanntesten monetären Leistungen
sind das bis 2006 gezahlte Erziehungs-
geld bzw. das seit 2007 ausbezahlte El-
terngeld.6 Daneben wird für jedes kin-
dergeldberechtigte Kind ein steuerli-
cher Freibetrag für den Betreuungs-
und Erziehungs- oder Ausbildungsbe-
darf in Höhe von 2.520 € pro Jahr ein-
geräumt. Dieser Freibetrag ist verfas-
sungsrechtlich geboten. Allerdings
wird durch diesen Freibetrag der pau-
schalierte Erziehungsbedarf lediglich
von der Besteuerung frei gestellt und
nicht eigenständig gewährleistet. Be-
zieher niedriger Einkommen profitie-
ren somit von dieser Regelung nicht.
Hinzu kommt, dass dieser Freibetrag
ebenso wie der steuerliche Freibetrag
für das sächliche Existenzminimum
mit dem Kindergeld verrechnet wird.
Insofern erfahren nur Bezieher sehr ho-
her Einkommen eine finanzielle Ent-
lastung von dieser steuerlichen Maß-
nahme. Weiterhin können Betreuungs-
kosten innerhalb bestimmter Grenzen
steuerlich geltend gemacht werden.
Die diesbezüglichen Regelungen sind
jedoch extrem komplex und der geld-
werte Vorteil steigt wiederum mit stei-
gendem Einkommen.

Der weitaus überwiegende Teil der öf-
fentlichen Förderung der Kinderbe-
treuung vollzieht sich über Sachleis-
tungen. Hier werden bestimmte Güter
oder Dienste wie beispielsweise die in-
stitutionelle Kinderbetreuung den El-
tern verbilligt oder unentgeltlich zur
Verfügung gestellt. Von diesen Maß-
nahmen profitieren die Bezieher nied-
riger Einkommen formal überpropor-
tional, da der Eigenanteil der Eltern in
der Regel einkommensabhängig ausge-
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staltet ist. Über die faktischen Vertei-
lungswirkungen der Sachleistungen ist
allerdings wenig bekannt. Denn empi-
risch zeigt sich, dass die Inanspruch-
nahme der Leistungen mit zunehmen-
dem Einkommen steigt. Dieser Effekt
müsste bei einer umfassenden Vertei-
lungsanalyse mit berücksichtigt wer-
den. Das zentrale Argument gegen die
Vergabe von Sachleistungen ist die Tat-
sache, dass die Eltern in der Verwen-
dung der verausgabten öffentlichen
Mittel extrem eingeschränkt sind. Die
Entscheidungsfreiheit der Eltern be-
schränkt sich lediglich auf die (Nicht-)
Inanspruchnahme der öffentlichen
Leistung. Dieses Argument würde deut-
lich an Schärfe gewinnen, wenn im Zu-
ge der jüngsten Rechtsprechung des
Bundesverfassungsgerichts nun auch
bestimmte Bildungsleistungen wie bei-
spielsweise Schulmittel für Kinder aus
sozial bedürftigen Haushalten als Sach-
leistungen vergeben würden.7

Die Gutscheinlösung stellt einen Kom-
promiss zwischen der reinen Geld- und
der Sachleistung dar. Gutscheine wer-
den direkt an die Eltern des Kindes aus-
gegeben, es handelt sich also wie bei der
Geldleistung um eine Form der Sub-
jektförderung. Allerdings sind die Ver-
wendungsmöglichkeiten des Gutscheins
auf bestimmte Ausgaben beschränkt.
Diese Beschränkung in der Verwen-
dungsfreiheit ist der zentrale Unter-
schied zwischen Geld- und Gutschein-
lösung. Je größer das Spektrum der al-
ternativen Verwendungsmöglichkeiten
ausfällt, desto näher liegt der Gutschein
an der Geldleistung. Bei sehr restrikti-
ver Ausgestaltung ist der Gutschein
hingegen lediglich eine andere Form
der Objektförderung.8 Es geht also nicht
nur um das Ob, sondern vor allem um
das Wie eines Gutscheinmodells.

2.2 Ökonomische Wirkung von
Geldleistung und Gutschein

Die zentralen ökonomischen Effekte ei-
ner Geldleistung und eines Gutscheins
sollen anhand eines einfach gehalte-
nen ökonomischen Modells verdeut-
licht werden. Diese Darstellung soll
auch verdeutlichen, dass die hier vor-
gestellte Gutscheinlösung den Eltern
einen wesentlich größeren Entschei-
dungsspielraum überlässt, als dies in
der öffentlichen Diskussion häufig dar-
gestellt wird.

Für die ökonomische Analyse sei ver-
einfachend davon ausgegangen, dass
die Eltern ihr Haushaltsbudget für zwei
unterschiedliche Verwendungszwecke
verausgaben: für kindbezogene Leis-
tungen einerseits (z.B. der Elternbeitrag
für die Kinderbetreuung) und alle sons-
tigen Leistungen andererseits.9 In der
Abbildung 1 sind die Ausgaben für die-
se Verwendungsmöglichkeiten auf den
jeweiligen Achsen abgetragen. Die Li-
nie AA' gibt die Menge aller realisierba-
ren Konsummöglichkeiten des Haus-
halts an. Der Punkt A repräsentiert den
(unwahrscheinlichen) Fall, dass das ge-
samte Haushaltseinkommen für den
Konsum der Eltern verausgabt wird. Der
Punkt A' repräsentiert den ebenso un-
realistischen Fall, dass das gesamte ver-
fügbare Einkommen für den Konsum
des Kindes verausgabt wird. Realisti-
scherweise wird das Haushaltseinkom-
men zwischen diesen Verwendungs-
möglichkeiten aufgeteilt, d.h., es wird
ein Punkt auf der Linie AA' gewählt. Wo
die aus Sicht der Eltern optimale Auf-
teilung zu liegen kommt, d.h., ob rela-
tiv mehr für elterlichen oder für den
Konsum des Kindes verausgabt wird,
hängt von den Präferenzen der Eltern
ab. Diese werden durch die gestrichelte

30-36_Althammer:30-36 15.03.2010 9:36 Uhr Seite 32



Bildungs- und Betreuungsgutscheine – Ein Weg aus dem Dilemma? 33

Kurve UA wiedergegeben. In dem hier
gewählten Beispiel verwendet die Fa-

milie den Betrag AK für die Kinder und
AS für sonstige Ausgaben des Haushalts.

Abbildung 1: Die Entscheidungssituation der Familie ohne familienpolitische Maßnahmen

Quelle: eigene Darstellung

Wenn der Staat nun eine monetäre
Leistung an die Familien vergibt, erhö-
hen sich das verfügbare Einkommen
und damit die Konsummöglichkeiten
des Haushalts. Die Budgetgrenze ver-
schiebt sich nach rechts außen auf BB',
d.h., es kann von allen Gütern mehr
konsumiert werden (vgl. Abb. 2). Wür-
de die öffentliche Hand demgegenüber
einen zweckgebundenen Transfer (Gut-
schein) in gleicher Höhe ausgeben, so
erhöhen sich zunächst nur die Kon-
summöglichkeiten für den kindbezoge-
nen Konsum. Die neue Budgetrestrik-
tion verläuft nun in ACB' „geknickt“,
da ausschließlich die Konsummöglich-
keiten für das Kind vergrößert werden.
Wenn man sich in unserem Beispiel je-
doch das tatsächliche Ausgabeverhal-
ten des Haushalts ansieht, stellt man
fest, dass sich die faktische Verteilung
der Konsumausgaben zwischen Geld-
leistung und Gutscheinlösung nicht

unterscheidet. Dies ist darauf zurückzu-
führen, dass im „Normalfall“ auch eine
Erhöhung der Geldleistungen teilweise
in den Kinderkonsum geflossen wäre,
während bei der Gutscheinlösung nun
finanzielle Mittel für den Haushalt frei
werden, die für anderweitigen Konsum
verausgabt werden können. Diesen Ef-
fekt bezeichnet man in der Literatur
auch als „Gutschein-Illusion“ (voucher
illusion).10 Diese Gutschein-Illusion ist
umso ausgeprägter, je flexibler der Gut-
schein eingesetzt werden kann, d.h., je
näher der Gutschein an die Geldleis-
tung heranreicht. Umgekehrt ist der
Bareffekt bei einer reinen Objektsub-
ventionierung am geringsten. Wie die
Abbildung zeigt, findet eine Schlech-
terstellung der Eltern nur in den selte-
nen Fällen statt, in denen das Familien-
einkommen fast ausschließlich in den
sonstigen Konsum fließt (die gestri-
chelte Linie BC).11
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Und noch ein weiteres Argument
spricht für eine Gutscheinlösung: die
größere öffentliche Akzeptanz zweck-
gebundener Leistungen. Die Vergabe
von Geldleistungen an Eltern wird im
öffentlichen Diskurs auch deswegen
kritisiert, weil eine missbräuchliche
Verwendung der Gelder nicht ausge-
schlossen ist. Gleichgültig, ob es um
eine Anhebung der Regelsätze in der
Grundsicherung, um den Kinderzu-
schlag oder das allgemeine Kindergeld
geht – stets wird bemängelt, dass ein
Teil der Leistungen die Kinder gar nicht
erreichen würde. Zwar erschöpft sich
der empirische Befund hierzu in der
berühmten „anekdotischen Evidenz“
und hält einer genaueren empirischen
Überprüfung nicht stand. Dennoch
spielt dieses Argument in der politi-
schen Diskussion eine nicht zu unter-
schätzende Rolle. Bei einer Gutschein-
vergabe ist deshalb davon auszugehen,
dass der Abgabenwiderstand der Netto-
zahler sinkt, da sie davon ausgehen
können, dass die Mittel direkt dem

Kind zugutekommen. Ein Gutschein-
modell dürfte also politisch wesentlich
einfacher durchsetzbar sein, als das bei
einer Geldleistung wie dem Betreu-
ungsgeld der Fall wäre.

3. Zur praktischen Ausgestal-
tung einer Gutscheinlösung

Das Gutscheinmodell wird von seinen
Kritikern nicht nur aus grundsätzli-
chen, sondern auch aus pragmatischen
Gründen zurückgewiesen. Der Begriff
Gutschein klingt zunächst nach Ra-
battmarken oder einem Bezugsschein.
Assoziationen an Rationierungsver-
fahren, wie wir sie aus der unmittel-
baren Nachkriegsphase kennen, wer-
den wach. Im Zeitalter der modernen
Informations- und Kommunikations-
systeme ist eine derartige Vorstellung
aber völlig irreführend. Man kann sich
den Gutschein wie eine Kreditkarte
vorstellen, auf der die persönlichen
Identifikationsmerkmale, die monatli-

Abbildung 2: Die Entscheidungssituation der Familie bei einer flexiblen Gutscheinlösung

Quelle: eigene Darstellung
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chen Einzahlungen und die entspre-
chenden Abbuchungen gespeichert
sind. Die Karte ist mit PIN und PUK ge-
gen Diebstahl und Missbrauch gesi-
chert, bei Verlust wird die alte Karte ge-
sperrt und eine neue ausgestellt. Die
Informationstechnologie macht es
auch möglich, die Gutscheinlösung
weitgehend flexibel auszugestalten. So
wäre es beispielsweise denkbar, Beträ-
ge, die in den ersten Jahren nach der
Geburt des Kindes nicht verbraucht
werden, für ein höheres Alter des Kin-
des anzusparen. Damit wären die fa-
milienpolitischen Effekte, die die Be-
fürworter eines Betreuungsgeldes ein-
fordern, weitgehend erfüllt. Gleich-
zeitig induziert die Subjektförderung
einen spürbaren Wettbewerb auf dem
Markt für niedrigschwellige Bildungs-
angebote. Es ist ebenfalls völlig un-
problematisch, das Guthaben bei zerti-
fizierten privaten Trägern informeller
Bildungseinrichtungen wie privaten
oder öffentlichen Musikschulen, Sport-
vereinen oder für den Nachhilfeunter-
richt einzulösen. Schließlich wäre es
auch denkbar, bildungsrelevante Kon-
sumgüter wie beispielsweise Lernmate-
rialien in die Gutscheinfinanzierung
aufzunehmen.

Bei der praktischen Umsetzung der
Gutscheinlösung ist vor allem darauf
zu achten, dass die Vergabe keine
Stigmatisierungseffekte auslöst. Die
Forderung, nur Familien aus prekären
Einkommensverhältnissen einen Gut-
schein auszuhändigen und ansons-
ten eine Geldlösung zu praktizieren,
ist nicht nur ökonomisch unsinnig,
sondern auch ethisch äußerst fragwür-
dig. Die dadurch ausgelösten Stigma-
tisierungseffekte würden den famili-
enpolitischen Erfolg sofort zunichte-
machen.

4. Fazit

Bei einer intelligenten Ausgestaltung
ist der Bildungsgutschein ein Instru-
ment, das für die allermeisten Famili-
en geldwerten Charakter hat. Ausga-
ben, für die bislang Teile des Familien-
einkommens herangezogen werden
müssen, können durch den Gutschein
substituiert und damit als Teile des
Haushaltseinkommens für Familien
frei verfügbar gemacht werden. Eine
Gutscheinlösung könnte auch sozial-
politisch widersinnige Konstruktionen
des bestehenden Steuer- und Transfer-
systems auflösen. So ist es schlichtweg
nicht nachvollziehbar, weshalb in ei-
ner Sozialen Marktwirtschaft die Be-
zieher sehr hoher Einkommen von der
steuerlichen Freistellung des Bildungs-
bedarfs profitieren, während die sozia-
le Grundsicherung für Kinder nach wie
vor keine Aufwendungen für niedrig-
schwellige Bildungsangebote umfasst.
Schließlich sprechen auch rein prak-
tische Erwägungen für die Gutschein-
lösung. Angesichts der drastisch enger
werdenden Spielräume in den öffent-
lichen Haushalten hat eine neue, poli-
tisch höchst umstrittene Geldleistung
für nicht erwerbstätige Eltern faktisch
keine politische Realisierungschance.
Die Einführung eines Gutscheinmo-
dells könnte hingegen bei einer
gleichzeitigen Umstellung der Objekt-
förderung im Bereich der Kinderbe-
treuung kostenneutral erfolgen und
dennoch die Selbstverantwortlichkeit
von Familien erhöhen. Und schließ-
lich hat die emotionale Kontroverse
um das Betreuungsgeld die Familien-
politik wieder ein Stück weit ideologi-
siert. Gerade das kann eine gemein-
schaftlich getragene Politik für die
Familien aber am allerwenigsten ge-
brauchen.
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1. Mütter zwischen Wiege und
Büro: Daten zu Familien-
arbeit und Erwerbsverhalten

Die Familienarbeit prägt den weibli-
chen Lebenslauf sehr viel stärker als
den männlichen: 62% der Frauen un-
terbrechen ihre Erwerbstätigkeit in den
ersten zwei Lebensjahren des Kindes
vollständig, ein Drittel nimmt danach
ihre Erwerbstätigkeit meist in Teilzeit
wieder auf (rund 30%). Viele Mütter
haben zudem Schwierigkeiten, unmit-
telbar nach Ablauf der Elternzeit wieder
einen Arbeitsplatz zu finden. Dabei
wollen immer mehr Mütter gleich im
Anschluss an die gesetzliche Elternzeit
wieder in den Beruf zurückkehren.1 Ak-
tuell sind 56% der Mütter und 86% der
Väter mit mindestens einem Kind un-
ter 15 Jahren im Haushalt aktiv er-
werbstätig. Dabei variiert die Erwerbs-
tätigkeit von Müttern mit Alter und
Anzahl der Kinder. 30% der Mütter mit

dem jüngsten Kind unter drei Jahren
sind berufstätig. Ist das jüngste Kind
zwischen drei bis fünf Jahre alt, geht
über die Hälfte der Mütter (58%) einer
Erwerbstätigkeit nach, bei Müttern mit
zehn- bis vierzehnjährigen Kindern
sind es 71%. Bei Vätern ist die Erwerbs-
tätigenquote dagegen weitestgehend
unabhängig vom Alter und der Anzahl
der Kinder konstant hoch. Sie liegt je-
doch 9% höher als die Erwerbsquote
kinderloser Männer.2 Die Erwerbsarbeit
von Müttern erfolgt besonders in West-
deutschland vor allem in Teilzeit. Die
Teilzeitquote beträgt bei Müttern 73%,
bei Vätern 5%.3

Uneindeutig ist die Befundlage hin-
sichtlich der gewünschten Erwerbs-
muster von Paaren mit kleinen Kin-
dern. Europäische Vergleichsdaten von
2005 verweisen auf die hohe Diskre-
panz von gewünschten und realen Er-
werbsmustern von Müttern mit Kin-

Neue Mütter sind im Land –
Das Betreuungsgeld als Grab-

beigabe des Alleinernährermodells?

Barbara Thiessen

Die emotional aufgeladenen Diskussionen um das Betreuungsgeld machen vor
allem eines deutlich: Das Leitbild der „guten Mutter“ ist nun ebenso in Deutsch-
land in Bewegung geraten und dies sorgt für Verunsicherung. Der auch in West-
deutschland kontinuierliche Anstieg erwerbstätiger Mütter evoziert neue Model-
le und bedarf veränderter institutioneller Rahmen. Der Ausbau der Kindertages-
betreuung ist darauf eine familienpolitische Antwort. Statistisch scheint das
Alleinernährermodell auf dem Rückmarsch zu sein. Ist das Betreuungsgeld vor
diesem Hintergrund als seine Grabbeigabe zu sehen, um den Abschiedsschmerz
zu lindern?
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dern unter fünf Jahren. 21% der Müt-
ter in Deutschland wünschen sich
demnach Vollzeiterwerbsarbeit für bei-
de Partner, 28% möchten gerne für sich
eine Teilzeit- und für den Mann eine
Vollzeitbeschäftigung und 44% und
damit die höchste Quote im euro-
päischen Vergleich favorisieren das
Alleinernährermodell. Realisiert wird
aber Folgendes: Bei 10% der Eltern-
paare sind beide Vollzeit erwerbstätig,
bei 23% arbeiten der Mann Vollzeit
und die Frau Teilzeit und 51% prakti-
zieren das Alleinernährermodell.4 Die
Hälfte der Mütter mit kleinen Kindern
möchte also erwerbstätig sein, aber nur
ein Drittel realisiert dies, während sich
mehr Mütter in der Hausfrauenrolle
wiederfinden, die dies eigentlich nicht
wollten. Gleichwohl findet dieses Mo-
dell noch einen hohen Zuspruch, auch
wenn der Anteil der Alleinverdiener-
familie kontinuierlich abnimmt. Für
Deutschland lässt sich der deutliche
Trend einer Abnahme des Alleinver-
dienermodells zugunsten einer Zwei-
verdienerfamilie als Zuverdienermo-
dell feststellen.5 Demgegenüber kommt
eine aktuelle Forsa-Umfrage bei Eltern
mit Kindern unter elf Jahren zu dem Er-
gebnis, dass 62% eine elterliche Teilung
von Erwerbs- und Familienarbeit bevor-
zugen und nur noch 24% dem Allein-
verdienermodell zustimmen.6 Das würde
bedeuten, dass rund die Hälfte, die die-
ses Modell lebt, damit unzufrieden ist.

Die familialen Erwerbsarrangements
verschieben sich bei Paaren mit Kin-
dern unter 15 Jahren. Hier ist rund die
Hälfte der Paare erwerbstätig. Bei 36%
der Paare ist ausschließlich der Vater
erwerbstätig, bei 9% der Paare übt kei-
ner der Partner eine Erwerbstätigkeit
aus (einschließlich vorübergehend Be-
urlaubter). Bei drei Vierteln der Famili-

en besteht eine klassische Rollenvertei-
lung. Der Vater ist der Hauptverdiener
und geht Vollzeit zur Arbeit, die Mutter
Teilzeit. In 5% aller Haushalte ist die
Mutter die Alleinverdienerin.7 Deutlich
wird, dass der Ausstieg von Frauen im-
mer kürzer ausfällt.

Die Einkommen von Frauen und Män-
nern unterscheiden sich noch immer
gravierend. Vollzeitbeschäftigte Frauen
verdienen brutto 2.531 Euro, vollzeit-
beschäftigte Männer 3.216 Euro. Der
Grund sind eine schlechtere Bezahlung
in frauentypischen Branchen, die Aus-
wirkung von Erwerbsunterbrechung
sowie die Teilzeitbeschäftigung. Wenn
Familien auf ein Eigenheim und reprä-
sentative Verkehrsmittel setzen, spricht
dies eher für eine Erhöhung der väter-
lichen Erwerbsarbeit (nicht selten er-
gänzt durch Schwarzarbeit am Wo-
chenende) und eine entsprechende
Reduktion der mütterlichen Einkom-
menssicherung. Im Falle von Trennung
und Scheidung bedeutet dies für die
Mütter häufig einen (zeitweiligen) Ab-
stieg in die staatliche Transferbedürf-
tigkeit.

Wie wirkt sich die unterschiedliche Er-
werbssituation auf die Gestaltung der
Familienarbeit aus? Obwohl sich die
Einstellungen erheblich in Richtung
gleiche Verantwortung von Müttern
und Vätern verschoben haben, ist die
Realität davon jedoch noch weit ent-
fernt. Für junge Männer und Väter wird
die Orientierung am Leitbild des „Fa-
milienernährers“ zunehmend brüchig.
Der „aktive Vater“8 ist nicht nur in vie-
len Werbespots präsent, auch die über-
wältigende Mehrheit der Bevölkerung
einschließlich der Mütter ist der Mei-
nung, dass sich Väter heute mehr um
die Erziehung und Betreuung ihrer Kin-
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der kümmern als noch vor fünf bis
zehn Jahren und bewertet dies auch
positiv.9

Die Vereinbarkeit scheint von einem
Frauen- und Familienthema auch zu ei-
nem Männerthema geworden zu sein.
Zunehmend geht es um die Integration
der Vaterschaft in die familiale Erzie-
hungs- und Fürsorgearbeit sowie in die
männliche Erwerbsbiographie. Junge
Männer verstehen sich als moderne Er-
nährer. Sie sehen sich zwar noch immer
als der Ernährer der Familie, wollen
sich aber auch in der Betreuung der
Kinder engagieren und tun dies auch
zunehmend, zumindest am Wochen-
ende.10 Etwas weniger als die Hälfte der
jungen Männer will den „Beruf in der
Zeit direkt nach der Geburt des Kindes
zurückstellen“ oder sogar die „Berufs-
karriere für ein Kind zurückstellen“. Da
sich die Männer jedoch nach wie vor in
der Verpflichtung sehen, den Lebens-
unterhalt für die Familie zu bestreiten,
soll das Engagement in der Familie
nicht zulasten beruflicher Verpflich-
tungen gehen.11 Alternative Rollenar-
rangements, die zu einer gleichberech-
tigten und geschlechtsegalitären Auf-
teilung der Familien- und Erwerbs-
arbeit und der damit verbundenen
Ressourcen führen, werden weder in
der Herkunftsfamilie vorgelebt noch
sind sie in Gesellschaft, Öffentlichkeit
und Erwerbsleben vorbereitet institu-
tionalisiert. Ein wichtiger Schritt ist das
2007 neu eingeführte Elterngeld. Der
Anteil der Väter in Elternzeit stieg von
vor 2007 3,5% auf aktuell 16% mit
wachsender Tendenz. Allerdings be-
schränkte sich das Gros der Väter bis-
lang auf zwei Monate.12

Trotz dieser positiven Ansätze auf poli-
tischer Ebene und der bemerkenswer-

ten Veränderung der männlichen Ein-
stellungen insgesamt und Vätern im
Besonderen, die sich vom Nur-Ernäh-
rer zum Auch-Versorger von Kindern
gewandelt haben, wird die Versorgung
und Erziehung von Kindern sowie die
Alltagsarbeit immer noch überwiegend
von Frauen geleistet. Erwerbstätige
Männer wenden für die Betreuung von
Kindern unter sechs Jahren täglich
durchschnittlich eine Stunde auf. Ver-
teilt auf die Wochentage wird deutlich,
dass sich diese Zeit vor allem auf das
Wochenende bezieht und die Bereiche
Spiel und Sport betrifft. Väter wenden
wesentlich weniger Zeit für die Körper-
pflege und Beaufsichtigung der Kinder
auf als die Mütter.13

Bei den Müttern sind nichterwerbstäti-
ge Frauen mit Kindern unter sechs Jah-
ren werktags dreieinhalb Stunden, teil-
zeiterwerbstätige Mütter zweidreivier-
tel Stunden und vollzeiterwerbstätige
Frauen täglich zwei Stunden mit Kin-
derbetreuung beschäftigt. Am Wo-
chenende verringert sich die Differenz.
Hier verbringen nichterwerbstätige
Frauen zweieinhalb Stunden und er-
werbstätige Frauen zwei Stunden mit
Kinderbetreuung.14 Der Unterschied
zwischen Hausfrauen und erwerbstäti-
gen Frauen in Bezug auf die Zeit für
Kinder ist eher gering. Erwerbstätige
Frauen haben eine insgesamt höhere
Arbeitsbelastung und sie sparen zeit-
lich an der Hausarbeit. Hausfrauen ver-
bringen wochentags gute fünf Stunden
mit Hausarbeit, erwerbstätige Frauen
zwei Stunden weniger. Dagegen ver-
bringen nichterwerbstätige Frauen un-
ter der Woche eineinviertel Stunden
länger mit Schlafen, Essen und Körper-
pflege als erwerbstätige Frauen und sie
haben auch knapp eine Dreiviertel-
stunde länger Zeit für Sport, Hobbys
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und Mediennutzung sowie 25 Minu-
ten länger für ihr soziales Leben und
Unterhaltung. Alleinerziehende er-
werbstätige Frauen haben unter der
Woche über 20 Minuten weniger Zeit
für die Kinderbetreuung und eine
knappe Dreiviertelstunde weniger für
die Hausarbeit als Frauen in Paarhaus-
halten und sind knapp eindreiviertel
Stunden länger erwerbstätig.15 Die Ein-
schätzung, dass sich Hausfrauen „24
Stunden, 7 Tage die Woche“ mit ihren
Kindern befassten16, ist angesichts die-
ser Zahlen zu revidieren. Kinder wer-
den in jedem Fall vor allem und über-
wiegend zu Hause erzogen und betreut,
ob mit oder ohne außerhäusliche Kin-
derbetreuung.

Erst in den letzten Jahren wurde das
Spannungsfeld von Erwerbsarbeit und
Familienalltag auch aus der Perspektive
der Kinder untersucht.17 Gemeinsam
verbrachte Zeit besitzt für Kinder und
die anderen Familienmitglieder eine
herausragende Bedeutung. Sie stiftet
Nähe, ermöglicht gegenseitige Anteil-
nahme, Unterstützung und Fürsorge.
Familiale Routinen wie Mahlzeiten
und Rituale wie Zubettbringen spielen
dabei eine besondere Rolle. Ebenso
wichtig sind die beiläufigen und nicht
geplanten Zeiten, in denen Familien-
mitglieder einfach nur zusammen an
einem Ort sind, ohne gezielt etwas Ge-
meinsames zu unternehmen. Wichtig
ist Kindern nicht unbedingt, dass sie
besonders viel Zeit mit den Eltern ver-
bringen, sondern vielmehr die verläss-
liche Anwesenheit der Eltern, vor al-
lem abends und am Wochenende. Kin-
der wünschen sich eine verlässliche
und vorhersehbare Chance, elterliche
Aufmerksamkeit zu bekommen. Be-
merkenswert ist, dass vor allem er-
werbstätige Mütter oft ein schlechtes

Gewissen hinsichtlich ihrer Zeitres-
sourcen für ihre Kinder haben. Tat-
sächlich sind Kinder aber überwiegend
zufrieden mit der Zeit, die die Mütter
für sie haben, aber zwei Drittel wün-
schen sich mehr Zeit mit ihren Vä-
tern.18 Bemerkenswert ist auch, dass es
nicht die Kinder mit zwei erwerbstäti-
gen Eltern sind, die mit der elterlichen
Zuwendung unzufrieden sind, sondern
vorrangig Kinder von arbeitslosen und
nicht erwerbstätigen Eltern sowie von
erwerbstätigen Alleinerziehenden.19

Geregelte Erwerbsbeteiligung der El-
tern scheint eher die häuslichen Ver-
hältnisse zu stabilisieren, bringt eine
Qualitätssteigerung des Anregungsge-
haltes der familialen Umwelt und trägt
dazu bei, die gemeinsam verbrachte
Zeit intensiver zu nutzen.20

Die Daten zur Erwerbs- und Familien-
arbeit bei Müttern zeigen also, dass es
in Westdeutschland zwar noch eine be-
merkenswert hohe Zustimmung für
das Alleinernährermodell zumindest
bei Familien mit kleinen Kindern gibt,
die Mehrzahl der Mütter auch mit klei-
nen Kindern ist allerdings erwerbstä-
tig. Der eindeutige Trend geht in Rich-
tung Zweiverdienerfamilie und kürzere
Erwerbsunterbrechungen. Auch die
Kinder stimmen diesem Modell eher
zu. Die Zeitunterschiede in der Betreu-
ung von Kindern sind zwischen Haus-
frauen und erwerbstätigen Müttern
eher gering, bei teilzeitbeschäftigten
Müttern verschwindend gering.

2. Leitbild „gute Mutter“
und der Tanz um die
„Wahlfreiheit“

Anders als die Debatten es vermuten
lassen, ist die von Frauen geleistete Er-
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werbsarbeit seit etwa hundert Jahren
annähernd stabil. Verändert haben
sich der Anteil der Frauen, die erwerbs-
tätig sind und ihr Stundenumfang. Wa-
ren zu Beginn des 20. Jahrhunderts we-
niger Frauen Vollzeit, etwa in den Fa-
briken erwerbstätig, so sind heute mehr
Frauen, aber in Teilzeit tätig.21 Die De-
batten vor allem um Müttererwerbs-
arbeit haben sich jedoch erheblich
verändert. Vor allem mit der Gegen-
überstellung der BRD und DDR polari-
sierten sich die Modelle der westdeut-
schen Hausfrau und der ostdeutschen
erwerbstätigen „Mutti“. Die Reklamie-
rung von mehr Gleichberechtigung
und die darauf eingeleitete Familien-
rechtsreform von 1977 führten zur Auf-
gabe des gesetzlichen Leitmodells der
Hausfrauenehe und sicherten die ei-
genständige Erwerbsarbeit von Ehe-
frauen ab. In der gesellschaftlichen
Diskussion kann die Figur der Hausfrau
jedoch in konservativen Kreisen noch
bis heute als Leitbild ausgemacht
werden.

Auch in der Forschung ist das Thema
der Vereinbarkeit von Familie und Er-
werbsarbeit für Mütter seit den 1960er-
Jahren in Westdeutschland ein Dauer-
brenner. Als Reaktion auf die steigende
Erwerbstätigkeit von Müttern waren es
zunächst die Folgen mütterlicher Er-
werbstätigkeit für den Sozialisations-
prozess, die in den Blick genommen
wurden. Sind erwerbstätige Mütter
schlechte Mütter? Vor allem in den
USA wurden zahlreiche Studien durch-
geführt. Die nicht selten widersprüch-
lichen Ergebnisse zeigten, dass die Be-
rufstätigkeit der Mutter nur eine unter
vielen Variablen darstellt, die die Ent-
wicklung und Persönlichkeitsbildung
des Kindes im Positiven wie im Negati-
ven beeinflussen können.22

In den folgenden Jahren verlagerte sich
das Interesse vom Wohl der Kinder zu
den Müttern selbst, zu der Doppelbe-
lastung, zur Bedeutung beruflicher und
privater Lebenszusammenhänge als
Strukturgeber weiblicher Lebensfüh-
rung, zum doppelten weiblichen Le-
bensentwurf.23 Gleichzeitig wurde die
weitgehend veränderungsresistente ge-
schlechtstypische Arbeits- und Rollen-
verteilung im Lebensentwurf und im
familialen Alltagsleben von Müttern
und Vätern diskutiert, die auch heute
noch Thema ist. Im Zusammenhang
mit der Öffnung des Bildungs-, Berufs-
und Erwerbssystems für Frauen, der
zunehmenden, auch kontinuierlichen
Erwerbsbeteiligung von Müttern und
hochqualifizierten Frauen, dem Rück-
gang der „einseitigen Ernährerabhän-
gigkeit“ von Frauen innerhalb der Fa-
milie und der Orientierung an egalitä-
ren Geschlechterbildern entstanden
seit den 1970er-Jahren neue Leitbilder
wie die „Zweiverdienerfamilie“, die
„Work-Life-Balance“ und der „aktive
Vater“. Im 2008 neu verabschiedeten
Unterhaltsrecht24 findet das neue Leit-
bild der Zweiverdienerfamilie seinen
Niederschlag: Im Falle einer Scheidung
steht der Unterhaltsanspruch der ge-
schiedenen Frau hinter dem der Kinder
aus alter Familie sowie möglicher Kin-
der aus einer neuen Verbindung. Ris-
kant wird daher die Aufgabe der eige-
nen Erwerbsarbeit, wenn im Falle der
Trennung kein Unterhalt gesichert ist.

Diese Entwicklung löst allerdings tradi-
tionelle Familienbilder nicht vollstän-
dig ab, sondern verschiedene Modelle
existieren noch nebeneinander. Ob-
wohl in der Dienstleistungs- und Wis-
sensgesellschaft die Erwerbsarbeit im-
mer noch der mächtigste Taktgeber für
die familiale Lebensführung ist, orien-
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tieren sich Kindertageseinrichtungen,
Schulen, Ladenöffnungszeiten und öf-
fentliche Einrichtungen sowie Ver-
kehrszeiten im lokalen Umfeld über-
wiegend am traditionellen Modell der
Arbeitsteilung, gehen also von vollzeit-
verfügbaren Müttern aus.

Die „Work-Life-Balance“ ist in den letz-
ten Jahren angesichts immer noch un-
gelöster Vereinbarkeitsproblematiken
und forciert durch dauerhaft niedrige
Geburtenquoten zu einem zentralen
politischen Thema geworden.25 Mit
dem Ausbau der flächendeckenden Be-
treuung von Kleinkindern außerhalb
der Familie26 und dem Rechtsanspruch
auf einen Kinderbetreuungsplatz für
unter Dreijährige ab 2013 wird zuneh-
mend auf die veränderten Bedürfnisse
von Familien eingegangen. Die ge-
meinsame, öffentliche und private Ver-
antwortung für die Erziehung, Bildung
und Betreuung von Kindern wird als
wichtiger Bestandteil nachhaltiger Fa-
milienpolitik bewertet.27 In jüngerer
Zeit ist die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie auch zu einem Thema in Be-
trieben und Unternehmen geworden.
Familienfreundlichkeit wird zuneh-
mend als strategisches Managementin-
strument und betrieblicher Standort-
faktor gewertet.28

Die Steuer- und Transfersysteme sowie
die Bildungs- und wohlfahrtsstaatli-
chen Institutionen sind jedoch nicht
auf diese veränderten Lebenspraxen
eingestellt. Sie beharren nach wie vor
auf einem traditionellen Familienbild.
Ehegattensplitting, Minijobregelung,
die kostenlose Mitversicherung der
Ehefrau in der Krankenversicherung
sowie die nach wie vor unzureichende
Betreuungsstruktur für Kinder fördern
Zuverdienstmodelle, die sich spätes-

tens beim Eintritt in die Rente sowie im
Scheidungsfall für Mütter negativ aus-
wirken. Sie begründen weibliche Ar-
mut und kosten staatliche Transferleis-
tungen, das Betreuungsgeld noch nicht
eingerechnet. Mütter stehen zwischen
der verblassenden, aber immer noch
wirksamen Rhetorik der vollzeitlichen
Verfügbarkeit für die Kinder und der
gleichzeitigen Anforderung, sich bei
Bedarf selbst zu ernähren und ihren
Kindern etwas bieten zu können, um
eine „gute Mutter“ zu sein. Unterstützt
wird diese Widersprüchlichkeit der An-
forderungen durch das neue Unter-
haltsrecht. Dieses setzt zwar einerseits
auf die Fähigkeit zur ökonomischen
Eigenständigkeit von Müttern und ist
somit ein weiterer Sargnagel der Haus-
frauenehe29, andererseits sind die ent-
sprechenden Voraussetzungen am Ar-
beitsmarkt, etwa bezüglich geschlech-
tergerechter Einkommen oder einer
entsprechenden Infrastruktur, noch
keineswegs geschaffen.

Mit dem Siebten Familienbericht30

kann ein Paradigmenwechsel in der
Familienpolitik festgestellt werden.
Konzeptionell sind nun monetäre För-
derung, Infrastrukturleistungen und
Zeitpolitik als drei unverzichtbare Be-
standteile für nachhaltige Familienpo-
litik vorgesehen und aufeinander be-
zogen.31 Damit sollen insbesondere die
Rahmenbedingungen für eine Erwerbs-
tätigkeit von Müttern verbessert wer-
den. Gleichzeitig ist ein zweites Ziel
intendiert, nämlich die Förderung von
Kindern bildungsferner Schichten. Hier-
bei zeigt sich ein auffälliger diskursiver
Wandel. Sind gerade konservative Kon-
zeptionen von Mutterschaft bis heute
davon ausgegangen, dass Mütter auf-
grund biologischer Gegebenheiten al-
lein über das für die Erziehung ihrer
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Kinder notwendige und „richtige“ Wis-
sen verfügten, werden in der öffentli-
chen Diskussion die Notwendigkeit
außerhäuslicher Betreuungsangebote
auch und gerade für Kleinkinder unter
drei Jahren betont, wenn sie aus Fa-
milien in Risikolagen kommen. Hier
kommt nicht zuletzt die im Anschluss
an die PISA-Studie entwickelte Einsicht
zum Tragen, dass das Bildungssystem
in Deutschland für Kinder unterer so-
zialer Schichten unzureichende Förde-
rungen bietet und familiale Defizite
nicht ausgleichen kann. Die Folgen so-
zialer Schieflagen werden jedoch ein-
zelnen Müttern und Familien zuge-
schrieben und damit individualisiert.
Konkret sollen „bildungsferne“ Mütter
in ihrer Unzulänglichkeit, Kinder an-
gemessen auf den Arbeitsmarkt der Zu-
kunft vorzubereiten, unterstützt wer-
den. Diese Diskussionen machen deut-
lich, dass biologische Mutterschaft
keine Garantie mehr für „richtige“ Er-
ziehung zu sein scheint. Damit ist der
Mutterschaft der naturalistische Boden
entzogen, über den sie hierzulande
zwei Jahrhunderte lang zumindest dis-
kursiv und rhetorisch verfügt hat. Im
Gegensatz zur „Mutterschaft als na-
türliche Bestimmung der Frau“ zielt
die gegenwärtige Familienpolitik in
Deutschland auf die partielle Entfami-
lialisierung der Kinder, um sie ange-
messen zu vergesellschaften.32

Diesem Trend setzen v.a. konservative
Kreise die Betonung einer sogenannten
„Wahlfreiheit“ entgegen. Sie können
sich dabei auf das Kinderbetreuungs-
urteil des BVerfG berufen.33 Angenom-
men wird dabei, dass es eine freie Ent-
scheidung der Eltern gäbe, jenseits von
örtlichen, milieubezogenen, ethni-
schen, verwandtschaftlichen und paar-
dynamischen oder arbeitsmarktbezo-

genen Faktoren. Tatsächlich zeigt sich,
dass junge Frauen in strukturschwa-
chen ländlichen Räumen ihre Berufs-
und Familienwünsche den Möglichkei-
ten ihrer Umgebung anpassen und
eher traditionelle Arbeitsteilungsmus-
ter favorisieren als Gleichaltrige in städ-
tischen Ballungsräumen.34 Ebenso ist
zu bedenken, dass mit einem Teilzeit-
betreuungsplatz, der bislang für ca. ein
Drittel der unter Dreijährigen bis 2013
vorgesehen ist, keine wirkliche Wahl-
freiheit möglich ist. Schließlich muss in
Betracht gezogen werden, dass ange-
sichts sinkender Einkommen insbe-
sondere in den einfachen Dienstleis-
tungs- und Fertigungsberufen und un-
sicherer Erwerbsperspektiven viele
Familien auf zwei Einkommen ange-
wiesen sind, unabhängig von der Wahl
ihrer Kinderbetreuungssituation. Eine
Wahlfreiheit, die dem gerecht werden
wollte, was sie impliziert, müsste also
eine Politik voraussetzen, die arbeits-
markt- und tarifpolitisch und bezogen
auf Strukturentwicklung noch wesent-
lich umfangreicher im Ausbau der Kin-
dertagesbetreuung aktiv wäre.

Dass das Betreuungsgeld eher keine
Verhaltensänderungen bewirken wird,
zeigt eine aktuelle Simulationsstudie.35

Ermittelt wurde, dass Zweiverdiener-
haushalte und erwerbstätige Alleiner-
ziehende weniger von einem Betreu-
ungsgeld profitieren und daher eher
darauf verzichten würden, während Fa-
milien mit niedrigem Bildungsniveau
oder mit Migrationshintergrund eher
einen Vorteil hätten. Da diese Familien
bislang ihre Kinder ohnehin seltener
in Tagesbetreuung geben, wird in der
Studie von Mitnahmeeffekten gespro-
chen. Damit würde jedoch „die Stär-
kung der Wahlfreiheit der Eltern zu Las-
ten der Bildungsbiographie von Kin-

37-47_Thiessen:37-47 17.03.2010 8:34 Uhr Seite 43



Barbara Thiessen44

dern bestimmter soziodemographi-
scher Gruppen“ erfolgen.36

3. Familie und Erwerbsarbeit:
Entgrenzung und
Anerkennung

Wie soll zukünftig Familie neben Er-
werbsarbeit gelebt werden? Die Er-
werbsarbeit hat sich in den letzten 30
Jahren durch den Wandel zur Dienst-
leistungs- und Wissensgesellschaft er-
heblich verändert. Die „fordistische
Ära“, die als „Blütezeit des männlichen
Alleinverdieners und der Hausfrauen-
ehe“37 der westdeutschen Nachkriegs-
gesellschaft gelten kann, ist zu Ende.
Statt Stahlkochern und Bandarbeite-
rinnen werden nun High-Tech-Inge-
nieure, WebdesignerInnen und Ge-
sundheitsdienstleistende gesucht, die
veränderte Erwerbsbedingungen vor-
finden und neue Qualifikationsprofile
ausweisen müssen. Gleichzeitig weicht
das sogenannte „Normalarbeitsverhält-
nis“ auf. Normal wird jetzt, was für
weibliche Beschäftigte schon längst
galt, nämlich mehr befristete Arbeits-
verträge und flexible Arbeitszeiten.
Hinzu kommt eine erwartete hohe Mo-
bilität, die Familienbeziehungen an Be-
lastungsgrenzen führt. Manche sehen
bereits die Gefahr einer „vollmobilen
Singlegesellschaft“38. Familien sind ge-
fordert, mit der zunehmenden räumli-
chen und zeitlichen Entgrenzung um-
zugehen und Familienzeit im Alltag zu
organisieren. Das Jonglieren zwischen
Beruf und Familie führt zu mehr Stress
und Verhandlung in den Familien.39

Die Erwerbsarbeit hat eine enorme Auf-
wertung erfahren. Technik- und Kom-
munikationskompetenzen gewinnen
an Bedeutung. Statt tayloristischer Pro-

duktionsweise, also zerstückelten, me-
chanisierten Arbeitsschritten, ist eine
Aufwertung bei qualifizierten Tätigkei-
ten durch mehr Selbstständigkeit,
Teamarbeit, flache Hierarchien und die
Möglichkeit (oder den Zwang) zur
Kreativität feststellbar. Dadurch er-
scheint Haus- und Familienarbeit oft
als eher lästig und stupide. Die ameri-
kanische Soziologin Hochschild40 fasst
diese Entwicklung in dem prägnanten
Titel „When work becomes home and
home becomes work“ zusammen. Die
Erwerbsgesellschaft verteilt ihre Aner-
kennung entlang der erreichten beruf-
lichen Karriere. Wenn Frauen zuneh-
mend hohe Bildungsabschlüsse erzie-
len, wundert es nicht, wenn sie diese
auch in adäquaten Berufsfeldern ein-
setzen wollen.41 An dieser Entwicklung
werden 150 Euro Betreuungsgeld
nichts ändern. Die abgeleitete Aner-
kennung als Gattin verliert für junge
Frauen an Bedeutung.

Die zunehmende Erwerbsorientierung
von Frauen führt zu einem „care di-
lemma“42. Es fehlt neben der Zeit für
die Kinderbetreuung auch an Zeit für
die materielle Hausarbeit wie Kochen,
Reinigung, Wäsche. Um sich zu entlas-
ten, etablieren Frauen komplexe (Frau-
en-)Netzwerke, die Teile der Hausarbeit
und der Kinderbetreuung überneh-
men, was zu einer erneuten Differen-
zierung, ja Polarisierung zwischen
Frauen führt. Sie suchen andere Frau-
en, an die sie Teile ihrer Hausarbeit be-
zahlt oder unbezahlt delegieren kön-
nen. Dies führt zu prekären, oftmals il-
legalen Beschäftigungsverhältnissen.43

Hinsichtlich der Kinderbetreuung stel-
len v.a. die Großmütter europaweit im-
mer noch die wichtigste unbezahlte
Ressource der Kinderbetreuung dar.44

Durch die Abnahme von Mehrgenera-
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tionenfamilien in einem Haushalt er-
fordert dies heute, trotz immer noch
räumlich naher Verwandtenhaushal-
te45, eigenständige Organisationsar-
beit, um Großeltern und Enkel zeitlich
und räumlich zusammenzubringen.
Ähnliches gilt für die Pflege älterer Fa-
milienangehöriger. Die steigende Le-
benserwartung, zunehmende Multilo-
kalität von Familien, wachsende Frau-
enerwerbstätigkeit und Ansprüche an
eine eigenständige Lebensführung sei-
tens der Frauen weisen auf eine Lücke
in der Versorgung alter Menschen hin,
die quantitativ durch die Verschiebung
der Generationenverhältnisse vermut-
lich sogar noch gravierender ist als bei
der Kinderbetreuung.

Hier sind weitere wohlfahrtsstaatliche
Infrastrukturangebote gefordert, um
das Familienleben zu entlasten und
attraktiver zu machen. Wie im Koaliti-
onsvertrag vorgesehen setzt die aktuel-
le Familienpolitik auf eine Überprü-
fung der Wirksamkeit einzelner fami-
lienpolitischer Maßnahmen auf die
Lebensqualität von Familien in ihrer
Diversität. Ebenso geht es darum, Fa-
milienpolitik am Lebenslauf von Fami-
lien zu orientieren. Statt versäulter In-
stitutionenlogiken zu folgen, geht es
darum, Phasen und Konstellationen
mit besonderem Unterstützungsbedarf

zu identifizieren. Hierzu wurde das
Kompetenzzentrum für familienbezo-
gene Leistungen des Bundesfamilien-
ministeriums eingesetzt.46

Damit Familie stabil bleiben kann,
muss sie sich verändern können. Die
Sozialfigur der „erwerbstätigen Mutter“
ist für Deutschland immer noch eine
kleine Revolution. Im Alltag hadern
viele Mütter mit der richtigen Balance
zwischen Familie und Beruf. Ebenso
sind die Männer auf der Suche nach
neuen Väterbildern und erleben Ver-
einbarkeit als erstmaliges Problem in
ihren Erwerbsbezügen. Kinder und Ju-
gendliche, die jeden Tag neue Welten
entdecken, brauchen ebenso Fürsorge
und die Erfahrung von Liebe und An-
erkennung wie ausreichend Raum für
Austausch und Orientierung unter
Gleichaltrigen. Die Hausfrauenehe hat
ihr Monopol eingebüßt und wird auch
durch das Betreuungsgeld nicht zu ret-
ten sein. Zwar werden durch die Aus-
bezahlung des Betreuungsgeldes Mittel
gebunden, die an anderer Stelle drin-
gend notwendig sind, aber, um im
ideologisch verminten Gelände der Fa-
milienpolitik einen guten Übergang zu
sichern, kann das Betreuungsgeld als
Grabbeigabe des Alleinernäherermo-
dells auch eine sinnvolle, weil sozial
befriedende Bedeutung haben.
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1. Rechtliche Grundlagen

Der in Art. 6 Abs. 1 GG verankerten
Grundrechtsnorm „Ehe und Familie
stehen unter dem besonderen Schutze
der staatlichen Ordnung“ spricht das
Bundesverfassungsgericht unter ande-
rem die Funktion eines klassischen Ab-
wehr- bzw. Freiheitsrechts zu. Gemäß
diesem muss der Staat die freie Gestal-
tung des familiären Zusammenlebens
gewährleisten und darf nicht in die Pri-
vatsphäre von Ehe und Familie ein-
greifen. Wahlfreiheit in der Familien-
politik bezieht sich also grundsätzlich
auf die freie Wahl der Lebensform, die
Entscheidung für oder gegen Kinder so-
wie die Art und Weise der Erziehung,
auf die familiäre Arbeits- und Aufga-
benteilung sowie die Gestaltung des
Familienlebens allgemein.3 In einem
Urteil zur Kinderbetreuung sieht das
Bundesverfassungsgericht es als „Auf-

gabe des Staates, die Kinderbetreuung
in der jeweils von den Eltern gewählten
Form in ihren tatsächlichen Vorausset-
zungen zu ermöglichen und zu för-
dern. … Der Staat hat dementspre-
chend dafür Sorge zu tragen, dass es
Eltern gleichermaßen möglich ist, teil-
weise und zeitweise auf eine eigene Er-
werbstätigkeit zugunsten der persönli-
chen Betreuung ihrer Kinder zu ver-
zichten wie auch Familientätigkeit und
Erwerbstätigkeit miteinander zu ver-
binden.4 Darüber hinaus vertritt das
Bundesverfassungsgericht in seinen Ur-
teilen zwei grundsätzliche Konzepte
von Wahlfreiheit: Zum einen bestimmt
es Wahlfreiheit negativ, was bedeutet,
dass Wahlfreiheit nicht gegeben ist,
wenn Anreizstrukturen für die Ausge-
staltung eines bestimmtes Familien-
modell geschaffen werden, zum ande-
ren positiv, wenn die sukzessive und si-
multane Vereinbarkeit von Familie und

Wahlfreiheit – Ein realistisches
Ziel der Familienpolitik?

Isabelle Kürschner

Obwohl Familienpolitik in Deutschland längst vom Gedöns1 zur Chefsache auf-
gestiegen ist, ist es bisher nicht gelungen, Rahmenbedingungen zu schaffen, die
den Ansprüchen von Eltern gerecht werden. Denn nach wie vor praktizieren vie-
le Paare ein anderes Familien- und Arbeitsmodell als es ihren eigentlichen Ideal-
vorstellungen entspricht. Vor allem die gegenwärtig vorherrschenden Arbeits-
zeitmuster von Frauen werden häufig deren tatsächlichen Wünschen nicht ge-
recht.2 Es stellt sich also die Frage, welche Wahlmöglichkeiten die Politik Frauen
und Männern hinsichtlich der Ausgestaltung von Familien- und Erwerbsleben
bisher bietet und ob es überhaupt möglich ist, den Anspruch der Wahlfreiheit
durch politische Maßnahmen zu verwirklichen.
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Beruf für beide Geschlechter dadurch
gegeben wird.5

Der Begriff Wahlfreiheit kam erstmals
Ende der 1970er-Jahre im familienpoli-
tischen Diskurs in Deutschland mit der
Aufgabe des Leitbildes der Hausfrauen-
ehe im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB)
auf. Bis zur Ehe- und Familienrechtsre-
form war die Rollenverteilung zwi-
schen Ehepartnern vorgeschrieben,
d.h. verheiratete Frauen hatten keine
Wahl – sie waren verpflichtet, das ge-
meinsame Hauswesen zu leiten. 1977
wurde § 1356 des BGB überarbeitet. Die
seit 1958 gültige Fassung „(d)ie Frau
führt den Haushalt in eigener Verant-
wortung. Sie ist berechtigt, erwerbstätig
zu sein, soweit dies mit ihren Pflichten
in Ehe und Familie vereinbar ist“, wur-
de geändert in „(d)ie Ehegatten regeln
die Haushaltsführung im gegenseitigen
Einvernehmen. … Beide Ehegatten
sind berechtigt, erwerbstätig zu sein.“
Seither gibt es für die Ehe keine gesetz-
lich vorgeschriebene Aufgabenteilung
mehr. Mann und Frau müssen vielmehr
in gleicher Weise aufeinander und auf
die Familie Rücksicht nehmen. Wahl-
freiheit bezüglich der Vereinbarkeit von
Familie und Beruf ist somit erst mit der
formalrechtlichen Gleichstellung von
Frauen und Müttern zu einem politi-
schen Thema geworden. Im Zuge der
Modernisierung der Gesellschaft haben
Frauen die erweiterten Handlungsspiel-
räume genutzt, u.a. durch zunehmende
Qualifizierung sowie eine steigende
Erwerbsorientierung. Allerdings sind
die Erwerbsverläufe von Frauen immer
noch eng mit ihrer familialen Lebenssi-
tuation verknüpft, während die männ-
liche Normalbiographie durch un-
unterbrochene Vollzeiterwerbstätigkeit
charakterisiert ist, also wesentlich vom
Beruf strukturiert wird.6

2. Politische Grundlagen

Die politischen Parteien legen seit jeher
den Begriff Wahlfreiheit entsprechend
ihren eigenen Ideologien aus, um favo-
risierte Modelle der familiären Arbeits-
teilung durchzusetzen. So stand bei
den Unionsparteien lange Zeit nicht
die Ermöglichung von Erwerbstätigkeit
für Frauen im Vordergrund. Vielmehr
sollte Familienarbeit für Frauen attrak-
tiv und als gleichwertige Alternative
zur Berufstätigkeit wählbar sein.
Gleichberechtigung sollte nicht in ers-
ter Linie durch die Förderung von Frau-
enerwerbstätigkeit, sondern durch die
Aufwertung der Haus- und Familien-
arbeit gegenüber außerhäuslicher Er-
werbsarbeit erzielt werden. Dies spie-
gelt sich auch in den familienpoliti-
schen Maßnahmen der christlich-
liberalen Koalition von 1982 bis 1998
wider. Während bis auf den Rechtsan-
spruch auf einen Kindergartenplatz
keine Maßnahmen ergriffen wurden,
Erwerbsarbeit und Familienaufgaben
für beide Elternteile simultan zu ver-
einbaren, sollten Erziehungsurlaub
und Erziehungsgeld dazu dienen, staat-
liche Investitionen in die außerfamiliä-
re Kleinkindbetreuung überflüssig zu
machen.7

Auch die SPD legt den Begriff der
Wahlfreiheit entsprechend ihrer politi-
schen Ideologien aus. So wurde in den
1970er-Jahren unter ihrer Regierungs-
verantwortung das Eherecht reformiert
sowie Bildung und Erwerbstätigkeit
von Frauen gefördert. Verstärkt durch
den Einfluss der Grünen bemühte sich
die SPD in der rot-grünen Bundesregie-
rung ab 1998 die Vereinbarkeit von
Familien- und Erwerbstätigkeit aktiv
zu fördern, z.B. durch den Ausbau von
Kinderbetreuungseinrichtungen für un-
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ter Dreijährige und Änderungen im Ge-
setz zur Elternzeit mit neuen Anreiz-
wirkungen für Väter. Diese Änderun-
gen waren geleitet von grünen und
sozialdemokratischen Ideologien mit
demographischen, arbeitsmarktpoliti-
schen, bildungspolitischen und gleich-
stellungspolitischen Motiven.

Die meisten familienpolitischen Ziele
orientieren sich an bestimmten Wer-
ten und Überzeugungen und werden
entsprechend stark ideologisch und
parteipolitisch durchlaufen. Diesen
Zielen liegen Einstellungen zu Grunde,
die im Laufe der Zeit fortwährenden
Wandlungsprozessen unterliegen. Das
Konzept der Wahlfreiheit soll diesem
Wandel Rechnung tragen und Familien
weiterhin ermöglichen, ihr Leben ih-
ren Wünschen und Vorstellungen ent-
sprechend zu gestalten. Die nähere Be-
trachtung jener Entwicklungen zeigt
jedoch, dass Wahlfreiheit von den ein-
zelnen politischen Vertretern und Par-
teien häufig nur als rhetorisches Mittel
eingesetzt wird, „hinter dem sich letzt-
lich spezifische, von den Parteien fa-
vorisierte Modelle der familiären Ar-
beitsteilung verbergen. … Zur Durch-
setzung familienpolitischer Interessen
ist der konsens- und zustimmungsfähi-
ge Grundsatz der Wahlfreiheit daher
gut geeignet.“8 Der Begriff Wahlfreiheit
wird also häufig bemüht, wenn eigent-
lich eine spezifische politische Position
durchgesetzt werden soll.

3. Wo steht die Familienpolitik
heute?

Zwar wurde lange Zeit suggeriert, dass
Familie Teil des Privatlebens ist und so-
mit nicht Gegenstand politischer Ein-
flussnahme sein dürfe. In Deutschland

wurde diese Haltung mit Blick auf zwei
Diktaturen in der Vergangenheit und
deren aktive Einflussnahme auf die Fa-
milien besonders unterstützt. Doch
spätestens seit der Gründung eines
Bundesfamilienministeriums im Jahr
1953 nimmt die Politik die Aufgabe
wahr, Familien bei der Erfüllung ihrer
Funktionen zu begleiten. Sie verfolgt
dabei bevölkerungs- und sozialpoliti-
sche sowie familieninstitutionelle und
emanzipatorische Motive. Während
die Bevölkerungspolitik auf die Ent-
wicklung und Struktur dieser einwirkt,
versucht die Sozialpolitik, Ungleich-
heiten unter den Familien aufgrund
von Herkunft, Schichtzugehörigkeit
und Kinderzahl zu vermindern. Fami-
lieninstitutionelle Politik wird betrie-
ben, indem der Staat durch Gesetze
und Rechtsprechung versucht, gesell-
schaftliche Moralvorstellungen vorzu-
geben und durchzusetzen. Beispiele
hierfür sind das Ehe- und Scheidungs-
recht, das Kindschaftsrecht oder das
Lebenspartnerschaftsgesetz. Emanzipa-
torischer Familienpolitik liegt die An-
nahme zu Grunde, dass sich Famili-
en in existierenden Herrschafts- und
Machtstrukturen bilden und dass ein
Machtgefälle sowohl zwischen Män-
nern und Frauen als auch zwischen
Eltern und Kindern besteht. Die recht-
liche Situation von Frauen und Kin-
dern ist in den letzten Jahrzehnten
fortwährend gestärkt und verbessert
worden.9

Der Staat hat sich also zur Aufgabe ge-
macht, durch gezielte Maßnahmen
und Instrumente – in der Regel rechtli-
che Vorgaben sowie direkte und indi-
rekte Geldleistungen – Einfluss auf die
Familie und ihre Lebenssituation zu
nehmen. Doch obwohl Wahlfreiheit
das erklärte Ziel aller politischen Kräfte
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ist, ist es in der Praxis nahezu unmög-
lich, familienpolitische Maßnahmen
so auszugestalten, dass sie keinerlei An-
reizwirkung für spezifische Familien-
und Arbeitsteilungsmodelle schaffen.
Rechtliche Vorgaben führen unweiger-
lich dazu, sozial erwünschtes Verhal-
ten zu erzeugen, indem Verstöße sank-
tioniert oder positive Anreize geboten
werden. Das Ehegattensplitting, die
kostenlose Mitversicherung von nicht-
erwerbstätigen Familienmitgliedern in
der Sozialversicherung sowie die in
Deutschland überdurchschnittlich lan-
gen Elternzeiten schaffen Anreize für
eine traditionelle Rollen- und Arbeits-
teilung nach dem Alleinverdienermo-
dell. Das ab 2013 geplante und im Ko-
alitionsvertrag von Union und FDP ver-

ankerte Betreuungsgeld sowie das in ei-
nigen Ländern vorhandene Landeser-
ziehungsgeld senden die gleichen Sig-
nale aus. Auf der anderen Seite wurden
vor allem in den letzten Jahren Maß-
nahmen eingeführt, die Anreize für ei-
ne egalitäre Arbeitsteilung in der Fami-
lie und bei der Erwerbsarbeit schaffen.
Hierzu zählen das Elterngeld, welches
darauf abzielt, sowohl Mütter als auch
Väter an der Erziehung ihrer Kinder zu
beteiligen und sie nach nur einjähriger
Pause wieder in den Arbeitsmarkt zu
integrieren, der Ausbau der Kinderbe-
treuung auch für unter Dreijährige, wo-
rauf es ab 2013 einen Rechtsanspruch
geben soll und die steuerliche Absetz-
barkeit von haushaltsnahen Dienstleis-
tungen.

Familienpolitische Instrumente mit Anreizwirkung für ein
bestimmtes Familien- und Arbeitsteilungsmodell

Quelle: eigene Darstellung

Alleinverdienermodell Egalitäres Zweiverdienermodell

Elterngeld-Sockelbetrag für
nicht-erwerbstätige Frauen

Elterngeld als zeitlich begrenzte
Lohnersatzleistung

Ehegattensplitting steuerliche Absetzbarkeit von
haushaltsnahen Dienstleistungen

kostenlose Mitversicherung von
Familienmitgliedern in der
Sozialversicherung

staatliche Kinderbetreuungs-
einrichtungen; Rechtsanspruch auf
einen Kindergartenplatz sowie auf
einen Krippenplatz (laut Koalitions-
vertrag ab 2013)

Elternzeit

Landeserziehungsgeld
(länderabhängig)

Betreuungsgeld
(laut Koalitionsvertrag ab 2013)
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4. Ideologische Debatte

Trotz aller Versuche, die Debatte sach-
lich und nicht emotional und ideolo-
giegeleitet zu führen, brechen immer
wieder öffentliche Diskussionen über
das Wohl von Familien und Kindern
aus. Das weibliche Fürsorge-Modell mit
der großen Bedeutung der mütterli-
chen Erziehung hat die deutschen Vor-
stellungen von dem, was ein guter Va-
ter, was eine gute Mutter und was eine
gute Familie ist, tief geprägt. Als Leit-
bild hat es Berücksichtigung gefunden
bei der konkreten Ausgestaltung zahl-
reicher sozialrechtlicher Regelungen
und wirkt so indirekt weiterhin hand-
lungsleitend, womit es seine Normati-
vität reproduziert.10 Entsprechend ver-
tritt ein Teil der Bevölkerung nach wie
vor die Ansicht, Kinder gehörten
grundsätzlich zur Mutter und sollten
im Kleinkindalter auch ausschließlich
von dieser betreut werden. Ein anderer
Teil stellt die Frage, ob alle Kinder tat-
sächlich zu Hause am besten gefördert
werden oder ob eine professionelle Be-
treuung für viele Kinder sogar vorteil-
hafter als die elterliche sein könnte. In
keinem Land wird über die Kleinkind-
betreuung so ideologisch gestritten wie
in Deutschland, in keinem anderen
Land – und keiner anderen Sprache –
gibt es den Begriff Rabenmutter. Das
„mütterliche Betreuungsmonopol“11

steht der „Fremdbetreuung“12 gegen-
über. „Entweder-Oder“ dominiert die
Debatte weitaus stärker als das „So-
wohl-als auch“. Zwar deuten Umfragen
und Studien darauf hin, dass sich die
Stimmung in Deutschland innerhalb
der letzten zehn Jahre stark gewandelt
hat. Obwohl Kinder und Erwerbsarbeit
nach wie vor nur schwer zu vereinba-
ren sind, stellt die Mehrheit der Gesell-
schaft heute nicht mehr grundsätzlich

in Frage, dass es überhaupt möglich ist.
Auch sind sich die Parteien darüber
weitgehend einig, doch versuchen sie
nach wie vor, ihre Ideologien zumindest
rhetorisch am Leben zu erhalten, nicht
zuletzt auch, um auf diesem Weg ihren
Stammwählern entgegenzukommen.

5. Trotz Wahlfreiheit: Weiter-
hin Nachteile für Frauen

Zweifellos sind mit der Familienarbeit
soziale, berufliche, finanzielle und ver-
sorgungsrechtliche Nachteile in erster
Linie für Frauen verbunden. Erwerbs-
unterbrechung oder Arbeitszeitreduzie-
rung und gesellschaftliche Isolation
durch einseitige Spezialisierung auf Fa-
milienarbeit sind mit unabsehbaren
Folgen für die Lebens- und Erwerbsper-
spektiven für Frauen verbunden. Wird
überhaupt einer außerfamiliären Be-
schäftigung nachgegangen, so wird
diese häufig in Teilzeit und sozialversi-
cherungsfrei ausgeübt, was zur Schlech-
terstellung im Sozialversicherungssys-
tem und zur Abhängigkeit vom männ-
lichen Ernährer führt. Daraus ergeben
sich weiterhin Ungleichheiten zwi-
schen den Geschlechtern bezüglich der
Verteilung von Ressourcen sowie ein
ungleicher Zugang zu Einkommens-
chancen und Erwerbspositionen.

Trotz der Homogenisierung von Bil-
dungs- und Karrierewegen von Frauen
und Männern zeigt sich die Geburt ei-
nes Kindes als kritisches biographisches
Ereignis, das den Erwerbsverlauf von
Frauen deutlich stärker beeinflusst als
den von Männern. Während die ver-
besserten Bildungschancen für Frauen
auch immer bessere Berufsperspektiven
für Frauen eröffnet haben, erweist sich
die Gründung einer Familie nach wie
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vor als deutlicher Einschnitt in die Er-
werbspartizipation von Frauen. Nach
der zeitweiligen Ausgliederung aus
dem Arbeitsmarkt besteht das Risiko
dauerhafter Karrierenachteile. Häufig
ist selbst nach der (in Deutschland
überwiegend dreijährigen) Elternzeit
kein Wiedereinstieg in Vollzeit mög-
lich, da Kindergarten- und Grund-
schulzeiten keine ganztägige Betreu-
ung gewährleisten. In Teilzeitpositio-
nen sind Aufstiegs-, Qualifizierungs-
und Verdienstmöglichkeiten nach-
weislich geringer als in Vollzeitpositio-
nen.13 Der Forderung des Bundesver-
fassungsgerichtes, der Staat müsse um
Wahlfreiheit zu garantieren, die Vo-
raussetzungen schaffen, dass die Wahr-
nehmung der familiären Erziehungs-
aufgaben nicht zu beruflichen Nach-
teilen führt und dass eine Rückkehr in
die Berufstätigkeit einschließlich eines
beruflichen Aufstiegs während und
nach den Kindererziehungszeiten ge-
währleistet ist, wird empirischen Be-
funden zufolge nicht nachgekommen.

Die Erwartungen, die diesbezüglich an
die gesetzlichen Regelungen der El-
ternzeit geknüpft wurden, nämlich,
dass berufliche Karrieren von Frauen
positiver verlaufen und Positions-
sowie Lohnverluste durch die Arbeits-
platzgarantie abgefangen werden, konn-
ten nicht erfüllt werden. Im Gegenteil:
Die langen Erziehungszeiten in Deutsch-
land führen zu erheblichen Nachteilen
für Frauen im Berufsleben – und zwar
für kinderlose ebenso wie für Mütter –,
da Arbeitgeber nachweislich zögern, in
Mitarbeiterinnen zu investieren, die
die Möglichkeit haben, den Arbeits-
platz längere Zeit zu verlassen.14

Seit 1992 sieht das Bundeserziehungs-
geldgesetz vor, dass sich Eltern bis zu

drei Jahre um ihre Kinder kümmern
können und anschließend das Recht
auf einen mit ihrer letzten Anstellung
vergleichbaren Arbeitsplatz bei ihrem
bisherigen Arbeitgeber haben. Deutsch-
land verfügt damit über eine sehr
großzügige Ausgestaltung von Mutter-
schutz und Erziehungszeiten, während
in anderen Ländern eine weit schnelle-
re Rückkehr in das Erwerbsleben vor-
gesehen ist. Arbeitsökonome fordern
deshalb, auch hier über Alternativen
nachzudenken, wie Familie und Er-
werbsleben künftig besser in Einklang
gebracht werden könnten. Sicherlich
wäre es verfrüht und würde es die Ver-
änderungsbereitschaft der Gesellschaft
überfordern, wenn bereits jetzt über ei-
ne Verkürzung der Erziehungszeiten
nachgedacht würde. Ein Fortbestand
des Rechtsanspruches bei gleichzeitiger
Schaffung von Anreizen zur früheren
Rückkehr ins Erwerbsleben wäre hin-
gegen eine Lösung, die beiden Seiten
weiterhin gerecht würde.

6. Fazit: Anspruch und Realität
von Wahlfreiheit

Der Anspruch auf Wahlfreiheit wird in
der deutschen Familienpolitik von al-
len Parteien unterstützt, auch wenn es
sich dabei in erster Linie um ein rheto-
risches Instrument handelt, hinter dem
sich unterschiedliche, von den Parteien
favorisierte, familienpolitische Interes-
sen verbergen. Stellt man den Defini-
tionen von Wahlfreiheit, die das Bun-
desverfassungsgericht mit dem Kinder-
betreuungsurteil vorgibt, empirische
Befunde gegenüber, wird jedoch deut-
lich, dass tatsächliche Wahlfreiheit mit
politischen Maßnahmen nicht zu er-
zielen ist. Die Politik sollte den Begriff
folglich sehr behutsam einsetzen, um
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keine falschen Erwartungen bei den Fa-
milien zu erwecken. Besser noch sollte
sie überdenken, ob der Begriff tatsäch-
lich geeignet ist, um den anstehenden
Herausforderungen in der Familienpo-
litik gerecht zu werden. Denn weder
wird es künftig die Möglichkeit geben,
Transferleistungen in dem Maße zur
Verfügung zu stellen, dass die finan-
zielle Absicherung eines Alleinernäh-
rerhaushalts gewährleistet ist, noch
wird der Ausbau der Kinderbetreuung
in absehbarer Zeit ausreichen, um den
Bedarf flächendeckend zu garantieren.
Selbst wenn die bedarfsgerechte Anzahl
der Plätze bis 2013 für Kinder vom
zweiten Lebensjahr an zur Verfügung

steht, bleibt weiterhin fraglich, ob die
Betreuungszeiten für Krippen-, Kinder-
garten- und Grundschulkinder eine
Erwerbstätigkeit entsprechend den An-
sprüchen beider Elternteile ermögli-
chen. Auch werden versorgungsrecht-
liche Nachteile bei der Rente oder im
Falle einer Ehescheidung weiterhin nur
unzureichend kompensiert. Die recht-
lichen Rahmenbedingungen wie Mut-
terschutz und Elternzeit schaffen eben-
falls keine tatsächliche Wahlfreiheit.
Sie führen nachweislich zu Benachtei-
ligungen von Frauen am Arbeitsmarkt
in Bezug auf Karrierechancen, Ein-
kommen und Weiterbildungsmöglich-
keiten.15

48-54_Kuerschner:48-54 15.03.2010 10:00 Uhr Seite 54



1. Einleitung

Deutschland hat mit 1,41 Kindern pro
Frau eine geringere Geburtenrate als
Frankreich und Schweden. Zudem sind
viele Familien in Deutschland, ins-
besondere auch Alleinerziehende, ar-
mutsgefährdet. Diesbezügliche Auswir-
kungen eines familienfreundlichen
Steuer- und Transfersystems wurden
bisher kaum untersucht und Meldun-
gen dazu, dass das Anfang 2007 einge-
führte Elterngeld zu einer höheren Ge-
burtenrate in Deutschland geführt hät-
te, haben sich als zweifelhaft erwiesen.

Als vorbildlich im Sinne einer Familien-
förderung gelten die Steuer- und Trans-

fersysteme Frankreichs und Schwe-
dens. Beide Länder mit Geburtenraten
von 1,67 in Schweden und sogar 1,98
in Frankreich rangieren auf Spitzen-
plätzen in der europäischen Geburten-
statistik.1 Damit soll hier aber kein kau-
saler Zusammenhang zwischen Gebur-
tenhäufigkeit und der Förderung von
Familien durch Steuer- und Transfer-
politik postuliert werden. Dazu sind die
Zusammenhänge zu komplex und die
gesellschaftlichen Strukturen und his-
torischen Entwicklungen zu unter-
schiedlich.

Der Ansatz in diesem Beitrag erhebt ei-
nen deutlich geringeren Anspruch, ist
aber zugleich eine wichtige Vorausset-

Die finanzielle Förderung von
Familien in Deutschland,

Frankreich und Schweden –
Ein Vergleich

Ivonne Honekamp/Johannes Schwarze

Deutschland weist mit 1,41 Kindern pro Frau eine geringere Geburtenrate auf als
Frankreich und Schweden und es wird immer wieder diskutiert, inwieweit sich
die Geburtenrate durch eine familienorientierte Ausgestaltung des Steuer- und
Transfersystems beeinflussen ließe. Als Vorbilder werden hier oft Frankreich und
Schweden genannt. In diesem Beitrag zeigen wir mit Hilfe einer Modellrechnung,
wie sich die finanzielle Situation deutscher Familien ändern würde, wenn das
französische oder schwedische Steuer- und Transfersystem zur Anwendung käme.
Hierbei werden verschiedene Familien- und Erwerbskonstellationen unterschie-
den. Ein Ergebnis ist, dass Familien mit nur einem Kind finanziell durch das fran-
zösische System schlechter gestellt wären, während Familien mit mehreren Kin-
dern profitieren könnten. Des Weiteren ergäben sich durch die Anwendung der
schwedischen Regelungen für Einverdiener-Ehepaare oder Ehepaare mit sehr un-
terschiedlichen Einkommen starke finanzielle Mehrbelastungen.
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zung für weitergehende Analysen. Mit
Hilfe einer Modellrechnung wird ge-
zeigt, wie sich die finanzielle Situation
deutscher Familien unterschiedlicher
Familien- und Erwerbskonstellationen
in Bezug auf das Nettoeinkommen än-
dern würde, käme das französische
oder schwedische Steuer- und Transfer-
system zur Anwendung. Außerdem
wird das deutsche Kindergeld durch
das französische bzw. schwedische er-
setzt. Der Vergleich wird über einen
hypothetischen Lebenszyklus von der
„Nichtkinderehe“ über die junge Fa-
milie hin zur Familie mit mehreren
Kindern durchgeführt. Des Weiteren
wird unterschieden, ob beide Elterntei-
le, ein oder gar kein Elternteil erwerbs-
tätig ist.

2. Finanzielle Leistungen für
Familien2

Nach deutschem Einkommensteuer-
recht haben verheiratete Paare die
Wahl zwischen einer individuellen
oder einer gemeinsamen Veranlagung.
Im Falle der individuellen Veranlagung
wird der Einkommensteuertarif aus
der Grundtabelle auf das jeweilige Ein-
kommen angewendet. Bei der gemein-
samen Veranlagung ergibt sich der an-
wendbare Steuertarif, auch Splittingta-
rif genannt, folgendermaßen: Das zu
versteuernde Einkommen (EV) wird er-
mittelt und halbiert. Für das halbierte
EV wird der Einkommensteuertarif aus
der Grundtabelle angewendet, um die
Einkommensteuer zu berechnen. Die
so berechnete Einkommensteuer wird
verdoppelt und ergibt die gemeinsame
Steuerschuld. Beim Ehegattensplitting
findet das Prinzip der Besteuerung
nach der Leistungsfähigkeit nicht auf
den einzelnen Ehegatten, sondern auf

die Ehe als Wirtschaftsgemeinschaft
Anwendung.

In Frankreich wird ein Familiensplit-
ting praktiziert, welches impliziert,
dass Kinder einen nicht unerheblichen
Einfluss auf die resultierende Steuerlast
haben. Es wird nun nicht nur das Ein-
kommen der Ehepartner gemeinsam
veranlagt, sondern das Einkommen al-
ler Familienmitglieder. Die Steuer-
schuld in Frankreich ergibt sich somit
aus der Berechnung des Haushaltsein-
kommens, der Berechnung des Famili-
enquotienten, welcher sich aus den Ge-
wichtungsfaktoren ergibt (Tabelle 1)
und der Teilung des Haushaltseinkom-
mens durch den Familienquotienten.
Auf den verbleibenden Betrag wird der
Steuersatz angewendet und die so er-
mittelte Steuer dann wieder mit dem
Quotienten multipliziert.

Tabelle 1: Parameter des Familien-
splittings in Frankreich

Quelle: Service Public: Impôt sur le reven: quo-
tient familial ou nombre de parts, in: Service-Pu-
blic.fr, URL: http://vosdroits.service-public.fr/
F2705.xhtml, Stand: 14.1.2010.

Das hier angewendete Verfahren ist
vergleichbar mit dem Ehegattensplit-
ting, allerdings mit der Folge, dass mit
der Anzahl der Familienmitglieder eine
steigende Abmilderung der Progression
stattfindet. Der Splittingvorteil wird
aber für die ersten beiden Kinder auf
je 2.159 € und für jedes weitere auf
4.318 € jährlich begrenzt.3

Anzahl der
Kinder

0 1 2 3 4

Single 1 1 1,5 2 3

Paar 2 2,5 3 4 5
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Schweden dagegen hat ein gänzlich in-
dividualisiertes Steuersystem. Hierbei
wird davon ausgegangen, dass jeder für
sich selbst wirtschaftet, sodass das Ein-
kommen unabhängig vom Einkom-
men des Partners besteuert wird. Im
Gegensatz zur Haushaltsbesteuerung,
welche als familienorientiert eingestuft
wird, gilt die Individualbesteuerung als
berufsorientiert. Die aus einer indivi-
duellen Besteuerung resultierenden
niedrigen Grenzsteuersätze für Hinzu-
verdiener erhöhen die Anreize für Frau-
en, berufstätig zu sein.

Weitere Stellschrauben für die finan-
zielle Förderung von Familien sind in
allen drei Ländern das Kindergeld und
steuerlich relevante Freibeträge. Bei der
Veranlagung zur Einkommensteuer
steht dem Steuerpflichtigen in Deutsch-
land pro Jahr für jedes zu berücksichti-
gende Kind ein Freibetrag in Höhe von

1.932 € (2.184 € seit 2010) zu. Dieser
Freibetrag spiegelt das sächliche Exis-
tenzminimum eines Kindes wider. Da-
neben wird für jedes Kind ein Freibe-
trag für Erziehung, Ausbildung und Be-
treuung von jährlich 1.080 € (1.320 €

seit 2010) in Ansatz gebracht. Bei Ehe-
paaren, die zusammen zur Einkom-
mensteuer veranlagt werden, verdop-
peln sich die Beträge. Somit steht den
Eltern insgesamt ein Freibetrag von
6.024 € je Kind zu.

In engem Zusammenhang mit diesen
Kinderfreibeträgen steht das Kindergeld
(Tabelle 2). Unabhängig vom Familien-
splitting wird in Frankreich an Familien
ab dem zweiten Kind Kindergeld ge-
zahlt. Die Höhe beträgt 123,92 €, für das
dritte und jedes weitere Kind erhalten
die Eltern zusätzlich 158,50 €. Schweden
gewährt wie Deutschland bereits ab
dem ersten Kind Kindergeld (Tabelle 2):

Tabelle 2: Kindergeld und steuerliche Behandlung von
Erwerbseinkommen4

Quelle: MISSOC 2009, Kindergeldbeträge und Freibetrag aus dem Jahr 2009.

Kinder Deutschland Frankreich Schweden

1 164 € 0 € 98 €

2 164 € 123,92 € 107,33 €

3 170 € 158,50 € 140,33 €

4 195 € 158,50 € 220,33 €

Ehegattensplitting Familiensplitting Individuelle
Veranlagung

Freibetrag 3.864 €
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In allen drei Ländern gibt es noch wei-
tere Geldleistungen für Familien. So
zahlt Frankreich ein Erziehungsgeld
von 552 € im Monat, welches bei In-
anspruchnahme des Erziehungsurlaubs
gewährt wird. Erziehende erhalten die-
ses, wenn sie vor der Geburt mindes-
tens zwei Jahre erwerbstätig waren. Fa-
milien mit nur einem Kind haben ein
Recht auf einen sechsmonatigen Erzie-
hungsurlaub, während Familien mit
mindestens zwei Kindern drei Jahre Er-
ziehungsurlaub in Anspruch nehmen
können. In Deutschland gibt es statt-
dessen seit 2007 das Elterngeld, wel-
ches 67% des wegfallenden Netto-
gehalts ausmacht. Das Elterngeld be-
trägt mindestens 300 € aber höchstens
1.800 € und wird für zwölf Monate ge-
währt, wobei eine Verlängerung um
zwei Monate möglich ist, wenn der an-
dere Elternteil diese in Anspruch
nimmt. Die Länge der Elternzeit bleibt
hiervon allerdings unberührt und be-
trägt für Mütter und Väter maximal
drei Jahre. In Schweden gibt es schon
seit langem ein Elterngeld, welches
80% des früheren Erwerbseinkommens
ersetzt. Es wird 13 Monate gewährt, wo-
bei seit 1995 zwei davon exklusiv dem
anderen Partner vorbehalten sind (Part-
nermonate). Seit dem 1. Juli 2008 leis-
ten die schwedischen Kommunen auf
freiwilliger Basis eine Beihilfe zur Kin-
dererziehung (Betreuungsgeld) in Hö-
he von maximal 280 €, wenn Kinder
eine Betreuungseinrichtung nicht oder
nur begrenzt in Anspruch nehmen.5

Auch in Frankreich wird diskutiert,
dem deutschen oder schwedischen
Modell des Elterngeldes zu folgen. Müt-
ter sollen schneller wieder auf den
Arbeitsmarkt zurückkehren und Väter
durch ein höheres Erziehungsgeld da-
zu motiviert werden, ebenfalls Erzie-

hungsurlaub für sich in Anspruch zu
nehmen.6 Weitere finanzielle Hilfen
in Frankreich sind der Geburtszu-
schuss von 890 € im siebten Schwan-
gerschaftsmonat und eine Grundbei-
hilfe von 179 € bis zum dritten Ge-
burtstag des Kindes, welche zwar ein-
kommensabhängig sind, aber von ca.
85% der betroffenen Familien bezogen
werden.7

Einen großen Kostenfaktor für Fami-
lien stellt oft die außerhäusliche Be-
treuung der Kinder dar. Ab dem dritten
Lebensjahr des Kindes haben in Frank-
reich Familien einen Rechtsanspruch
auf außerfamiliale Betreuung. Für 14%
der Kleinkinder stehen Plätze in Krip-
pen oder ähnlichen Betreuungsformen
bereit. Allerdings wird wie in Deutsch-
land ein Mangel an Betreuungsplätzen
und fehlende Flexibilität beklagt. Die
Kosten werden im Durchschnitt zu
90% subventioniert. Ab dem zweiten,
häufig jedoch erst ab dem dritten Le-
bensjahr, besuchen viele Kinder die
Vorschule (école maternelle), welche
überwiegend kostenlos ist. Stellen El-
tern eine staatlich anerkannte Tages-
mutter ein, können sie zahlreiche För-
dermöglichkeiten nutzen. So werden
vom Staat z.B. 100% der Sozialabgaben
für die Tagesmutter übernommen. Die
sonstigen Ausgaben für die Tages-
mütter können steuerlich geltend ge-
macht und zusätzlich kann eine ein-
kommensabhängige monatliche Bei-
hilfe von maximal 442 € beantragt
werden.8

Auch in Deutschland gibt es einen
Rechtsanspruch auf Kinderbetreuung.
Dieser beinhaltet aber nur die halbtä-
gige Betreuung, entweder am Vor- oder
Nachmittag. Eine Studie der Zeitschrift
„Eltern“9 hat gezeigt, dass die Eltern-
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beiträge in Deutschland für die Drei-
bis Sechsjährigen für einen halbtägigen
Kindergartenplatz je nach Kommune
von 0 € bis 333 € variieren. Für Klein-
kinder sind die Kosten meistens höher.
Sind beide Elternteile oder Alleiner-
ziehende berufstätig, können sie zwei
Drittel, maximal aber 4.000 € im Jahr
für die Betreuung ihrer Kinder im Al-
ter von 0 bis 14 Jahren als Werbungs-
kosten geltend machen. Ist nur ein
Elternteil erwerbstätig, können die Be-
treuungskosten für Drei- bis Sechs-
jährige als Sonderausgaben abgesetzt
werden.

In Schweden hat jedes Kind im Alter
von ein bis zwölf Jahren einen Rechts-
anspruch auf einen Kinderbetreuungs-

platz, sofern beide Eltern erwerbstätig
sind oder studieren. Die Kosten dürfen
hierbei 1–3% des Haushaltseinkom-
mens, je nach Anzahl der Kinder, nicht
übersteigen.10

3. Einkommensveränderungen
bei Einführung des franzö-
sischen oder schwedischen
Steuer- und Transfersystems11

Die Tabellen 3 und 4 zeigen, welche fi-
nanziellen Auswirkungen sich für deut-
sche Ehepaare in den Konstellationen
der Familientypen nach Tabelle 1 erge-
ben würden, wenn das schwedische
oder französische Steuer- und Transfer-
system Anwendung fänden.

Abbildung 1: Familien- und Erwerbskonstellationen

Quelle: eigene Darstellung
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Tabelle 3: Veränderung des verfügbaren Haushaltseinkommens bei
Anwendung des französischen Steuersystems plus Kindergeld in Euro*

Tabelle 4: Veränderung des verfügbaren Haushaltseinkommens bei
Anwendung des schwedischen Steuersystems plus Kindergeld in Euro*

* Eigene Berechnungen auf der Grundlage des Sozio-oekonomischen Panels und der familienpo-
litischen Leistungen der drei Länder im Jahre 2009. Es handelt sich um das verfügbare Jahres-
einkommen des Haushaltes.

** Differenz höher als bei den beiden anderen Konstellationen (Vollzeit/Teilzeit, einer Vollzeit), da
bei zwei Vollzeiterwerbstätigen der Kinderfreibetrag höher ist, als das Kindergeld.

Einführung Steuer-
und Transfersystem

Einführung nur
Steuersystem

Einführung nur
Kindergeld

Paar ohne Kind

beide Vollzeit 0 0 0

Vollzeit/Teilzeit –145 –145 0

einer Vollzeit –2.509 –2.509 0
Paar mit einem
Kind
beide Vollzeit –694 0 –694**

Vollzeit/Teilzeit –1.061 –269 –792

einer Vollzeit –3.830 –3.038 –792
Paar mit zwei
Kindern
beide Vollzeit –680,04 0 –680,04

Vollzeit/Teilzeit –2.362,04 –1.682 –680,04

einer Vollzeit –4.914,04 –4.234 –680,04

Einführung Steuer-
und Transfersystem

Einführung nur
Steuersystem

Einführung nur
Kindergeld

Paar ohne Kind

beide Vollzeit 0 0 0

Vollzeit/Teilzeit 0 0 0

einer Vollzeit 0 0 0
Paar mit einem
Kind
beide Vollzeit 188 2.256 –2.068**

Vollzeit/Teilzeit –473 1.495 –1.968

einer Vollzeit –822 1.146 –1.968
Paar mit zwei
Kindern
beide Vollzeit 2.640,04 3.121 –480,96

Vollzeit/Teilzeit 2.473,04 2.918 –480,96

einer Vollzeit 2.023,04 2.540 –480,96
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So würde eine Einführung des Famili-
ensplittings (Tabelle 3) in Deutschland
keine Auswirkungen auf das verfügba-
re Einkommen von Ehepaaren ohne
Kinder haben. Ehegattensplitting und
Familienquotient führen in diesem Fall
zu einer gemeinsamen Veranlagung
des Haushaltseinkommens, welches
bei Ehepaaren durch zwei geteilt wird,
um danach den anzuwendenden Steu-
ersatz zu bestimmen. Einkommens-
unterschiede ergäben sich erst bei der
Geburt eines Kindes. Dann wird nach
dem französischen Familiensplitting
das Kind mit einem Gewichtungsfaktor
von ½ in den Familienquotienten ein-
bezogen. Durch die Einkommenssteu-
erprogression in Deutschland würden
Eltern von einem sich daraus ergeben-
den geringeren Steuersatz profitieren,
welcher ihre Steuerlast reduzieren wür-
de. Je höher das zu versteuernde Ein-
kommen der Eltern, desto größer wäre
die Steuerersparnis. Deutlich kann man
diesen Effekt bei Paaren mit einem
Kind beobachten. In der Tabelle 3 ist zu
sehen, dass vollzeiterwerbstätige Ehe-
paare durch ein Familiensplitting und
das Kindergeld ein um 188 € erhöh-
tes verfügbares jährliches Einkommen
hätten. Die anderen beiden Paarkon-
stellationen würden durch das franzö-
sische System schlechter gestellt, aber
nicht auf Grund eines für gering ver-
dienende Familien sich negativ auswir-
kenden Familiensplittings, sondern,
weil in Frankreich kein Kindergeld für
das erste Kind gewährt wird. Würde
man nur das französische Familien-
splitting einführen und behielte das
deutsche Kindergeld bei, dann hätte
bereits eine Familie mit nur einem Ein-
kommen 95,50 € im Monat zusätzlich
zur Verfügung.12 Betrachtet man nun
die Paare mit zwei Kindern, ändert sich
die Situation. Es sind zwar immer noch

die Familien mit einem hohen Ein-
kommen, die am meisten profitieren
würden, aber dennoch stünde auch bei
den beiden anderen Familienkonstella-
tionen ein höheres Einkommen zur
Verfügung.

Tabelle 4 zeigt die Auswirkungen des
schwedischen Steuer- und Transfersys-
tems auf das verfügbare Einkommen
von Ehepaaren in Deutschland. Die in-
dividuelle Besteuerung, wie sie in Schwe-
den praktiziert wird, führt dazu, dass
für Alleinverdiener-Ehepaare und Paare
mit großem Gehaltsunterschied die
Steuerlast erheblich ansteigen würde.
Eine Familienkonstellation mit zwei
Kindern, berufstätigem Ehemann und
einer im Haushalt tätigen Ehefrau, die
in Deutschland noch vergleichsweise
häufig vorkommt, müsste mit Einkom-
menseinbußen allein durch die indi-
viduelle Veranlagung von monatlich
353 € rechnen.13 Ginge die Frau halb-
tags arbeiten, beliefe sich die monatli-
che Mehrbelastung immer noch auf
140 €. Auf Partnerschaften, in denen
beide vollzeitberufstätig sind und in et-
wa gleich hohe Einkommen beziehen,
würde eine individuelle Besteuerung
kaum bis keine Auswirkungen haben.
Das geringere verfügbare Einkommen
dieser Familien lässt sich ausschließlich
darauf zurückführen, dass Schweden ein
niedrigeres Kindergeld zahlt und keine
familienbezogenen Freibeträge gewährt.

4. Zusammenfassung

Durch die Einführung des französi-
schen Familiensplittings und Kinder-
geldes hätten Familien mit nur einem
Kind grundsätzlich ein geringeres ver-
fügbares Einkommen als unter den
deutschen Gegebenheiten. Finanzielle
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Vorteile ergäben sich allerdings für
Familien mit zwei Kindern. Für eine
Zwei-Kind-Familie mit einem vollzeit-
erwerbstätigen Mann und einer teil-
zeitbeschäftigten Frau, welche beide
über ein durchschnittliches Einkom-
men verfügen, ergäbe sich durch die
Einführung des französischen Systems
ein finanzieller Vorteil in Höhe von ca.
206 € im Monat. Diese Ergebnisse sind
darauf zurückzuführen, dass in Frank-
reich für das erste Kind kein Kindergeld
gewährt wird. Führt man stattdessen
nur das Familiensplitting ein, erhöht
sich das Einkommen für alle Einkom-
mensteuer zahlenden Familien. Zu
ähnlichen Ergebnissen kommt auch
ein Beitrag von Wrohlich14, welcher die
Umverteilungswirkungen der steuerli-
chen Familienförderung in Deutsch-
land und Frankreich untersucht. So-
wohl die Umverteilung zwischen Haus-
halten unterschiedlicher Größe als
auch die Umverteilung zwischen Haus-
halten mit unterschiedlichen Einkom-
men sind in Deutschland ausgeprägter
als in Frankreich. Paare mit ein, zwei
oder drei Kindern werden demnach in
Deutschland vergleichsweise weniger
stark belastet als in Frankreich. Bei Fa-
milien mit mehr Kindern ist die relative
Belastung durch die Einkommensteuer
in beiden Ländern ähnlich.

Unter Anwendung der individuellen
Besteuerung, wie sie in Schweden prak-
tiziert wird und der Berücksichtigung
des schwedischen Kindergeldes, wel-
ches unter dem in Deutschland liegt,
ergeben sich für Einverdiener-Ehepaare
oder Ehepaare mit sehr unterschiedli-
chen Einkommen starke finanzielle
Mehrbelastungen. Weiterhin ist festzu-
stellen, dass eine individuelle Besteue-

rung unter der in Deutschland gelten-
den Progression zu horizontaler Steu-
erungerechtigkeit führt. Diese Un-
gleichbehandlung könnte durch die
Einführung einer „flat tax“ verhindert
werden.15

Letztlich lässt sich nur schwerlich vom
Typus des Steuersystems und der Höhe
des Kindergeldes der verschiedenen
Länder auf die effektive Be- und Entlas-
tung bestimmter familiärer Erwerbs-
muster in den jeweiligen Ländern schlie-
ßen. Die Beispielrechnungen zeigen le-
diglich, wie sich unter den deutschen
Gegebenheiten das verfügbare Einkom-
men deutscher Haushalte verändern
würde. Dabei bleiben die weiteren fi-
nanziellen Leistungen und institutio-
nellen Unterschiede wie die Sozialversi-
cherungsstruktur und Kinderbetreuung
der anderen Länder außen vor. Es zeigt
sich, dass Länder, welche die Familien-
politik auch als Mittel der Arbeitsmarkt-
und Gleichstellungspolitik interpretie-
ren, oft eine höhere Fertilität aufweisen
als andere Länder.16 In Frankreich und
Schweden wird viel Wert auf die Er-
werbsbeteiligung von Frauen gelegt.
Doppelverdiener-Paare werden steuer-
lich und in Schweden auch bei der Ver-
gabe von Betreuungsplätzen bevorzugt.
Länder, in denen sich Beruf und Fami-
lie gut miteinander vereinbaren lassen,
haben meistens auch mehr Nach-
wuchs.17 Insbesondere Schweden legt
viel Wert darauf, dass sich die Väter an
der Erziehungsarbeit beteiligen. Das soll
zur Gleichstellung der Geschlechter bei-
tragen. Ohne die Berücksichtigung die-
ser weiteren Unterschiede in der Fami-
lienpolitik ließe sich wohl kaum erklä-
ren, warum Schweden eine höhere
Fertilität aufweist als Deutschland.
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1. Der steigende klimapolitische
Handlungsdruck

Für die internationale Klimapolitik un-
ter dem Dach der Vereinten Nationen
(VN) hat sich ein enormer Handlungs-
druck aufgebaut. Bis Ende 2009 sollte
ein neuer Vertrag entworfen und ver-
abschiedet werden, der noch rechtzei-
tig nach 2013 in Kraft treten und zu-
sammen mit dem Kyoto-Protokoll den

rechtlichen Rahmen für die internatio-
nale Klimapolitik nach dem Auslaufen
der ersten Phase des Kyoto-Protokolls
schaffen könnte. Bereits vor dem Gip-
feltreffen der 194 Vertragsstaaten der
Klimarahmenkonvention (UNFCCC)
wurde deutlich, dass der notwendige
Vertragsabschluss bis Ende 2009 nicht
mehr gelingen kann. Auch 2010 ver-
handeln somit die Vertragsstaaten der
UNFCCC über ein breites Spektrum

Die Ergebnisse der Klima-
konferenz in Kopenhagen –

Wie weiter in der
internationalen Klimapolitik?

Susanne Dröge

Die Klimakonferenz in Kopenhagen im Dezember 2009 ist nicht so verlaufen, wie
sich die Europäische Union und viele weitere Staaten dies erhofft hatten. Wäh-
rend die Verabschiedung eines rechtlich verbindlichen, neuen internationalen
Abkommens schon im Vorfeld der Konferenz als unrealistisch galt, war es nicht
einmal mehr möglich, eine umfassende politische Willenserklärung zu verab-
schieden. Diese hätte einen klaren Weg in die weiteren Verhandlungen unter der
Klimarahmenkonvention (UNFCCC) weisen können. Stattdessen wurde von 25
Staats- und Regierungschefs ein Akkord aufgesetzt und von den 194 Vertrags-
staaten lediglich „zur Kenntnis“ genommen. Dieser Kopenhagen-Akkord bein-
haltet eine Reihe von wichtigen Punkten für die internationale Klimapolitik, un-
ter anderem das von der EU angestrebte Zwei-Grad-Ziel für die Begrenzung des
globalen Temperaturanstiegs. Es fehlt ihm jedoch an Verbindlichkeit. Auch an-
gesichts des aufgewendeten politischen Kapitals – über 100 Staats- und Regie-
rungschefs waren in Kopenhagen – können die Ergebnisse von Kopenhagen
nicht als großer Erfolg gewertet werden, denn sie reichen nicht annähernd an die
Ambitionen heran, die seit 2007 formuliert wurden. Im Jahr 2010 stehen
Deutschland und die EU vor der Frage, wie die internationalen Klimaverhand-
lungen doch noch zu einem verlässlichen Klimaschutz und einem Interessen-
ausgleich zwischen Arm und Reich führen können.

64-74_Droege:64-74 15.03.2010 10:58 Uhr Seite 64



Die Ergebnisse der Klimakonferenz in Kopenhagen 65

von Themen, welche sowohl den
Klimaschutz als auch die Anpassung
an den Klimawandel umfassen. Vor
allem müssen technologische, finan-
zielle und rechtliche Fragen geklärt
werden.

Der Handlungsdruck erwächst aber vor
allem aus den wissenschaftlichen Er-
kenntnissen darüber, in welchem Maß
der Mensch den Klimawandel bereits
beschleunigt hat oder dies in absehba-
rer Zeit noch tun wird, wenn sich kein
substanzieller Klimaschutz erreichen
lässt.1 Die bedeutendste Rolle für eine
Klimawende kommt den großen Ver-
schmutzern USA und China zu. Die
beiden Staaten sind die größten Emit-
tenten von Treibhausgasen weltweit.
Ohne ihre Beteiligung an einer inter-
nationalen Kooperation wird es nicht
gelingen, die globalen Emissionen ent-
scheidend zu verringern, genügend fi-
nanzielle Mittel aufzubringen, um arme
Länder zu unterstützen und CO2-arme
Energieerzeugung oder Anpassungs-
maßnahmen an den Klimawandel vo-
ranzubringen. Allein diese Konstel-
lation stellt die EU als traditionellen
Vorreiter und Vermittler der interna-
tionalen Klimapolitik vor neue Heraus-
forderungen und in Kopenhagen sind
die unterschiedlichen Kräfteverhältnis-
se deutlich zu Tage getreten.

2. Die internationalen Klima-
verhandlungen

Die internationale Klimapolitik wurde
auf dem Erdgipfel von Rio de Janeiro
1992 mit der Klimarahmenkonvention
(UNFCCC) ins Leben gerufen. Die un-
ter der UNFCCC laufenden jährlichen
Verhandlungen haben 1997 zu einem
ersten Klimaschutzabkommen geführt,

dem Kyoto-Protokoll. Mit dem Kyoto-
Protokoll, das 2005 in Kraft trat, wur-
den die Mitglieder der UNFCCC in zwei
Gruppen unterteilt: Diejenigen, die
Treibhausgase mindern müssen (die
Annex-I-Staaten: Industrie- und Trans-
formationsländer), und jene, die keine
Minderungsverpflichtungen eingegan-
gen sind (Entwicklungs- und Schwel-
lenländer).2 Für die Fortsetzung der
Verhandlungen über weitere Emissi-
onsreduktionen nach 2012 war vor Ko-
penhagen die Ad Hoc Working Group
for Further Commitment under the
Kyoto Protocol (AWG-KP) zuständig.
Ihr Mandat wurde in Kopenhagen bis
zur nächsten Vertragsstaatenkonferenz
(COP16) in Mexiko verlängert.

Schon während der Verabschiedung
des Kyoto-Protokolls wurde die Frage
aufgeworfen, wie große Schwellenlän-
der mit steigendem Treibhausgasaus-
stoß (insbesondere China und Indien)
künftig an der Aufgabe einer globalen
Emissionsminderung beteiligt werden
könnten. 2007 wurde auf Bali ein pa-
ralleler Prozess zum Kyoto-Protokoll in
Gang gesetzt, der im Rahmen der Ad
Hoc Working Group on Long-Term
Cooperative Action (AWG-LCA) ver-
handelt wurde. Auch ihr Mandat wur-
de in Kopenhagen um ein Jahr ver-
längert – in der Hoffnung, dass ein
neues Abkommen doch noch auf den
Weg gebracht werden könne. Für die
langfristige Klimapolitik und ein neues
Abkommen ist das Ziel, in den Be-
reichen Emissionsminderung, Anpas-
sung an den Klimawandel sowie Tech-
nologie- und Finanztransfers Einigung
unter den 194 Vertragsstaaten herzu-
stellen.

In den Jahren 2007 bis 2009 haben die
internationalen Klimaverhandlungen
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eine außergewöhnlich dynamische
Entwicklung genommen. Noch Ende
2006 war auf der 12. Vertragsstaaten-
konferenz in Nairobi ein Stillstand un-
ter der Klimarahmenkonvention zu be-
klagen. Lediglich bei den Maßnahmen
zur Anpassung an den Klimawandel
waren kleine Erfolge zu verbuchen.
2007 hat sich das Blatt aufgrund einer
Reihe von Faktoren aber gewendet.

Der Weltklimarat (IPCC) legte 2007 sei-
nen vierten Sachstandsbericht vor. Da-
rin wurde nach langem Ringen zwi-
schen den Schwellen- und Industrie-
ländern anerkannt, dass nach dem
Stand der wissenschaftlichen For-
schung der Mensch als Verursacher des
aktuellen Klimawandels gelten muss.
Seitdem steigt der Druck auf die Politik,
sich des Klimaproblems verstärkt anzu-
nehmen.

Die Regierung Bush, die 2002 aus dem
Prozess des Kyoto-Protokolls ausge-
schert war, hat auf dem G8-Gipfel in
Heiligendamm 2007 zugestimmt, dass
„der VN-Klimaprozess das geeignete
Format ist, um künftige Maßnahmen
… auszuhandeln“.3 Der Druck dazu
kam nicht allein aus der internationa-
len Gemeinschaft, sondern vielmehr
hatten die USA einen eigenen Klima-
prozess durchlaufen, der von unter-
schiedlichen Interessengruppen ange-
trieben wurde – nicht zuletzt durch Be-
richte über den Klimawandel als
Bedrohung der nationalen Sicherheit.4

Auch hatten einzelne US-Bundesstaa-
ten klimapolitische Maßnahmen be-
schlossen. Die Obama-Administration
führte 2009 die US-Klimapolitik dann
wieder an die internationalen Prozesse
heran und beansprucht inzwischen ei-
ne Führungsrolle. Dennoch wird das
Kyoto-Protokoll noch immer von den

USA nicht mitgetragen. Der Kopenha-
gen-Akkord hingegen gilt für die USA
als großer Erfolg.

Auch in einzelnen Schwellenländern
ist eine neue Dynamik zu beobachten.
Sie sind zunehmend aktiver auf der in-
ternationalen Bühne geworden. Am
stärksten gilt dies für China. 2007 hat-
te die Volksrepublik noch keinen eige-
nen Vorschlag für die 13. Vertragsstaa-
tenkonferenz der UNFCCC unterbrei-
tet, auf der mit Blick auf 2012 erste
Schritte in Richtung eines neuen glo-
balen Abkommens eingeleitet wurden.
Im Laufe des Jahres 2009 schaltete sich
China aber frühzeitig in die Vorberei-
tungen der Kopenhagen-Konferenz ein
und kündigte sogar Minderungsziele
an.5 Staaten wie Südafrika, Mexiko oder
Südkorea haben sich unter großen An-
strengungen mit Vorschlägen, die jen-
seits ihrer rein nationalen Interessen
liegen, im internationalen Prozess po-
sitioniert.6 Die EU-Regierungschefs
hatten bereits auf dem Frühjahrsgipfel
2005 für das Ziel votiert, die Erwär-
mung auf im Durchschnitt weniger als
zwei Grad Celsius unter dem vorindus-
triellen Niveau zu beschränken. Um
dies zu erreichen, müssten die In-
dustrieländer ihren Ausstoß von Koh-
lendioxid und weiteren Klimagasen
um 25–40% gegenüber dem Wert von
1990 verringern, bis 2050 sogar um
60–80%.7 Auf dieses Ziel hat die EU vor
der Kopenhagen-Konferenz unvermin-
dert hingearbeitet und versucht, den
Druck auf die Verhandlungspartner be-
ständig zu erhöhen.8 Unter anderem
unter dem deutschen Doppelvorsitz
(EU-Ratspräsidentschaft und G8-Vor-
sitz) 2007 ist es gelungen, große Ver-
handlungsmächte für das Zwei-Grad-
Ziel zu gewinnen. Mit dem Bali-Akti-
onsplan gelang es Ende 2007 auf der
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13. Vertragsstaatenkonferenz eine Wil-
lenserklärung aller Mitgliedstaaten der
Klimarahmenkonvention zu verab-
schieden, die zu einem neuen Klimare-
gime führen soll.9

In Kopenhagen kam es jedoch nicht zu
dem erhofften internationalen Durch-
bruch für ein umfassendes und effek-
tives Klimaregime. Der Kopenhagen-
Akkord wurde in den letzten Stunden
vor Konferenzende von 25 Staats- und
Regierungschefs aufgesetzt, weil sonst
gar kein Abschlussdokument vorgele-
gen hätte. Die Verabschiedung im Ple-
num aller 194 Teilnehmer scheiterte
letztlich an dem Veto weniger Staaten
(u.a. Sudan, Venezuela), die aus proze-
duralen Gründen das Dokument ab-
lehnten. Der Akkord wurde nur „zur
Kenntnis“ genommen. Er enthält eini-
ge Eckpunkte aus den zweijährigen
Verhandlungen zu einem umfassen-
den Klimaabkommen und dem Kyoto-
Protokoll. Hierzu gehört das Zwei-
Grad-Ziel, die Notwendigkeit der An-
passungshilfe, der Beitrag aller großen
Länder zu einer Reduktion von Treib-
hausgasen bis 2020 sowie ein Finanz-
paket von 30 Milliarden Dollar mit
sofortiger Inkraftsetzung und einer

Laufzeit bis 2012. Auch das 1,5-Grad-
Ziel, welches von den kleinen Insel-
staaten wie den Malediven oder Tuva-
lu gefordert wird, findet am Ende des
Akkords Erwähnung. Die langfristigen
Minderungsziele, die ein wesentlicher
Bestandteil eines neuen umfassenden
Vertragswerks werden sollen, sind je-
doch nicht enthalten. Zunächst schien
es, als ob eine große Zahl von Staaten
ein solches Ziel für 2050 verkünden
würde, jedoch hat sich in Kopenha-
gen gezeigt, dass die großen Schwel-
lenländer jegliches Interesse an einer
Festlegung verloren haben. Stattdes-
sen enthält der Kopenhagen-Akkord
nun nur zwei Listen, in welche die
Annex-1- und die Nicht-Annex-1-Staa-
ten ihre freiwilligen nationalen Emis-
sionsminderungsziele für 2020 ein-
tragen können.10 Mit einem solchen
Ansatz freiwilliger Emissionsziele statt
einer Verhandlung global formulier-
ter Ziele ist es nicht möglich, die Fol-
gen des Klimawandels zu kontrollie-
ren. Die vor Kopenhagen von ver-
schiedenen Ländern angekündigten
Zahlen reichen lediglich für eine Be-
grenzung der globalen Temperatur-
kurve auf bestenfalls drei bis dreiein-
halb Grad Celsius.
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Auch in Kopenhagen blieben bekann-
te Fronten verhärtet. Die Entwick-
lungsländer fordern gemeinsam mit
den Schwellenländern, dass die Indus-
trieländer ihrer historischen Verant-
wortung gerecht werden sollen, indem
sie bei den Reduktionen voranschrei-
ten. Die Industriestaaten wiederum for-
dern – ebenfalls unter Berufung auf
wissenschaftliche Erkenntnisse –, dass
sich auch die großen Schwellenländer
in die künftigen Reduktionsverpflich-
tungen einbinden lassen, da sie ein ho-
hes Potenzial für weitere Emissionsstei-

gerungen haben. Daher war und ist die
Chance, die Vermeidungsanstrengun-
gen über den im Kyoto-Protokoll ge-
zogenen Kreis hinaus zu erweitern, vor
allem in dem immer noch gültigen
Bali-Aktionsplan zu sehen.

3. Die Agenda nach Kopenhagen
und vor Cancún

Unmittelbar im Anschluss an die Kon-
ferenz in Kopenhagen sind die Ver-
tragsstaaten der UNFCCC aufgefor-

Übersicht über die im Kopenhagen-Akkord aufgeführten Punkte im
Vergleich mit den Inhalten eines neuen Abkommens

Quelle: United Nations Framework Convention on Climate Change, Copenhagen Accord, Draft
decision -/CP.15, Proposal by the President, FCCC/CP/2009/L.7 18 December 2009, http://
www.unfccc.int/resource/docs/2009/cop15/eng/l07.pdf

Klimapolitische Zielsetzungen für ein
neues internationales Abkommen

Im Kopenhagen-Akkord?

Zwei-Grad-Ziel Ja

Feste Minderungsziele 2020 der Industrie-
länder; Nationale Ziele anderer Staaten

Ja, freiwillig

Feste Minderungsziele 2050 der Industrie-
und Schwellenländer

Nein

Emissionspfade („Peaking“) Ja, ohne Jahresangaben

Gemeinsame, aber unterschiedliche
Verantwortlichkeiten

Ja

Anpassungsmaßnahmen erwähnt

Marktinstrumente für den Klimaschutz erwähnt

Finanzhilfen für Vermeidungs- und
Anpassungsmaßnahmen

Ja

Technologische Zusammenarbeit Ja

Überprüfbarkeit national finanzierter
Maßnahmen

Ja, ohne internationale Kontrolle

Überprüfbarkeit international finanzierter
Maßnahmen

Ja, mit internationaler Kontrolle

Waldschutz, Anrechnungsprogramm
(REDD)

Ja
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dert, freiwillige Meldungen zu natio-
nalen Minderungszielen unter dem
Kopenhagen-Akkord zu machen. Auf-
grund der geringen Zusagen aus den
USA (minus 17% auf der Basis von
2005, was lediglich 4% gegenüber
1990 entspricht) ist es unwahrschein-
lich, dass die Lücke geschlossen wer-
den kann, die bisher für ein Voran-
schreiten der Industrieländer (minus
25 bis minus 40% bis 2020) gesichert
ist und somit auch, ob 2010 die Vor-
gaben für ein „Kyoto II“ zu erfüllen
sind. Diese Lücke stellt die größte He-
rausforderung für die Vertrauensbil-
dung in der internationalen Klima-
politik dar. Vor der nächsten Vertrags-
staatenkonferenz in Mexiko (Cancún)
wird es weiter darum gehen, im und
über den Kyoto-Prozess Einigung zu
erzielen.

Mit dem Kopenhagen-Akkord wurde
ein weiteres potenzielles Verhand-
lungsmandat auf den Weg gebracht.
2010 muss daher auch geklärt werden,
ob der Akkord unmittelbar in die Ver-
handlungen über ein neues Abkom-
men überführt werden soll (eine For-
derung, die die großen vier Schwellen-
länder Brasilien, China, Indien und
Südafrika stellen), ob die im Kopenha-
gen-Akkord gesammelten nationalen
Zielsetzungen bis 2020 in den Kyoto-
Prozess direkt einfließen (sie manifes-
tieren bisher nur den Stand der An-
kündigungen Ende 2009) oder ob sich
der Kopenhagen-Akkord als eigenstän-
diger, dritter Verhandlungsstrang, zum
Beispiel unter den 25 beteiligten Län-
dern, etablieren soll.

Da der Kopenhagen-Akkord fast alle
Themen enthält, die unter dem Ver-
handlungspfad für ein neues globales
Abkommen angesiedelt sind, wäre es

folgerichtig, ihn in die Verhandlungen
zu einem neuen Abkommen zu über-
führen. Da es dem Akkord an Verbind-
lichkeit fehlt (kein Beschluss der 194
UNFCCC-Mitglieder, keine Festlegung
über das Vorgehen im Jahr 2010 für alle
Punkte), besteht allerdings großer In-
terpretationsspielraum. Die folgenden
Einzelthemen werden 2010 die Agenda
weiter bestimmen:

Minderungsziele

Der Kopenhagen-Akkord enthält zwar
Minderungsziele bis 2020, die für ein
neues Abkommen vorgesehenen lang-
fristigen Ziele fehlen jedoch, um das
Erreichen des Zwei-Grad-Ziels mit Hil-
fe von Reduktionspfaden bis 2050 zu
konkretisieren.11 Die Industrieländer
drängen darauf, dass die Schwellenlän-
der, insbesondere China und Indien,
sich sowohl für 2020 als auch für 2050
verpflichten. Während die BASIC-Län-
der (Brasilien, Südafrika, Indien und
China) sich generell auf das Zwei-
Grad-Ziel eingelassen und auch ver-
schiedene Ziele bis 2020 angekündigt
haben, sind sie von den Ankündigun-
gen für Langfristziele wieder zurückge-
wichen.

Basisjahre

Auch ein gemeinsames Basisjahr steht
nicht fest. Im Kyoto-Protokoll lautet
dies 1990. Die EU besteht auf dem Jahr
1990, andere Länder, die ihre im Kyoto-
Protokoll vorgegebenen Ziele nicht er-
reichen werden (Kanada, Japan), plä-
dieren für 2005, was auch die USA in
ihrer nationalen Gesetzgebung vorge-
sehen haben. Zudem werden unter-
schiedliche Zielkonzepte vorgeschla-
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gen. China lehnt ein absolutes Ziel ab
und plädiert für relative Ziele, die sich
auf die Wirtschaftsleistung beziehen,
d.h. bei hohem Wirtschaftswachstum
steigen absolut gesehen auch die Emis-
sionen. Indien insistiert auf dem Pro-
Kopf-Emissionsziel.

Länderkategorien

Ohne die Verpflichtung der Schwel-
lenländer wird ein neues Abkommen
nicht zu einem substanziellen Klima-
schutz führen können. Die bisher
durch das Kyoto-Protokoll etablierte
Zweiteilung der Welt in Industrie- und
Transformationsländer auf der einen
Seite und Entwicklungs- und Schwel-
lenländer auf der anderen, wird der
Problemlage nicht gerecht. In Kopen-
hagen hat sich gezeigt, wie stark gera-
de China mit der Erkenntnis hadert,
dass es nicht länger seine Pflichten
mit der Zugehörigkeit zur G77 abtun
kann. China ist sich nämlich seiner
neuen Verantwortung sehr bewusst,
will aber nicht selbst die Frage neuer
Länderkategorien aufwerfen. De facto
bestehen diese Kategorien schon
längst, was sich vor allem in den Ver-
handlungen immer wieder zeigt. Ne-
ben den Industrieländern (historische
Verschmutzer) und den Transforma-
tionsländern (teilweise EU-Mitglieder,
Einbruch der Emissionen nach 1990)
stehen den Schwellenländern auch die
ölreichen Staaten (Saudi Arabien oder
Venezuela) oder die kleinen Inselstaa-
ten zusammen mit den ärmsten Ent-
wicklungsländern gegenüber. Dieser
Prozess wird noch einige Zeit dauern,
und es ist nicht auszuschließen, dass
aus der BASIC-Gruppe eine feste For-
mation in den VN-Verhandlungen
wird.

Vergleichbarkeit

Eine weitere kritische Frage ist, wie die
nationalen Leistungen (National Ap-
propriate Mitigation Action, NAMA)
der Schwellen- und Entwicklungslän-
der angerechnet werden können, die
sich keinen bindenden absoluten Zie-
len unterwerfen wollen. Hier geht es
um die Vergleichbarkeit der Anstren-
gungen verschiedener Länder mit di-
vergierenden Voraussetzungen und Po-
litikstrategien. Dazu muss auch ent-
schieden werden, welche Rolle die seit
dem Kyoto-Protokoll etablierten flexib-
len Mechanismen – Emissionshandel,
Clean Development Mechanism und
Joint Implementation (mit beiden wer-
den im Ausland erbrachte Minderun-
gen angerechnet) – in einem neuen Ab-
kommen spielen sollen. Die EU zum
Beispiel hat vorgeschlagen, den Emissi-
onshandel bis 2015 auf alle OECD-
Staaten auszudehnen und bis 2020
auch auf die Nicht-OECD-Staaten.12

Anpassungsmaßnahmen und
Finanzierung

Ein wichtiges Ergebnis des Kopenhage-
ner Klimagipfels waren die Finanzzusa-
gen über 30 Milliarden US-Dollar in der
Zeit von 2010 bis 2012. Aus den USA
kommen rund drei Milliarden, von der
EU rund zehn Milliarden US-Dollar.
Mit dem Hinweis auf diese Geldströme
war es überhaupt erst möglich, in den
letzten Stunden der Verhandlungen zu
einem Kompromiss zu kommen. Die
Gelder sollen sowohl für Minderungs-
als auch für Anpassungsmaßnahmen
verwendet werden. Für Anpassungs-
maßnahmen wurde 2007 bereits ein
Fonds bei der Weltbank eingerichtet,
jedoch ist die Ausstattung gering. Der
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langfristige Bedarf für die Finanzierung
der Klimapolitik in den Entwicklungs-
ländern beläuft sich nach Schätzungen
der EU ab 2020 auf jährlich bis zu 100
Milliarden US-Dollar.13 Diese Summe
kann nicht allein aus öffentlichen Mit-
teln aufgebracht werden. Die EU
schätzt, dass bis zu 50 Milliarden Euro
aus öffentlicher Hand stammen könn-
ten, der Rest aber aus privaten Quellen
beigesteuert werden müsste. Dazu be-
dürfte es vor allem eines starken CO2-
Preissignals, das durch eine Auswei-
tung des CO2-Emissionshandels und
CO2-Abgaben gesetzt werden könnte.

Eng verknüpft mit der Frage der Finan-
zierungsquellen ist das Management
künftiger Geldströme. Hierzu gibt es
im Kopenhagen-Akkord die Ankündi-
gung eines Copenhagen Green Climate
Funds. Die Herausforderung besteht
vor allem darin, solche Gelder in das
bestehende internationale Gefüge von
Leistungen der Weltbank, des Umwelt-
(UNEP) und Entwicklungsprogramms
der VN (UNDP) sowie der nationalen
und internationalen Entwicklungshilfe
einzugliedern.

Technologietransfer

Ähnlich umstritten wie die Finanz-
transfers ist der Transfer von Technolo-
gien aus Industrie- in Entwicklungs-
und Schwellenländer. Im Kern geht es
um die geistigen Eigentumsrechte, die
private Unternehmen für ihre Innova-
tionen erworben haben und auf deren
Grundlage sie die investierten For-
schungs- und Entwicklungskosten wie-
der ausgleichen können. Eine kosten-
lose Weitergabe von Eigentumsrechten
würde nicht nur die Anreize für Inno-
vationen zunichte machen, sie ist in

der Praxis auch nur schwierig umzuset-
zen. Denn in den Industriestaaten sind
private Unternehmen Eigentümer der
Patente. Mit dem Hinweis auf die Ein-
richtung eines „Technology Mecha-
nism“ hält der Kopenhagen-Akkord
keine konkrete Zusage bereit.

Waldschutz

Für den Waldschutz soll laut Kopenha-
gen-Akkord ein neuer Mechanismus
(Reducing Emissions from Deforestati-
on and Forest Degradation, REDD) ein-
geführt werden. Er soll Anreize zur Er-
haltung und zum Schutz von Wäldern
geben, deren Zerstörung massiv zum
Klimaproblem beiträgt. Ca. 20% der
CO2-Emissionen weltweit werden laut
Weltklimarat aus Entwaldungen freige-
setzt. Dazu wurde bereits 2008 ein UN-
Fonds aufgelegt.14 Länder wie Indone-
sien oder Brasilien tragen zum Klima-
wandel insbesondere durch Abholzung
ihrer Regenwälder bei. Sie wären die
Gewinner eines REDD-Systems. Mit der
Umsetzung, Verwaltung und Kontrolle
der anrechenbaren Einsparungen sind
jedoch viele offene Fragen verbunden.
Denn schließlich muss es darum ge-
hen, auch tatsächliche Klimaeffekte zu
erzielen.

4. Herausforderungen 2010

Die Verhandlungen, die 2009 ein Kyo-
to-II- und ein Kopenhagen-Abkommen
vorbereiten sollten, haben sich vor al-
lem auf die Vollendung der Vertrags-
texte konzentriert. Zu diesen Verhand-
lungen, deren Mandat in Kopenhagen
verlängert wurde, ist mit dem Kopen-
hagen-Akkord ein weiterer Prozess in
Gang gesetzt worden. Auch wenn der
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Akkord keine verbindlichen Regelun-
gen enthält, so stehen hinter seinem
Zustandekommen doch mindestens 25
Staats- und Regierungschefs. Der Ak-
kord wird daher in jedem Fall eine po-
litische Funktion haben, und viele Re-
gierungschefs werden seine Umsetzung
einfordern, weil sie sich im Prozess per-
sönlich eingebracht haben. In ihm sind
wesentliche, aber nicht alle Aspekte ei-
nes internationalen Klimaregimes ent-
halten. Seine Einbettung in die Ver-
handlungen ist somit auch inhaltlich
sinnvoll.

Bis zur nächsten Konferenz der
UNFCCC-Mitgliedstaaten im Novem-
ber 2010 in Cancun, Mexiko, müssten
die Verhandler weitere Schritte einlei-
ten, wenn sie an einem neuen Kli-
maabkommen festhalten wollen. Aller-
dings sind nach den Erfahrungen in
Kopenhagen die Hoffnungen auf einen
solchen Schritt stark gesunken. Insbe-
sondere die EU muss sich angesichts
ihres schwachen Durchsetzungsvermö-
gens fragen, ob sie die bisherige Strate-
gie aufrecht erhalten will. Weder ein
versprochener unilateraler Schritt zu ei-
nem 30%-Ziel bis 2020 noch die hohen
Finanzzusagen konnten dafür sorgen,
dass die USA oder China auf die EU-Li-
nie eingeschwenkt sind. Vielmehr war
Kopenhagen für die US-Politik ein Er-
folg, weil die nationale Gesetzgebung
für den Klimaschutz nicht unter Druck
von außen gesetzt wurde. Entspre-
chend wird das US-Engagement 2010
von der Verabschiedung des nationa-
len Klimagesetzes abhängen. Die Chi-
nesen werden vielerorts als Schuldige
des schlechten Ergebnisses von Kopen-
hagen gegeißelt und sie fragen sich un-
ter anderem wie sie künftig solche Er-
eignisse besser gestalten können. Ob
sie bereits 2010 aktiver sein werden, ist

fraglich, denn zu sehr unterstreicht ein
solcher Schritt Chinas Unentschieden-
heit bezüglich seines internationalen
Selbstverständnisses als Entwicklungs-
land in der Gruppe der 77. Ein Interes-
se an einer schnellen Wiederholung ei-
nes unter hohem Zeitdruck vorbereite-
ten und durchgeführten Klimagipfels
ist bei keinem großen Verhandler aus-
zumachen.

Der UN-Prozess wird aufgrund der vor-
handenen Mandate weiterlaufen. Das
Gastland 2010, Mexiko, wird ein gro-
ßes Interesse haben, die Fehler des
dänischen Vorsitzes nicht zu wieder-
holen. Das fängt beim Erwartungs-
management an und wird sich auf
der inhaltlichen Ebene fortsetzen. Dies
könnte auch bedeuten, dass ein Ab-
kommen weiter vorbereitet, aber nicht
zur Verabschiedung vorgeschlagen
wird. Vor allem die technischen Details
bedürfen weiterer aufwändiger Ver-
handlungen.

Sowohl Deutschland als auch die EU
brauchen 2010 und darüber hinaus au-
ßenpolitische Konzepte, um auf die
„großen Zwei“ USA und China sowie
die weiteren Schwellenländer zuzuge-
hen. Zusammen mit weiteren interna-
tionalen Partnern wie Japan, Kanada
oder Australien im Rahmen der G8 plus
5 und der G20 sollen folgende Vorha-
ben vorangebracht werden:

Mittel- bis langfristige bedarf es bilate-
raler Kooperationen bei der Entwick-
lung kohlestoffarmer Technologien,
insbesondere im Energiesektor bzw. zur
Energienutzung, allen voran mit China
und Indien. Dafür in Frage kommen
die CO2-arme Kohleverstromung, der
Einsatz erneuerbarer Energien und der
Ausbau von Energieinfrastrukturen.
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Die Zusage der Industrieländer muss
eingefordert und die angekündigten Fi-
nanztransfers schnellstens umgesetzt
werden. Insbesondere muss aus
Deutschland und der EU noch 2010
nachweislich ein Mittelabfluss erfol-
gen. Für die langfristige Finanzierung
müssen die Bemühungen erhöht wer-
den, um die Größenordnung von bis zu
100 Milliarden Euro jährlich zu errei-
chen. Für jegliche Finanzströme bedarf
es klarer institutioneller Zuordnungen.
Dabei geht es unter anderem darum,
die vorhandenen internationalen Or-
ganisationen (Weltbank, Internationa-
ler Währungsfonds, UNEP, UNDP) ein-
zubeziehen.

Die Ausweitung nationaler Emissions-
handelssysteme und von Abgaben auf
CO2-Emissionen sowie die internatio-
nale Vernetzung von Märkten für CO2-
Zertifikate sollte trotz eines fehlenden
Rahmens vorangetrieben werden. Eine
globale Anerkennung und Verrech-
nungsmöglichkeit wird schon jetzt für
die Wirtschaftsakteure immer drän-
gender. Diese Koordination muss erst
recht erfolgen, wenn es am internatio-
nalen Rahmen fehlt. Da die Schwellen-
länder vor allem Anbieter von Emissi-
onsrechten sein dürften, muss für sie
die Einbindung in einen internationa-
len Zertifikatemarkt umfassender kon-
zipiert und konkretisiert werden.

Anmerkungen
1 Intergovernmental Panel on Climate

Change (IPCC): Vierter Sachstandsbericht,
2007; Wissenschaftlicher Beirat der Bun-
desregierung Globale Umweltverände-
rungen (WBGU): Welt im Wandel – Si-
cherheitsrisiko Klimawandel, Berlin/
Heidelberg 2007; Center for Naval Ana-
lysis (CNA): National Security and the
Threat of Climate Change, Alexandria,
VA 2007; Stern, Nicholas: The Economics
of Climate Change, London 2006, Exe-
cutive Summary, <www.hm-treasury.gov.
uk/d/Executive_Summary.pdf>.

2 Eine Auflistung der Minderungsverpflich-
tungen findet sich auf den Seiten der Kli-
marahmenkonvention, <http://unfccc.
int/kyoto_protocol/items/3145.php>.

3 G8 Heiligendamm, Zusammenfassung
des Vorsitzes, 8.6.2007, <www.g-8.de/
Content/DE/Artikel/G8Gipfel/gipfeldo-
kumente.html>.

4 CNA: National Security and the Threat of
Climate Change.

5 Wacker, Gudrun: China in den Klima-
verhandlungen: Zentrale Rolle zwischen
den Stühlen, in: Die internationale Kli-
mapolitik, Prioritäten wichtiger Ver-
handlungsmächte, SWP Studie, hrsg. von
Susanne Dröge, Berlin 2009, S.30.

6 Husar, Jörg: Südafrika in den Klimaver-
handlungen: Globaler Aktivismus mit na-
tionalen Widersprüchen, in: Die interna-
tionale Klimapolitik, Prioritäten wichtiger

Verhandlungsmächte, SWP Studie, hrsg.
von Susanne Dröge, Berlin 2009, S.30.

7 Rat der Europäischen Union: Tagung des
Europäischen Rates, Brüssel, 22./23.3.
2005, Schlussfolgerungen des Vorsitzes,
7619/1/05 REV 1, CONCL 1.

8 EU-Kommission: Ein umfassendes Kli-
maschutzübereinkommen als Ziel für Ko-
penhagen, Mitteilung der Kommission an
das Europäische Parlament, den Rat, den
Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschuss und den Ausschuss der Regio-
nen, Brüssel, 28.1.2009, KOM(2009) 39
endgültig.

9 UNFCCC: Bali Action Plan, <http://
unfccc.int/resource/docs/2007/cop13/eng
/06a01.pdf#page=3>.

10 UNFCCC: Copenhagen Accord,
18.12.2009, <http://www.unfccc.int>.

11 Zuletzt wurde 2009 in L’Aquila die G8
plus 5 mit dem Major Economies Forum
zusammengeführt und in diesem Format
eine gemeinsame Erklärung zum 2-Grad-
Ziel verfasst, Erklärung der Staats- und Re-
gierungschefs des Major Economies Fo-
rum on Energy and Climate, 9.7.2009,
<www.kooperation-international.de/
countries/umwelt/info/detail/data/
42699/backpid/12/>.

12 EU-Kommission: 2009 Communication
on Copenhagen Negotiations; für Detail-
informationen zu den einschlägigen Be-
schlüssen vgl. die entsprechende Webseite

64-74_Droege:64-74 15.03.2010 10:58 Uhr Seite 73



Susanne Dröge74

der Generaldirektion Umwelt, <http://ec.
europa.eu/environment/climat/climate_
action.htm>.

13 Project Catalyst: Auf dem Weg zu einem
weltweiten Klimaschutzabkommen, Brie-
fing Document, Juni 2009, hier wird die
Spanne auf 55 bis 80 Milliarden Euro

jährlich zwischen 2010 und 2020 ge-
schätzt, die EU rechnet mit 100 Milliar-
den Euro jährlich ab 2013.

14 Verwaltet vom UN Development Pro-
gramme, siehe UN-REDD Programme
Fund, <www.undp.org/mdtf/un-redd/
overview.shtml>.

64-74_Droege:64-74 15.03.2010 10:58 Uhr Seite 74



1. Einführung

„Auf Europa wird nicht mehr gehört“,
lautete die bittere Schlussfolgerung
Guy Verhofstadts nach dem UN-Kli-
magipfel, im Dezember 2009 in Ko-
penhagen. Für den Vorsitzenden der Li-
beralen im Europaparlament ist es ein
Warnsignal, dass die dortigen Ergeb-
nisse im Kern von den USA, China, In-
dien, Brasilien und Südafrika ausge-
handelt wurden, während „Europa
nicht an den Tisch der Großen geladen
[war].“1 Doch schon die Finanz- und
Wirtschaftskrise hat die Veränderung
der globalen Kräfteverhältnisse deut-
lich zu Tage treten lassen. Die Zeit al-
leiniger amerikanischer Hegemonie
geht ihrem Ende entgegen, der Aufstieg
Asiens erscheint unaufhaltsam, die
Welt wird multipolar. Wenn die Euro-
päer, die noch um die 7% der Welt-
bevölkerung ausmachen, im Konzert
der Mächte des 21. Jahrhunderts eine

Stimme haben wollen, brauchen sie
eine Europäische Union, die sich zu
einem kraftvollen und möglichst ko-
härenten außenpolitischen Akteur ent-
wickelt.2

Ein Meilenstein war dabei das Inkraft-
treten des Vertrages von Lissabon am
1. Dezember 2009, auch EU-Reform-
vertrag genannt. Der Vertrag beendet
eine Dekade innereuropäischer Nabel-
schau und stärkt die außenpolitischen
Institutionen der EU. Im Laufe der Ver-
tragsverhandlungen hat das Ziel einer
stärkeren Europäischen Union auf der
Weltbühne zudem im öffentlichen Dis-
kurs an Prominenz gewonnen. Die zen-
tralen Akteure europäischer Außen-
politik bleiben jedoch weiterhin die
nationalen Regierungen. Von ihrem
Willen und politischem Geschick wird
es abhängen, ob Lissabon erfolgreich
umgesetzt werden kann und Europa
an internationaler Akteursqualität ge-

Lissabons Chancen nutzen: Die
außenpolitische Verfassung der

EU nach dem Reformvertrag

Edmund Ratka

Mit dem Vertrag von Lissabon, der Ende 2009 in Kraft trat, verbindet sich die
Erwartung, die internationale Handlungsfähigkeit der Europäischen Union zu
stärken. Zwar verbessert der neue Vertrag die Kohärenz der entsprechenden EU-
Institutionen, die maßgeblichen Akteure in der europäischen Außenpolitik
bleiben aber weiterhin die Regierungen der Mitgliedstaaten. Diese schöpften das
diesbezügliche Potenzial des Vertrages bisher nicht aus. In der gegenwärtigen Im-
plementierungsphase ist nicht zuletzt eine aktivere Rolle der deutschen Bundes-
regierung gefordert.

Politische Studien, Heft 430, 61. Jahrgang, März/April 2010
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winnt. Deutschland und der schwarz-
gelben Bundesregierung kommt hier-
bei eine Schlüsselrolle zu. Allerdings
wird diese von ihr bisher nur unzurei-
chend wahrgenommen.

2. Dominanz der nationalen
Regierungen

Allen souveränistischen Cassandra-Ru-
fen vom Ende des Nationalstaates und
dem verfrühten Optimismus der Eu-
ropa-Enthusiasten zum Trotz: Der Ver-
trag von Lissabon bedeutet keinen Pa-
radigmenwechsel für die europäische
Außenpolitik. Während der Reform-
vertrag die Vetomöglichkeiten einzel-
ner Mitgliedstaaten in der wirtschaftli-
chen Integration reduziert und in der
Innen- und Justizpolitik Kompetenzen
nach Brüssel verschiebt, bleibt es be-
züglich der Außenbeziehungen bei der
traditionellen Dominanz der nationa-
len Regierungen.

Wie bisher lässt sich das auswärtige
Handeln der Europäischen Union in
zwei Dimensionen unterteilen: Die ers-
te bezieht sich auf die wichtigen Fragen
der Außen-, Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik. Hier behalten die Mit-
gliedstaaten auch nach Inkrafttreten
des Vertrages von Lissabon das Heft
in der Hand. Entscheidungen in der
„GASP“ (Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik) und der „GSVP“ (Ge-
meinsame Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik) werden grundsätzlich
einstimmig im Europäischen Rat, dem
Organ der Staats- und Regierungschefs,
bzw. vom Rat für Auswärtige Angele-
genheiten getroffen, in dem die Au-
ßenminister der Mitgliedstaaten zu-
sammenkommen. Supranationale Or-
gane wie die Europäische Kommission

oder das Europaparlament haben hier
nur eingeschränkte oder – wie der Ge-
richtshof der Union – gar keine Ein-
flussmöglichkeiten.

Deren Mitsprache beschränkt sich im
Wesentlichen auf die zweite, „weiche“
Dimension europäischer Außenpolitik,
mit der die nach außen wirksamen
vergemeinschafteten Politikbereiche,
vor allem der Außenhandel und die
Entwicklungszusammenarbeit, gemeint
sind. Hier hat die Brüsseler EU-Kom-
mission die Federführung, und ent-
schieden wird nach der supranatio-
nalen „Gemeinschaftsmethode“, das
heißt mit Mehrheitsabstimmungen
und unter Einbeziehung des Europa-
parlaments.

Dass die Entscheidungsbefugnis für die
maßgeblichen und strategisch bedeut-
samen Fragen der Außenpolitik weiter-
hin bei den Mitgliedstaaten liegt, wird
im Vertrag von Lissabon auch auf der
symbolischen Ebene deutlich. War im
2005 gescheiterten Verfassungsvertrag
noch die Bezeichnung „Europäischer
Außenminister“ für den Chef der EU-
Diplomatie vorgesehen, so heißt die
Position jetzt in typischer EU-Techno-
kraten-Manier und weitaus weniger
eindrucksvoll „Hoher Vertreter der Uni-
on für Außen- und Sicherheitspolitik“.

Bei der Auswahl des Führungsperso-
nals, das die EU nach innen und außen
repräsentieren soll, spielen ebenfalls
die nationalen Regierungen die Haupt-
rolle. Der ständige Präsident des Euro-
päischen Rates wird von den Staats-
und Regierungschefs im Alleingang be-
stimmt. Für die Position des Kommissi-
onspräsidenten verfügen sie über das
Vorschlags-, für die des Hohen Vertre-
ters über das Vorschlags- und Ernen-
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nungsrecht. Beide müssen sich indes
auch dem Votum des Europaparla-
ments stellen. Dass die Staats- und Re-
gierungschefs ihre Leitfunktion in Per-
sonalfragen selbstbewusst ausspielen,
haben sie bei der jüngsten Besetzungs-
runde im Herbst 2009 unter Beweis ge-
stellt. Mit José Manuel Barroso verhal-
fen sie einem Kommissionspräsidenten
zu einer zweiten Amtszeit, den Kritiker
als zu opportunistisch gegenüber na-
tionalen Spitzenpolitikern bezeichnet
hatten.3 Das neue EU-Führungsduo,
das den Vertrag von Lissabon einführ-
te, wurde am 19. November 2009 bei ei-
nem abendlichen Dinner der Staats-
und Regierungschefs im Rahmen eines
intransparenten Kuhhandels klassi-
scher zwischenstaatlicher Prägung be-
stimmt. Dort einigte man sich einstim-
mig (obwohl der Vertrag keine Ein-
stimmigkeit verlangt) auf Herman van
Rompuy als ständigen Präsidenten des
Europäischen Rates und auf Catherine
Ashton als Hohe Vertreterin für Außen-
und Sicherheitspolitik. Die Wahl zwei-
er auf der internationalen Bühne wenig
profilierter Persönlichkeiten ist ein
deutliches Signal, dass die nationalen
Regierungen auch in Zukunft die euro-
päische Außenpolitik nicht allein Brüs-
sel überlassen wollen.

Das Hoffen auf politische Schwerge-
wichte in den neuen Lissabon-Positio-
nen, die von Brüssel aus eine europä-
ische Supermacht zimmern, hat sich
damit endgültig als Schimäre erwiesen.
Voraussetzung für eine stärkere und ko-
härentere Rolle Europas in der Welt ist
und bleibt der politische Wille der Mit-
gliedstaaten und deren nationaler Re-
gierungen. Nur wenn diese zu gemein-
samem Handeln bereit sind, kann der
durch den Vertrag von Lissabon ver-
besserte institutionelle Rahmen für die

Außenpolitik der EU zur Entfaltung
kommen.

3. Effizientere Institutionen
für die EU-Außenpolitik

Auch wenn das Grundmuster europä-
ischer Außenpolitik mit der Dominanz
der nationalen Regierungen erhalten
bleibt, so ist es doch ein großer Ver-
dienst des Vertrages von Lissabon, die
verschiedenen Dimensionen des aus-
wärtigen Handelns der EU besser zu ver-
zahnen und Reibungsverluste abzubau-
en. Die Schlüsselfunktion kommt dabei
der Position des Hohen Vertreters für
Außen- und Sicherheitspolitik zu. Ge-
mäß dem Vertrag von Lissabon verei-
nigt die neue EU-Chefdiplomatin, Ca-
therine Ashton, drei bis dahin getrenn-
te Ämter. Erstens übernimmt sie die
Aufgaben des bisherigen Hohen Vertre-
ters Javier Solana, der eine unterstüt-
zende Rolle bei der Ausarbeitung und
Umsetzung der GASP-Entscheidungen
wahrnahm und der Außenpolitik der
EU ein Gesicht in der Welt geben sollte.
Im Vergleich zu früher wird die Positi-
on insofern aufgewertet, als dass die
Hohe Vertreterin jetzt ständig dem Rat
für Auswärtige Angelegenheiten vor-
sitzt. Vor dem Reformvertrag rotierte
der Vorsitz alle sechs Monate zwischen
den Mitgliedstaaten, das heißt den je-
weiligen nationalen Außenministern.
Der dritte Bestandteil der neuen Positi-
on ist das bisherige Amt des EU-Kom-
missars für Außenbeziehungen, das zu-
letzt Benita Ferrero-Waldner innehatte.
Die Stellung der Hohen Vertreterin in
der Kommission wird überdies dadurch
gestärkt, dass sie automatisch eine ihrer
Vize-Präsidenten ist. Dank dieser im
Brüsseler Jargon „Doppelhut“ genann-
ten Personalunion – Leitungsfunktion
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im Rat und Leitungsfunktion in der
Kommission – schlägt die Hohe Ver-
treterin eine Brücke zwischen den bei-
den Organen, die für die Außenbezie-
hungen der EU zuständig sind.

In der Vergangenheit stellten nicht nur
Kompetenzgerangel und zeitweilige
persönliche Animositäten zwischen So-
lana und Ferrero-Waldner ein Problem
für die Effizienz europäischer Außen-
politik dar. Hinzu kam, dass Solana
zwar international anerkannt war und
als Sprachrohr des Rates, also der Ver-
tretung der entscheidungsbefugten
Mitgliedstaaten, entsprechend ernst
genommen wurde, aber kaum über fi-
nanzielle und personelle Ressourcen
verfügte. Auf der Grundlage des Vertra-
ges von Lissabon wird Catherine
Ashton hingegen ein Europäischer
Auswärtiger Dienst (EAD) mit 6.000
Mitarbeitern zur Verfügung gestellt.
Diese sollen sich sowohl aus dem Rats-
sekretariat und der Kommission als
auch aus den diplomatischen Diensten
der Mitgliedstaaten rekrutieren. Die
Verknüpfung der beiden Dimensionen
europäischer Außenpolitik setzt sich
damit im personellen Unterbau fort.
Außerdem kann der EAD durch seine
Zusammensetzung zu einem besseren
gegenseitigen Verständnis und einer
Annäherung der verschiedenen diplo-
matischen Kulturen in den Mitglied-
staaten und auf der EU-Ebene beitra-
gen. Die Beständigkeit und Kohärenz
der Außendarstellung der Union wird
darüber hinaus noch dadurch erhöht,
dass der EAD die Leitung der mehr als
130 Auslandsvertretungen der EU in
Drittländern übernimmt, die bisher al-
lein der Kommission unterstellt waren.
Diese Delegationen werden ausgebaut
und sollen in den Hauptstädten der
Drittländer sukzessive die Aufgaben

wahrnehmen, die bisher von der Bot-
schaft desjenigen Mitgliedstaates aus-
geübt worden sind, der gerade die halb-
jährlich rotierende EU-Präsidentschaft
innehatte.

Als Stolperstein für das Ziel einer ein-
heitlicheren EU-Außenpolitik könnte
sich allerdings erweisen, dass im Ver-
trag von Lissabon nicht nur der Hohen
Vertreterin, sondern auch dem ständi-
gen Präsidenten des Europäischen Ra-
tes die Aufgabe zur Außenvertretung
zugeschrieben wird und dass sich der
Kommissionspräsident ebenfalls gern
auf internationalem Parkett bewegt.
Ein weiteres Problem kann durch eine
mangelnde Koordinierung zwischen
der Hohen Vertreterin und den drei
weiteren Kommissaren entstehen, de-
ren Portfolios außenpolitisch relevant
sind (Entwicklung, Erweiterung, Hu-
manitäre Hilfe). Im Hinblick auf größt-
mögliche außenpolitische Kohärenz
kritisch zu beurteilen ist dabei der von
Kommissionspräsident Barroso vorge-
nommene Ressortzuschnitt. Offen-
sichtlich, um eine zu große Machtkon-
zentration bei Ashton zu verhindern,
schlug er bei der Vorstellung seiner
neuen Kommission Ende 2009 die Eu-
ropäische Nachbarschaftspolitik dem
Erweiterungskommissar zu. Die mit
einem Milliardenbudget versehene
Nachbarschaftspolitik, mit welcher die
EU die Beziehungen zu den angrenzen-
den Staaten im südlichen Mittelmeer-
raum, in Osteuropa und im Südkauka-
sus pflegt, war bisher Teil des Portfolios
der Außenkommissarin und hätte da-
mit eigentlich in den Kompetenzbe-
reich der neuen Hohen Vertreterin fal-
len müssen.

Neben der Hohen Vertreterin und ih-
rem diplomatischen Dienst hält der

75-82_Ratka:75-82 15.03.2010 11:00 Uhr Seite 78



Lissabons Chancen nutzen 79

Vertrag von Lissabon eine weitere In-
novation bereit, die oft unbeachtet
bleibt, sich längerfristig für die interna-
tionale Akteursqualität Europas aber
sehr positiv auswirken könnte. Die Au-
ßen-, Sicherheits- und Verteidigungs-
politik wurde mit Inkrafttreten des Ver-
trages vollständig für die „verstärkte
Zusammenarbeit“ geöffnet. Das bedeu-
tet, dass jetzt auch in diesen Bereichen
eine kleinere Gruppe interessierter Mit-
gliedstaaten integrationspolitisch vo-
ranschreiten kann. Dadurch kann Eu-
ropa beispielsweise seine militärischen
Kapazitäten weiterentwickeln, ohne
dass Mitgliedstaaten, die nicht über
ausreichende Fähigkeiten verfügen
oder eine neutrale bzw. passivere Au-
ßenpolitik verfolgen wollen, diesen
Weg mitgehen müssen. In einem
Europa der 27 und künftig noch mehr
Mitgliedstaaten kommt dieser Flexibi-
lisierung eine tragende Rolle zu, da
nicht mehr alle Mitgliedstaaten in der
Lage oder willens sein werden, zur glei-
chen Zeit den gleichen Integrations-
schritt zu gehen.

Zusätzlich zu diesen institutionellen
Veränderungen hat sich der Vertrag
von Lissabon auch auf den politischen
Diskurs ausgewirkt und damit den in-
nereuropäischen und internationalen
Druck hin zu einer kohärenteren euro-
päischen Außenpolitik verstärkt.

4. Europäische Außenpolitik im
öffentlichen Diskurs

Genauso wie die Klage über die Bürger-
ferne der Brüsseler Bürokratie gehört in
den meisten Mitgliedstaaten der Ruf
nach einer außenpolitisch stärkeren
und handlungsfähigeren EU zum euro-
papolitischen Grundvokabular. Gerade

auch in Deutschland sind sich die etab-
lierten Parteien einig, dass – so heißt es
beispielsweise im CSU-Europawahlpro-
gramm von 2009 – ein „starkes Europa
in der Welt“ unabdingbar ist. Die baye-
rischen Christsozialen, die sich in an-
deren Politikfeldern als Mahner gegen
jeglichen EU-Zentralismus verstehen,
betonen mit Blick auf die Außenpolitik:
„Nur mit Europa können wir unsere
Werte und Interessen in der Welt wirk-
sam vertreten.“4 Selbst die Linkspartei,
die als einzige der im Bundestag ver-
tretenen Parteien gegen den Vertrag
von Lissabon gekämpft hat, verwahrt
sich – ob glaubhaft oder nicht – gegen
den Vorwurf anti-europäisch zu sein
und ließ ihren Vorsitzenden Oskar La-
fontaine öffentlich von den „Vereinig-
ten Staaten von Europa“ und gar von
einer „Europäischen Armee“ träumen.5

Der grundsätzliche Konsens im Diskurs
der politischen Klasse über eine Stär-
kung der EU als internationaler Akteur
spiegelt offensichtlich die mehrheitli-
che Empfindung in der Bevölkerung
wider. So führen auch bei der Euro-
barometer-Frage, in welchen Bereichen
Entscheidungen auf der europäischen
statt auf der nationalen Ebene getrof-
fen werden sollten, außenpolitisch re-
levante Politikfelder die Liste an. Je-
weils 81% der Europäer sprachen sich
Mitte 2009 dafür aus, den „Kampf ge-
gen den Terrorismus“ und den „Einsatz
für Friede und Demokratie auf der
Welt“ künftig europäisch zu regeln.6

Die jahrelange politische und öffentli-
che Debatte um den Vertrag von Lissa-
bon und zuvor über die Europäische
Verfassung hat diesen Trend verstärkt.
Eine effizientere Außenvertretung war
während des ganzen Verhandlungs-
und Ratifikationsprozesses eines der
Hauptargumente der Vertragsbefür-
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worter. Beispielhaft ist etwa Angela
Merkels Rede vor dem Europaparla-
ment Anfang 2007 zu Beginn der deut-
schen Ratspräsidentschaft. Die Bundes-
kanzlerin begann mit einer Beschrei-
bung der drängenden internationalen
Probleme, angefangen vom Nahen Os-
ten bis hin zum Klimaschutz, um dann
zu schlussfolgern: „Nur gemeinsam
können wir diese Herausforderungen
annehmen. Wir müssen gemeinsam
handeln. Genau deshalb brauchen wir
für die europäische Außenpolitik den
europäischen Außenminister, damit
unseren Worten Taten folgen können.
Auch das ist ein Grund für den Verfas-
sungsvertrag.“7

Damit hat die Politik bei den Bürgern
hohe Erwartungen geweckt. Jetzt, da
mit dem Vertrag von Lissabon der
Nachfolger des Verfassungsvertrages in
Kraft ist, bekommen die nationalen Re-
gierungen den Geist nicht mehr in die
Flasche zurück. Die erhöhte Sensibilität
der Öffentlichkeit in dieser Frage lässt
sich eindrucksvoll an der Berichterstat-
tung bezüglich der Besetzung der bei-
den durch den Reformvertrag geschaf-
fenen EU-Spitzenämter, ständiger Prä-
sident und Hoher Vertreter, ablesen.
Bereits im Vorfeld der Entscheidung im
Herbst 2009 sprachen sich selbst Me-
dien wie der SPIEGEL oder der britische
Economist, die nicht gerade für beson-
dere Europafreundlichkeit bekannt
sind, dafür aus, profilierte und politisch
einflussreiche Persönlichkeiten zu be-
nennen, um eine verbesserte Außen-
wirkung der EU sicherzustellen.8 Als
sich dann die Staats- und Regierungs-
chefs auf zwei international wenig be-
kannte Politiker einigten, fiel das Pres-
seecho desaströs aus. In Deutschland
etwa beklagte die Süddeutsche Zeitung,
dass „kleinliche Argumente und Intri-

gen die Europäer daran gehindert [ha-
ben], die Besten zu suchen“, und das
Massenblatt BILD geißelte die Wahl der
beiden „Nobodies“ als „Blamage“ und
„katastrophal kurzsichtig.“9

Auch im außereuropäischen Ausland
hat die Diskussion um den Vertrag von
Lissabon die Erwartung steigen lassen,
die Europäische Union würde nun end-
lich international handlungsfähiger
werden und mit einer Stimme spre-
chen. Es waren gerade die verwirrend
vielen und oft wechselnden Ge-
sprächspartner auf der europäischen
Seite, die in der Vergangenheit bei
Bündnispartnern wie den Vereinigten
Staaten oftmals für Frustration und
Kopfschütteln sorgten.10 Vor diesem
Hintergrund sollte die Europapolitik
die institutionellen Fortschritte des
Vertrages von Lissabon konsequent zur
Entfaltung bringen und die Gelegen-
heit nutzen, die Weichen für eine ver-
besserte Akteursqualität der EU auf der
internationalen Bühne zu stellen.

5. Lissabon richtig umsetzen:
Herausforderungen für die
deutsche Europapolitik

In Fragen der Außen- und Sicherheits-
politik kommt den großen Mitglied-
staaten traditionell eine Führungsrolle
zu. Dies trifft gegenwärtig umso mehr
zu, als dass angesichts der relativen
Schwäche des Brüsseler Spitzenperso-
nals von dort kaum kraftvolle Initiati-
ven zu erwarten sind. Ebenso wenig ist
aus Großbritannien, wo ein angeschla-
gener Gordon Brown die Regierung
dieses Jahr wohl an die noch EU-kriti-
scheren Konservativen abgeben muss,
mit europapolitischen Impulsen zu
rechnen. Deutschland sollte sich des-
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halb seiner angestammten Leitungs-
funktion in der europäischen Integrati-
on bewusst werden und – wenn mög-
lich im Verbund mit Frankreich – den
Ausbau der EU zu einem außenpoliti-
schen Akteur vorantreiben. Dazu gilt
es drei Aspekte zu beachten.

Der erste ist institutioneller Natur. An-
gesichts des Interpretationsspielraums,
den der Reformvertrag bezüglich der
neuen Einrichtungen für die EU-Au-
ßenpolitik lässt, wird die Implementie-
rungsphase entscheidend für deren
langfristige Konturen sein. Vor diesem
Hintergrund ist Catherine Ashtons
Wahl zur Hohen Vertreterin, die auch
von Angela Merkel mitgetragen wurde,
kritisch zu beurteilen. Abgesehen von
einem Jahr als EU-Handelskommissa-
rin verfügt die britische Labour-Poli-
tikerin kaum über diplomatische Er-
fahrung und ist nicht nur in den
Hauptstädten der Welt, sondern auch
bei den Bürgern, die sie dort vertreten
soll, weithin unbekannt. Umso mehr
braucht die Hohe Vertreterin die Un-
terstützung der Mitgliedstaaten, um
wenigstens ein Mindestmaß an Kohä-
renz europäischer Außenpolitik sicher-
zustellen und die neue Position in-
nerhalb des EU-Institutionengefüges
dauerhaft etablieren zu können. Die
Bundesregierung sollte sich deshalb da-
für einsetzen, dass die Hohe Vertreterin
die eindeutige Ansprechpartnerin für
europäische Außenpolitik auf EU-Ebe-
ne wird und bei deren Umsetzung die
Federführung erhält. Angela Merkel
und die CDU/CSU können in diesem
Sinne mäßigenden Einfluss auf van
Rompuy und insbesondere Barroso gel-
tend machen, die beide zu ihrer Partei-
enfamilie gehören und nicht zuletzt
der deutschen Bundeskanzlerin ihre
Ämter verdanken.

Zweitens bedarf es baldmöglichst greif-
barer Fortschritte in der europäischen
Außenpolitik. Nur so kann sowohl den
eigenen Bürgern als auch den interna-
tionalen Partnern verdeutlicht werden,
dass der Vertrag von Lissabon die au-
ßenpolitische Handlungsfähigkeit der
EU tatsächlich erhöht. Die Regierun-
gen der Mitgliedstaaten sollten daher
besondere Koordinierungsanstrengun-
gen unternehmen und – soweit mög-
lich – auf der europäischen statt auf der
nationalen Ebene außenpolitisch tätig
werden. In der Frage der Afghanistan-
Strategie geschah dies nur sehr unzu-
reichend. Zwar haben die EU-Mitglied-
staaten im Oktober 2009 diesbezüglich
ein gemeinsames Papier verabschiedet,
als dann aber US-Präsident Barack Oba-
ma die Alliierten zur Truppenverstär-
kung aufrief, reagierte jeder Mitglied-
staat individuell. Hingegen wäre es ein
deutliches Signal – nicht nur nach
Washington – gewesen, wenn die Eu-
ropäer sich in dieser Frage vorab intern
im EU-Rahmen geeinigt hätten. Der
nächste Testfall könnte Iran werden.
Bleiben die Verhandlungen über das
dortige Atomprogramm weiter ergeb-
nislos, sollte Europa eine gemeinsame
Position bezüglich möglicher Sanktio-
nen finden. Auch Deutschland, das ei-
ner der wichtigsten iranischen Han-
delspartner ist, sollte dabei den lang-
fristigen politischen Erwägungen mehr
Gewicht zuschreiben als ökonomi-
schen Interessen.

Die dritte Herausforderung für die
deutsche Europapolitik ist die Entwick-
lung einer europäischen strategischen
Kultur. Es braucht eine ehrliche und öf-
fentliche Debatte, für was die Europä-
ische Union und ihre Mitgliedstaaten
international stehen und wie sie ihre
Ziele erreichen wollen. Dazu muss auch
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in Deutschland mutiger und offener
über Außenpolitik gesprochen werden.
Die Haltung des neuen Verteidigungs-
ministers Karl-Theodor zu Guttenberg
in der Diskussion um den Afghanistan-
Einsatz weist dabei in die richtige Rich-
tung.

Angela Merkel hat sich im Jahre 2007
große Verdienste erworben, als sie den
Verhandlungen zum Vertrag von Lissa-
bon zum Durchbruch verhalf. Jetzt, da
der Vertrag endlich in Kraft ist, gilt es,
ihn mit Leben zu füllen und in die
politische Alltagspraxis zu übersetzen.
Außenpolitisch scheint die neue Koali-
tion aus Union und FDP bisher noch

auf der Suche nach einer klaren Agen-
da zu sein. Mit der Weiterentwicklung
der Europäischen Union zu einem
schlagkräftigen internationalen Akteur
würden Angela Merkel und ihr Außen-
minister Guido Westerwelle ein histo-
risches Ziel verfolgen, das im nationa-
len Interesse der Deutschen und letzt-
lich aller Europäer liegt. Denn, so
formuliert es Guy Verhofstadt in sei-
nem Fazit über die Kopenhagener
Klima-Verhandlungen, „die Mitglied-
staaten der Europäischen Union haben
schlussendlich keine Wahl: Entweder
sie machen ihre Stimmen über Europa
hörbar oder man wird sie nicht mehr
hören.“11
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Das aktuelle Buch

Luft, Stefan: Staat und Migration. Zur
Steuerbarkeit von Zuwanderung und
Integration. Frankfurt/New York: Cam-
pus Verlag, 2009, 417 Seiten, € 45,00.

Kaum eine andere politische Debatte
ist so sehr von ideologischen Vorurtei-
len, Ressentiments, Unsicherheiten,
aber auch parteipolitischen Kalkülen
geprägt, wie die Debatte um
Zuwanderung und Integra-
tion. In diesen Dschungel
eine klare und systemati-
sche Schneise geschlagen zu
haben, ist das Verdienst der
vorliegenden Arbeit von
Stefan Luft. Mittels einer
sorgfältigen empirischen
und historischen Analyse
zeichnet Luft in seiner Un-
tersuchung ein umfassen-
des Bild der Diskussion nach, dem er
abschließend einige Überlegungen zu
einem „integrationspolitischen Realis-
mus“ zur Seite stellt.

Es sind insbesondere zwei Grundaussa-
gen Lufts, die im Text in verschiedenen
Facetten immer wieder auftauchen und
den Leser überzeugen können: 1. Die
Steuerung von Migration ist schwierig
und gerade die Entwicklung in der Bun-
desrepublik Deutschland zeigt ein ho-
hes Maß an Eigendynamik. 2. Das Pro-
blem der Integration, respektive Nicht-
Integration, ist nur zum Teil ein
ethnisches Problem, sondern zu weiten
Teilen ein soziales Problem: Die Ent-
stehung von „ethnischen Kolonien“
beruht vielfach auf einer sozialen Un-
terschichtenkonzentration.

Zum ersten Punkt: Die deutsche Politik
hat in Fragen von Zuwanderung und

Integration über lange Jahrzehnte oh-
ne klares Konzept agiert. Nach dem An-
werbestopp von Gastarbeitern wurde
weder eine konsequente Politik der
Rückkehr betrieben, noch wurden den
Gastarbeitern Perspektiven für eine
dauerhafte Integration gegeben. Gleich-
zeitig führte ein massiver Familien-
nachzug in den 1970er-Jahren zu ei-

nem langfristigen Niederlas-
sungsprozess. Am Beispiel
von Berlin arbeitet Luft he-
raus, wie so mehr und mehr
räumlich und ethnisch se-
gregierte Gebiete entstanden
sind. Anhand zahlreicher
Statistiken und Beispiele wie
z.B. Heiratsmigration und
Mediennutzung, macht Luft
deutlich, wie einzelne paral-
lel verlaufende Prozesse zur

Verfestigung dieser ethnisch-sozialen
Strukturen beigetragen haben und wei-
terhin beitragen. Nicht Weniges, was in
der öffentlichen Diskussion als gelebte
Multikulturalität gepriesen wird, ent-
larvt Luft als Holzweg. So sind die häu-
fig gelobten unternehmerischen Initia-
tiven insbesondere türkischer Familien
gerade keine Möglichkeit, Ansätze zur
Integration zu finden, sondern ver-
sperren Jugendlichen, die im Geschäft
von Vater oder Onkel mitarbeiten müs-
sen, häufig genug den Weg in den re-
gulären Arbeitsmarkt und bieten zu-
meist nur ein Auskommen auf unters-
tem Niveau.

Zum zweiten Punkt: Die soziale Di-
mension von Migration und Integrati-
on kann am Beispiel von Berlin so zu-
sammengefasst werden: Die Zahl der
ausländischen Sozialhilfeempfänger in
Berlin ist mehr als zweimal so hoch wie
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die der deutschen Hilfeempfänger. Da-
bei bedeutet für ausländische Familien
Sozialhilfe oft Daueralimentation. Für
die nachwachsende Generation wird
dieser „Lebensunterhalt durch Sozial-
hilfebezug“ als Normalität und als Vor-
bild für die eigene Lebensführung er-
fahren. Gefordert sind hier Änderun-
gen der Sozialhilfevergabepraxis, die
das Lernen und Engagement der Ju-
gendlichen unterstützen. Besonders
eindrücklich sind Lufts Ausführungen
zur ethisch-sozialen Segregation an den
Schulen. Dies gilt sowohl für die Segre-
gation nach Schultyp (der Anteil von
Schülern deutscher Herkunft liegt an
Hauptschulen bei rund 44%, in Gym-
nasien hingegen bei fast 75%) als auch
für die räumliche Segregation (hohe
Konzentration von Kindern mit Mi-
grationshintergrund in einzelnen Stadt-
teilen). Neben institutionellen Ursachen
(insbesondere der frühen Differenzie-
rung der Kinder in unterschiedliche
Schultypen) benennt Luft den Bil-
dungsstand der Eltern und soziale Be-
dingungen des Spracherwerbs als wei-
tere Hauptgründe für die Schwierigkei-
ten in der Schule, aber auch bei der
Ausbildung und den späteren Chancen
am Arbeitsmarkt.

An diese soziale Wirklichkeit müssen
mögliche Lösungswege angekoppelt
werden. Mit Blick auf die Kinder von
Zuwanderern schreibt Luft: „Das Pro-

blem liegt nicht in der Existenz dieser
Kinder, sondern in der zurzeit gege-
benen Wahrscheinlichkeit, dass sie
schlechte Chancen haben werden, sich
erfolgreich in der Aufnahmegesellschaft
zu etablieren“.

Die Konsequenz ist eine doppelte: Die
Politik wird sich von einem schönfär-
berischen Multikulturalismus verab-
schieden und die Schwierigkeiten, die
eine dauerhafte Niederlassung mit sich
bringt, ernsthaft in den Blick nehmen
müssen. Zugleich muss deutlich wer-
den, dass Integration eine Leistung ist,
die auch von den Zuwanderern selbst
zu erbringen ist – wenn sie langfristig
funktionieren und mehr sein soll als ei-
ne formale Verleihung von Staatsange-
hörigkeit. Wichtigstes Bindeglied zwi-
schen Zuwanderern und Aufnahme-
land sind dabei die Kommunen. Eine
gute Integrationspolitik ist heute vor al-
lem auch eine gute Stadt(-teil)politik.
Lufts konkreter Vorschlag, einen „in-
nerstädtischen Lastengleich“ einzu-
richten, bei dem Vorschulkinder und
Schüler aus Gebieten mit einem hohen
Anteil nichtdeutscher Herkunft auf
Schulen anderer Stadtteile verteilt wer-
den, wird man kontrovers diskutieren
müssen, ist aber eine realistische Poin-
te, in diesem insgesamt so erfrischend
realistischen und vorurteilsfreien Buch.

Nils Goldschmidt
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Kurze, Kristina: Europas fragile Ener-
giesicherheit. Münster: LIT Verlag,
2009, 128 Seiten, € 19,90.

Als im Dezember 2009 der chinesische
Präsident Hu Jintao eine neue Erdgas-
pipeline von Turkmenistan ins Reich
der Mitte eröffnete, ließ dies für viele
Analytiker den Schluss zu, dass Europa
nur dann um die wichtigsten Ressour-
cen konkurrieren könne, wenn es Ener-
giesicherheit gemeinschaftlich behan-
deln würde. So argumentiert auch Kris-
tina Kurze in ihrer Monographie
„Europas fragile Energiesicherheit“.
Kurze vergleicht, inwiefern die EG/EU
nach der Ölkrise 1973/74 und nach
der russisch-ukrainischen Gaskrise
2005/06 kooperierte. Theoretische Lei-
tung bei der Beantwortung der For-
schungsfrage leistet der konstruktivis-
tische Securitizations-Ansatz der Ko-
penhagener Schule.

Kurzes Arbeit punktet mit einem trans-
parenten Aufbau und einer hervorra-
genden Darstellung des theoretischen
Forschungsstandes. Als Konsequenz
der theorielastigen Argumentation ist
die Studie gleichwohl nur Politikwis-
senschaftlern oder Master-Studenten
zu empfehlen, die sich bereits mit den
gängigen Theorien profund befasst
haben.

Im Gegensatz zum klassischen Sicher-
heitsverständnis werden beim kon-
struktivistischen Securitizations-Ansatz
der Kopenhagener Schule Bedrohun-
gen nicht als exogen gegeben konzep-
tualisiert, sondern diskursiv durch
Sprechakte produziert (S. 10). Dies ist
starker Tobak für hartgesottene Neo-
realisten wie den amerikanischen Poli-

tikwissenschaftler Robert Lieber, der
einmal sarkastisch bemerkte, manche
Konstruktivisten glaubten, die Welt än-
dere sich, wenn man nur lange genug
darüber reden würde. Doch Konstruk-
tivisten wollen wie die frühen Idealis-
ten soziale Phänomene nicht erklären,
sondern verstehen (S. 54).

So versucht Kurze, dem Leser ausge-
hend von der Analyse der Ölkrise
1973/74 und Gaskrise 2005/06 die
Hintergründe für die aktuelle Koopera-
tionsdynamik in der europäischen
Energiepolitik verständlich zu machen.

Als Folge der Ölkrise wurde zwar das in-
ternationale Regime der IEA auf Druck
der USA durchgesetzt und nationale
Energiesparmaßnahmen initiiert, aber
dabei handelte es sich um kein ge-
meinsames Vorgehen, sondern um Al-
leingänge der Mitgliedstaaten der EG,
so Kurze. Schließlich trat bei der Ener-
giekonferenz in Washington der offene
Bruch zwischen Frankreich und den
Vereinigten Staaten zutage. Auch in-
nerhalb der EG kam es zu dramatischen
Differenzen, da die BRD nicht vorbe-
haltlos im Fahrwasser Frankreichs
schwimmen wollte (S. 78). Prägnant
formuliert könnte man also festhalten:
Problem erkannt, aber gemeinsam ge-
handelt wurde nicht.

Im Gegensatz dazu glaubt Kurze, die
EU-Mitgliedstaaten hätten Lehren aus
der Ölkrise gezogen und als Folge des-
sen nach der Gaskrise 2005/06 sub-
stanziell kooperiert. Die Importabhän-
gigkeit von instabilen Drittländern
wurde erkannt und die Gefahr von Ver-
sorgungskrisen definiert. Die Autorin
untermauert ihre Hypothese aus-
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schließlich mit Dokumenten europä-
ischer Institutionen und Zitaten euro-
päischer Politiker. Dazu zählen die For-
derung der EU-Kommission und des
EU-Rats, Europa müsse mit einer Stim-
me sprechen, und die zur Diskussion
gestellten Gemeinschaftsmechanis-
men zur Speicherung von Erdgas und
zur grenzüberschreitenden Verteilung
von Notfallreserven im Fall von Ver-
sorgungskrisen. Faktisch bewegt sich
Kurze aber damit auf dünnem Eis
(S. 94). Denn wirklich handfeste Ergeb-
nisse lieferten diese ausschweifenden
Erklärungen der EU-Kommission bis
dato wenige. Lediglich das Netzwerk
europäischer Sicherheitskorresponden-
ten wurde eingerichtet.

Vielmehr hätte man doch genau zu ge-
genteiligen Schlüssen kommen kön-
nen. Denn aller blumigen Deklaratio-
nen zum Trotz wird weiterhin um den
Zugang zu russischem Erdgas zwischen
den europäischen Nationalstaaten mit
ihren de facto geschützten Großkon-
zernen konkurriert. Würden Europa
wirklich harmonisch und die europä-
ischen Mitgliedsländer wirklich altruis-
tisch handeln, dürfte die mit harten
Bandagen ausgetragene Konkurrenz
um die Gaspipelines North Stream,
South Stream und Nabucco nicht exis-
tieren. Dies lässt der konstruktivis-
tische Securitizations-Ansatz unbe-
achtet. Als weiteres Beispiel für das Ver-
halten der EU-Länder nach neorea-
listischem Muster könnte man die
schwierigen Verhandlungen um das
europäische Emissionshandelssystem
anführen. Auch diese liefen und laufen
alles andere als harmonisch ab. Inso-
fern scheint es doch etwas zu übertrie-
ben, von einer „Geburtsstunde“ der
„Energiepolitik für Europa“ zu spre-
chen (S. 92).

So stellt sich der Leser unweigerlich die
Frage, ob der Neorealismus nicht doch
die europäische Sicherheitspolitik vor
allem das Problem der „relative gains“
besser erklären könnte. Denn während
für den Konstruktivismus die Sprache
zentral ist, zählen für die Realisten die
realen Fakten.

Kurzes zuversichtliches Buch passt in
die derzeit in der BRD vorherrschende
Meinung, die Energiepolitik könne
sich als Schrittmacher einer weiteren
Vertiefungsrunde innerhalb der EU
entpuppen. Indes scheint angesichts
der Verfassungskrise und dem Betonen
nationaler Interessen der EU-Länder
diese Hoffnung doch etwas zu optimis-
tisch zu sein.

Manfred Groß

Loebe, Herbert / Severing, Eckart
(Hrsg.): StudiumohneAbitur.Möglich-
keiten der akademischen Qualifizie-
rung für Facharbeiter. Bielefeld: Bertels-
mann Verlag, 2009, 198 Seiten, € 19,90.

Dieser Band der Reihe „Wirtschaft und
Weiterbildung“ geht auf eine Fachta-
gung des Zentrums für Ausbildungs-
management Bayern zurück. Sie fand
im Sommer 2008 statt und hatte das
Thema „Studium ohne Abitur“. Man
kann diese Tagungsdokumentation aus
regionaler (Landesebene Freistaat Bay-
ern), aus nationaler (Bundesebene
Deutschland) oder aus internationaler
Sicht (Ebene der Europäischen Länder)
würdigen. Das entscheidende Ziel war
mehr Flexibilität, Wettbewerb und Dy-
namik im deutschen Bildungssystem.

In den Vorträgen der Tagung wurde
deutlich, dass die regionale, nationale
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und internationale Ebene eng zusam-
menhängen. Die Referenten konzen-
trierten sich dabei auf Hindernisse,
Anforderungen und Ansatzpunkte für
eine akademische Qualifizierung von
Facharbeitern. Interessante Beispiele ge-
lungener Kooperation zwischen Hoch-
schulen, Betrieben und Einrichtungen
der Wirtschaft weisen in die Zukunft
und geben wichtige Handlungsimpul-
se. Die vorliegende Veröffentlichung
wird sicher bei Bildungspolitikern,
Hochschulen und Einrichtungen der
Erwachsenenbildung die erforderliche
Beachtung finden. Sie wendet sich
auch an Hochschullehrer und beson-
ders an qualifizierte Berufspraktiker.
Gerade diese dürfen künftig auf die An-
erkennung ihrer Leistungen und die er-
forderliche weitere Förderung im aka-
demischen Bereich rechnen.

Die zusammenfassende Würdigung der
Ergebnisse der Fachtagung erlaubt nur
punktuelle Anmerkungen zu wenigen
Feststellungen der Experten. Die deut-
schen Hochschulen müssen sich künf-
tig vor allem für beruflich Qualifizierte
mehr öffnen, um lebenslanges Lernen
und die Anpassung beruflicher Qualifi-
kationen an den aktuellen Stand der
Wissenschaft zu ermöglichen. Gerade
im Hochschulbereich ist mehr Flexibi-
lität, Wettbewerb und Dynamik erfor-
derlich. Am 25. Juni 2008 hat der Baye-
rische Landtag daher ein Gesetz zur
Änderung des Bayerischen Hochschul-
gesetzes verabschiedet, welches den
Hochschulzugang erweitert. Absolven-
ten von Fachschulen und Fachakade-
mien, Meister und beruflich gleichwer-
tig Qualifizierte können nun durch ei-
ne Ergänzungsprüfung die allgemeine
oder die fachgebundene Fachhoch-
schulreife erwerben und erhalten so
die fachgebundene Fachhochschulzu-

gangsberechtigung. Erforderlich dazu
ist ein Beratungsgespräch an der Fach-
hochschule.

Ausführlich diskutiert wird die BMBF-
Initiative ANKOM (Anrechnung beruf-
licher Kompetenzen auf Hochschul-
studiengänge). Die Durchlässigkeit zwi-
schen beruflicher und akademischer
Bildung ist in Deutschland im Ver-
gleich zu anderen europäischen Län-
dern wie Finnland, England oder Frank-
reich immer noch relativ schwach ent-
wickelt. Dies betrifft sowohl den Hoch-
schulzugang für beruflich Qualifizierte
als auch die Anrechnung beruflicher
Kompetenzen auf Hochschulstudien-
gänge und die Gestaltung zielgruppen-
gerechter Studienmodelle.

Ein besonders gelungenes und aus-
führlich diskutiertes Erfolgsmodell ist
das „duale Studium“ in Bayern („hoch-
schule dual“). Dieses Verbundstudium
findet sowohl bei den Unternehmen
als auch bei den Studierenden viel Lob
und Anerkennung. Die Studierenden
durchlaufen abwechselnd Hochschul-
und Arbeitsphasen im Unternehmen.
Die Theorie-Praxis-Verzahnungen kön-
nen abhängig von Hochschule, Studi-
enfach und Modell variieren. Wirt-
schaft und Wissenschaft garantieren
durch gemeinsam aufgestellte Quali-
tätsstandards für das Anspruchsniveau
der „hochschule dual“-Studiengänge.
Die Unternehmen begrüßen das duale
Studium wegen seiner Praxisnähe, der
Intensität des Wissens- und Technolo-
gietransfers und der Beziehungen zwi-
schen Aus- und Weiterbildung. Die Stu-
dierenden schätzen v.a. die Arbeits-
platz- und Karrierechancen sowie die
hohe Übernahmequote.

Gottfried Kleinschmidt
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Weckenbrock, Christoph: Die streit-
bare Demokratie auf dem Prüfstand.
Die neue NPD als Herausforderung.
Bonn: Bouvier-Verlag, 2009, 215 Sei-
ten, € 24,90.

Rechtsextremismus beunruhigt und er-
schüttert immer wieder die Bundesre-
publik. Die Demokratie ist auch zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts kein Selbst-
läufer. So stieg 2008 bundesweit die
registrierte Zahl rechtsextremer Strafta-
ten auf rund 20.000. In Sachsen ge-
langte die gewaltnahe NPD im August
2009 erneut in den Landtag – trotz in-
terner Dauerquerelen. In Thüringen
hat sich die NPD bei der Landtagswahl
im August 2009 prozentual mehr als
verdoppelt, wenn auch unterhalb von
5%. Seit 2006 agiert eine NPD-Fraktion
im Landtag von Mecklenburg-Vor-
pommern. Bei der Bundestagswahl
2009 stabilisierte sich die NPD; erneut
partizipiert sie an der staatlichen Par-
teienmitfinanzierung. Unterdessen
dämmern REP und DVU zunehmend
im politischen Wachkoma. Davon
könnte die NPD profitieren, indem sie
Wähler und Mitglieder gewinnt. Kurz:
Rechtsextremismus ist in Deutschland
keine Massenbewegung. Dennoch gibt
es keinen Grund zur Entwarnung.

Im Rechtsextremismus fungiert vor al-
lem die NPD als Sammelbecken. Um
die Partei zurückzudrängen, bleibt ein
scharfes Instrument aus dem Arsenal
der „streitbaren Demokratie“ wichtig:
das Parteiverbot. Doch vor einem neu-
en Anlauf, die NPD zu verbieten, hält
Christoph Weckenbrock es in seiner
außergewöhnlichen Magisterarbeit für
ratsam, wichtige Fragen zu beantwor-
ten wie: Welche neuen Möglichkeiten
für den Staat ließen sich schaffen, die
NPD unterhalb eines Parteiverbots stär-

ker zurückzudrängen, zum Beispiel
über eine Neugestaltung der staatli-
chen Parteienmitfinanzierung? Welche
neuen und alten Mittel eignen sich tat-
sächlich, Parteien wie die NPD zu be-
kämpfen? Inwieweit ist die Bundesre-
publik überhaupt noch auf vorverla-
gerten Demokratieschutz angewiesen?
Inwieweit scheint es derzeit sinnvoll,
einen neuen Anlauf zu einem NPD-
Verbotsverfahren zu wagen?

Letztlich bleibt Weckenbrock nach sei-
ner abwägenden Differenzierung skep-
tisch, ob es derzeit klug wäre, einen
neuen Versuch zur Illegalisierung der
NPD zu starten. Denn die Partei zerle-
ge sich momentan eher selber, trotz
kleinerer Wahlerfolge, die sie nach ih-
ren Maßstäben zuletzt errungen habe.
Die aktuelle Lage der Partei sei insge-
samt fragil. Wenn es tatsächlich zur
Selbstpulverisierung der NPD käme,
wäre das eine elegante Lösung. Doch
sollte sich die NPD stabilisieren, bliebe
die Möglichkeit, ein sorgfältiges vorbe-
reitetes NPD-Verbotsverfahren einzu-
leiten.

Um Parteiverbote überhaupt zu er-
leichtern, diskutieren ehemalige Bun-
desverfassungsrichter darüber, die recht-
liche Basis zu schaffen, um künftig im
zuständigen Senat des Bundesverfas-
sungsgerichts ein Parteiverbot mit ein-
facher Mehrheit der acht Richter zu
verhängen statt mit Zwei-Drittel-Mehr-
heit (sechs zu zwei) wie bislang, die zu-
gleich eine Drei-Viertel-Majorität ist.
Auch nach einer solchen Reform blei-
be das Instrument „Parteiverbot“ hin-
reichend gesichert gegen Missbrauch,
unter anderem durch die Unabhängig-
keit der Richter und des Gerichts, das
über das Entscheidungsmonopol ver-
fügt.
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Mit normalen Mehrheitsentscheiden
im Senat gäbe es die NPD möglicher-
weise heute nicht mehr. Zumindest
plädierte die unterlegene Mehrheit im
gescheiteren NPD-Verbotsverfahren
2003 dafür, das Verfahren fortzusetzen.
Aber die Öffentlichkeit interessierte
sich mehr für das ausschlaggebende
Votum der Minderheit. Im deutlichen
Widerspruch zur richterlichen Sperr-
minorität erklärte die Richtermehrheit,
um ein Parteiverbotsverfahren wie
2003 zu beenden, genüge „nicht jede
staatliche Einwirkung, es muss sich
vielmehr um eine zielgerichtete und
die Willensbildung der Partei dem
Grunde nach verformende Einfluss-
nahme (Steuerung, Lenkung) handeln.
Eine staatliche Fremdsteuerung der
Antragsgegnerin dieses Ausmaßes ist
nicht ansatzweise erkennbar … .“

Doch auch mit normalen Mehrheits-
entscheiden im zuständigen Senat blie-
be vor allem ein Dilemma, das auch
Weckenbrock beschreibt: Einerseits
brauchen die Sicherheitsbehörden
(hochrangig in ihrer Partei angesie-
delte) V-Leute in der NPD-Spitze, um zu
wissen, was die Partei genau treibt. Wie
wichtig V-Leute sein können, zeigt die
Verhinderung eines Attentats auf die
Grundsteinlegung des jüdischen Kul-
turzentrums in München 2003. Ein
V-Mann gab einen entscheidenden
Hinweis aus dem Kreise derer, die das
Verbrechen vorbereitet hatten. Ande-
rerseits erschweren V-Leute in der NPD-
Spitze bzw. ihre Äußerungen in Anträ-
gen unter Umständen offenkundig ein
Verbotsverfahren.

Gerade auch deshalb bleibt es beson-
ders wichtig, die NPD politisch und ge-
sellschaftlich zu bekämpfen. Dazu ge-
hört die Aufklärung über die lupenrein

extremistische NPD, aber auch die ak-
tive demokratische Gegenwehr. Das be-
deutet auch Unterstützung der demo-
kratischen Parteien von außen oder
besser noch von innen, damit es der
NPD schwerer fällt, vor allem im Osten
politische und gesellschaftliche Vaku-
en zu füllen. Doch bislang scheint
die argumentative Auseinandersetzung
mit der NPD – als ein Kernelement der
streitbaren Demokratie – gerade in Ost-
deutschland nach 60 Jahren Diktatur
schwieriger zu sein als anderswo. Nicht
zuletzt deshalb gilt es, das Instrument
des Parteiverbotes zu schärfen bzw.
scharf zu halten, um es notfalls zu ge-
brauchen, trotz aller Ambivalenzen, die
es umfasst; Ambivalenzen, die We-
ckenbrock sachlich und sachdienlich
beschreibt. Insgesamt bietet sein Buch
eine solide und aktuelle Basis für wei-
tere Diskussionen über die aktuell, aber
auch langfristig wichtige Frage, mit
welchen legitimen und wirksamen
Mitteln Antidemokraten à la NPD & Co
zu bekämpfen sind. Denn eine Demo-
kratie ohne (jeglichen) Rechtsextremis-
mus bleibt Utopie.

Harald Bergsdorf

Whitaker, Todd: Was gute Lehrer an-
ders machen. 14 Dinge, auf die es
wirklich ankommt. Weinheim/Basel:
Beltz Verlag, 2009, 125 Seiten, € 16,95.

Der bekannte Schulpädagoge berichtet
aus und plädiert für die Praxis. Er war
und ist immer noch Lehrer, war Schul-
leiter, Seminarleiter und Schulberater.
Heute gehört er in den USA zu den füh-
renden Experten für Lehrerbildung
sowie für Unterrichts- und Schulent-
wicklung. Im Zentrum seines „Praxis-
buches“ steht die Frage: Wie unter-
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scheiden sich gute Lehrer in ihrem
Verhalten von anderen? Das Buch hat
drei Quellen: Es baut auf fünf Studien
über die Effektivität von Schulleitern
auf. Jede dieser Studien basierte auf
Besuchen an besseren und schlechte-
ren Schulen. Die zweite Quelle ist die
Tätigkeit als Schulberater. Jahr für Jahr
besucht Todd Whitaker mehr als fünf-
zig Schulen. Die dritte Quelle sind die
persönlichen Erfahrungen als Lehrer
und Schulleiter.

Im Anschluss an das Einführungskapi-
tal mit dem Thema „Was können wir
von besonders guten Lehrern lernen?“
folgen vierzehn Abschnitte, in welchen
die pädagogischen Grundüberzeugun-
gen vorgetragen werden. Jeder Punkt
stellt die praktische Arbeit effektiver
Lehrer in das Zentrum. Im abschlie-
ßenden Kapitel werden die Lehrerin-
nen und Lehrer zur Selbstreflexion auf-
gefordert. Für Lehrerkonferenzen, Leh-
rerseminare und Fortbildungsveran-
staltungen hat er nochmals auf einer
Doppelseite die vierzehn Dinge zu-
sammengefasst, „auf die es wirklich an-
kommt“.

Es kommt sicher nicht von ungefähr,
dass in den USA seit dem Erscheinen
des Buches bereits eine Viertelmillion
Exemplare verkauft worden sind. Es
wird sicher auch in Deutschland die
verdiente Beachtung und Aufmerk-
samkeit der Unterrichtspraktiker fin-
den. In der zusammenfassenden Wür-
digung des Werkes sollen die vierzehn
markanten Punkte akzentuiert werden.
Zuvor stellt Todd Whitaker fest: Gute
Lehrer hinterlassen ein pädagogisches
Vermächtnis, das weit über ihre aktive
Zeit in der Schule hinausreicht. Die
Schüler engagieren sich als Erwachsene
für gute Lehrer, weil sie sich lebhaft da-

ran erinnern, dass gute Lehrer sich Tag
für Tag für sie engagiert haben.

Gute Lehrer stellen den Menschen in
das Zentrum aller Überlegungen. Die
Qualität einer Schule hängt vom Enga-
gement der Menschen ab. Gute Lehrer
formulieren klare Erwartungen und
halten an diesen konsequent fest.
Wenn Schüler sich danebenbenehmen,
versuchen diese, dafür zu sorgen, dass
sich das Fehlverhalten nicht wieder-
holt. Sie stellen an sich selbst noch hö-
here Anforderungen als an ihre Schü-
ler, sind ständig an Verbesserungen in-
teressiert und konzentrieren sich auf
das, was sie kontrollieren und verän-
dern können: ihre eigene Leistung.

Gute Lehrer schaffen eine positive und
harmonische Atmosphäre in ihren
Klassen und in ihrer Schule. Sie behan-
deln jeden mit Respekt und Anstand.
Vor allem kennen sie die Macht des
Lobs. Gute Lehrer filtern ständig alles
Negative aus ihrem Verhaltensreper-
toire, zeigen eine positive Einstellung.
Sie sind an einer guten Kommunika-
tion interessiert, vermeiden persönli-
che Verletzungen und reparieren jeden
entstandenen Schaden. Gute Lehrer
unterscheiden genau zwischen wesent-
lichen und unwesentlichen Störungen
und versuchen auf Fehlverhalten so zu
reagieren, dass die Situation nicht es-
kaliert. Sie verfolgen bei allem, was sie
tun, einen Plan und einen Zweck, sind
aber jederzeit bereit, einen nicht funk-
tionierenden Plan zu ändern.

Gute Lehrer suchen vor Entscheidun-
gen und Veränderungen den Gedan-
kenaustausch mit qualifizierten Kolle-
ginnen und Kollegen. Welche Erfah-
rungen haben diese in ähnlichen Situa-
tionen gemacht? Gute Lehrer fragen
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sich stets, wie sich die anderen bei
ihren Entscheidungen fühlen. Sie be-
handeln alle so, als wären sie gut. Sie
messen „Vergleichsarbeiten“ und Lern-
standards keine übermäßige Bedeu-
tung bei, sondern konzentrieren sich
auf die zentralen Aufgaben: Lernen,
Lehren, Unterrichten, Bilden und Er-
ziehen.

Die abschließende Formulierung lau-
tet: „Guten Lehrern liegen ihre Schüler
am Herzen, sie engagieren sich für sie.
Sie wissen, dass Verhaltensweisen und
Grundüberzeugungen mit Emotionen
verbunden sind. Und sie wissen, wie
wichtig Emotionen sind, um Verände-
rungen in Gang zu bringen.“ Diese
vierzehn Punkte werden durch viele
Beispiele aus der täglichen Berufserfah-
rung als Lehrer und Schulleiter konkre-
tisiert, analysiert und reflektiert.

Gottfried Kleinschmidt

Smidt, Wolbert K. / Poppe, Ulrike
(Hrsg.): Fehlbare Staatsgewalt. Si-
cherheit im Widerstreit mit Ethik
und Bürgerfreiheit. Berlin: LIT Verlag,
2009, 360 Seiten, € 29,90.

Der vorliegende Band enthält eine
große Zahl von Einzelbeiträgen (28),
die sich überwiegend um die zentrale
Fragestellung strukturieren, ob und wie
die Gewährleistung von Sicherheit zu
einer Gefährdung von Freiheit führen
kann und wie ein entsprechender Ziel-
konflikt möglicherweise vermieden
werden könnte. Grundlage der Pub-
likation sind Tagungen, die der Ge-
sprächskreis Nachrichtendienste in
Deutschland (GKND) in Kooperation
mit der Evangelischen Akademie in
Berlin durchgeführt hatte. Etwas un-

verbindlich nennen die Herausgeber
als Ziel der Publikation, einen Beitrag
„… zu Grundfragen unserer Demo-
kratie …“ zu leisten. Die durchgehend
soliden bis ausgezeichneten Beiträge
werden dieser Zielsetzung zweifelsfrei
gerecht.

Inhaltlich ist der Sammelband in drei
thematische Bereiche aufgeteilt: Si-
cherheitsstrategien, Praxis und Kontro-
versen auf internationaler und euro-
päischer Ebene; Staat und Zivilgesell-
schaft im Widerstreit zwischen Sicher-
heit und Bürgerfreiheit; Staat und
Zivilgesellschaft in Deutschland im
Widerstreit zwischen Sicherheit, Recht
und Ethik. Die vielen, vielleicht auch
zu vielen thematischen Facetten, die
beim Studium der einzelnen Bereiche
bzw. der diesen zugeordneten Beiträ-
ge aufscheinen, könnten trotz der
zweifelsfreien spezifischen Sachkunde
bei dem einen oder anderen Leser
allerdings den Blick von der oben
genannten zentralen Problematik ab-
lenken.

Letztendlich muss es heute bei grund-
sätzlichen Diskussionen über nach-
richtendienstliche Arbeit um die Mög-
lichkeit ihrer Effizienzsteigerung bei
Wahrung rechtsstaatlicher Grundsätze
gehen. Es kann ja nicht mehr angehen,
dass die asymmetrische Kampfführung
des Terrorismus Staat und Gesellschaft
zu einem Kostenaufwand zwingt, der
durch ein Denken begründet ist, wel-
ches lieber gewaltige Staudämme baut,
um den Fluss des Terrorismus zu kon-
trollieren, obwohl es günstiger und ef-
fektiver wäre, Wege und Mittel zu fin-
den, um die Quellen am Ursprung zu
verschließen. In diesem Sinn und vor
diesem gedanklichen Hintergrund, der
leider zunehmende Bedeutung erfah-
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ren dürfte, erscheinen vor allem dieje-
nigen Beiträge (Frisch, Krieger, Wieck,
Geiger, Foertsch, Smidt u.a.) als beson-
ders relevant, die auf die Problematik
eines im obigen Sinn alternativen
nachrichtendienstlichen Ansatzes an-
spielen oder auch konkreten Bezug
nehmen.

Unabhängig von dieser Kernproble-
matik ist den Herausgebern gelungen,
Aussagen zum Generalthema „fehlbare
Staatsgewalt“ zu sammeln, deren jede
für sich genommen einen wertvollen
Einstieg in die Gesamtproblematik ver-
mittelt. Jeder, der an der Thematik in-
teressiert ist, wird an der Publikation
nicht vorbeikommen, auch dann
nicht, wenn ihn nur der eine oder
andere Einzelaspekt interessieren soll-
te. Als besonders geglückt darf gelten,
dass hoher Informationswert und an-
regende Analyse bei quasi allen Bei-
trägen eine gelungene Verschmelzung
eingegangen sind.

Randnotiz: Mit seiner Mitwirkung am
Zustandekommen des vorliegenden
Bandes hat der GKND einmal mehr be-
wiesen, dass es sich bei ihm nicht nur
um eine nostalgische Gruppierung
ehemaliger Nachrichtendienstler und
einem bunten Interessentenkreis han-
delt, sondern vielmehr um einen hoch-
karätigen dezentralen think tank, von
dem Grundfragen von Demokratie und
Sicherheit auf höchst kompetente und
verantwortungsvolle Weise in die öf-
fentliche Diskussion eingebracht wer-
den.

Kritik könnte allenfalls in dem Sinn ge-
übt werden, dass es jedes der drei the-
matischen Hauptsegmente verdient hät-
te, in einer eigenen Publikation vertreten
zu sein anstatt in einem einzigen Sam-
melband, dessen thematische Vielfalt
so groß ist, dass der Blick auf die Grund-
problematik verstellt werden könnte.

Klaus Lange
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Leseempfehlungen der Redaktion

Guttenberg, Karl-Theodor Frhr. zu:
Verfassung und Verfassungsvertrag.
Konstitutionelle Entwicklungsstufen
in den USA und der EU. Berlin: Dun-
cker & Humblot-Verlag, 2009, 475 Sei-
ten, € 80,00.

Zielsetzung und Schwerpunkt der
Schrift ist eine vergleichende Untersu-
chung der konstitutionellen
Entwicklungslinien in den
USA und der EU. Hierzu
legt der Autor Karl-Theodor
Frhr. zu Guttenberg Eck-
punkte und Grundlagen
der jeweiligen Verfassungs-
geschichte dar und beleuch-
tet das US-amerikanische
sowie ein „europäisches“
Verfassungsverständnis.

Im Ergebnis lässt sich das Erwachsen
eines „transatlantischen Verfassungs-
fundamentes“ konstatieren. Die Ver-
fassungswerdung Amerikas ist sosehr
auch eine europäische, wie die euro-
päische Verfassungsentwicklung auch
eine amerikanische ist. Ihre Festigung
und Bestätigung fanden und finden
der US-amerikanische Verfassungsstaat
sowie die europäische Verfassungsge-

meinschaft u.a. durch Verfassungge-
bung, Verfassungsinterpretation und
Verfassungsprinzipien – drei Themen-
komplexe, die ebenfalls einer trans-
atlantisch vergleichenden Analyse un-
terzogen werden. Neben der Erörterung
kodifizierter Wege zur Verfassungs(ver-
trags)ergänzung und -änderung stellt
der Autor dabei die Rollen der bei-

den obersten Gerichte sowie
Grundgedanken und Struk-
turelemente des amerika-
nischen Verfassungsstaates
und der europäischen Ver-
fassungsgemeinschaft einan-
der gegenüber. Vergleichen-
de Anmerkungen zu den je-
weiligen Konventsverfahren
und -ergebnissen (1789 und
2003–2004) beschließen mit
der Frage nach den Lehren

für die EU resümierend die Analyse
zweier Verfassunggebungsprozesse.

Am Ende des Werkes steht eine Be-
trachtung der verfassungsmäßig veran-
kerten Gottesbezüge auf beiden Seiten
des Atlantiks. Die Darstellung erstreckt
sich auch auf die Verfassungen der je-
weiligen Einzelstaaten sowie der deut-
schen Länder.
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Glück, Alois: Warum wir uns ändern
müssen. Wege zu einer zukunftsfähi-
gen Kultur. München: Verlag Langen
Müller Herbig nymphenburger, 2010,
224 Seiten, € 19,95.

Wandel tut not: Vom Tur-
bokapitalismus zur Nach-
haltigkeit, vom Ich zum
Wir.

Die Finanzkrise ist mehr als
ein Betriebsunfall – sie ist
die logische Folge eines
Kapitalismus, dessen Akteu-
re ohne Verantwortungsbe-
wusstein dem schnellen Ge-
winn hinterherjagen. Auch

wenn uns diese Art zu wirtschaften in
der Vergangenheit Wohlstand gebracht
hat, zukunftsfähig ist sie nicht. Statt-
dessen stehen wir heute vor der Grund-
satzfrage eines Neuanfangs: Wie gestal-
ten wir eine nachhaltige Wirtschafts-

und Lebenskultur und wie
können wir dieses Ziel ange-
sichts der Jahrhundertaufga-
ben einer globalisierten Welt
erreichen? Alois Glück ana-
lysiert die Ursachen für un-
ser jüngstes Scheitern und
beschreibt den Weg für ei-
nen gesellschaftlichen Kul-
turwandel. Fest steht: Die
Tatkraft jedes Einzelnen von
uns ist dabei gefragt.
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Ankündigungen

Folgende Neuerscheinungen aus unseren Publikationsreihen können von Interes-
senten bei der Akademie für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-Seidel-Stiftung
e.V., Lazarettstraße 33, 80636 München (Telefon: 089/1258-263) oder im Internet
www.hss.de/mediathek/publikationen.html bestellt werden:

● Aktuelle Analysen
Nr. 53: Wie funktioniert Integration? Mechanismen und Prozesse
Nr. 54: Verwirrspiel Rente – Wege und Irrwege zu einem gesicherten Lebens-
abend

● Argumente und Materialien zum Zeitgeschehen
Nr. 76: Zum Schillerjahr 2009 – Schillers politische Dimension
Sonderausgabe 1/2010: Wissensgenese an Schulen – Beiträge zu einer Bild-
didaktik: Band II

● Studies and Comments
Nr. 9: Security in South Asia: Conventional and Unconventional Factors of
Destabilization
Nr. 10: The Influence of Intelligence Services on Political Decision-making
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